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I M  N A M E N  D E R  R E P U B L I K !  

 

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Andreas HUBER als Einzelrichter 

über die Beschwerde des XXXX ,  XXXX geb., StA. von Afghanistan, vertreten durch die BBU, 

Modecenterstr. 22, 1030 Wien, gegen den Bescheid des Bundesamtes für Fremdenwesen und 

Asyl vom 30.03.2017, Zl. XXXX , nach Durchführung einer mündlichen Verhandlung am 

12.01.2021 zu Recht erkannt:     

A) 

I.  Die Beschwerde gegen die Spruchpunkte I., II. und III. erster Satz wird gemäß §§ 3 Abs. 1, 

8 Abs. 1 und 57 AsylG als unbegründet abgewiesen. 

II.  Der Beschwerde gegen die Spruchpunkte III. zweiter und dritter Satz und IV. wird 

stattgegeben und festgestellt, dass gemäß § 9 BFA-VG idgF eine Rückkehrentscheidung auf 

Dauer unzulässig ist. Dem Beschwerdeführer wird gemäß §§ 54 Abs. 1 Z 1, 58 Abs. 2 iVm 55 

Abs. 1 AsylG idgF ein Aufenthaltstitel „Aufenthaltsberechtigung plus“ für die Dauer von 12 

Monaten erteilt.  

B) 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 
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E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :  

I. Verfahrensgang:     

Der Beschwerdeführer (BF), ein männlicher, lediger Staatsangehöriger von Afghanistan und 

Angehöriger der Volksgruppe der Paschtunen und des sunnitischen Glaubens, verließ seinen 

eigenen Angaben bei der Erstbefragung zufolge sein Heimatland im August 2015 und begab 

sich auf dem Luftweg von Kabul nach Moskau und weiter schlepperunterstützt über die 

Ukraine auf dem Landweg letztlich nach Österreich, wo er am 12.09.2015 den 

gegenständlichen Antrag auf internationalen Schutz stellte. 

Zur Person des BF liegen keine Eurodac-Treffermeldungen vor. 

Der Beschwerde liegt folgendes Verwaltungsverfahren zugrunde: 

Im Verlauf seiner Erstbefragung nach dem Asylgesetz durch die LPD Niederösterreich vom 

13.09.2015 gab der BF neben seinen Angaben zum Reiseweg im Wesentlichen an, dass seine 

Eltern und zwei Schwestern nach wie vor im Heimatland wohnhaft seien. Sein Vater betreibe 

ein Lebensmittelgeschäft und unterhalte die gesamte Familie mit dem Erlös dieses Geschäftes. 

Sein Heimatland habe er verlassen, nachdem die Taliban gekommen seien und es unfriedlich 

geworden sei. Die Taliban würden alle unter Druck setzen, besonders junge Männer seien 

gezwungen worden, bei diesen mitzumachen. Auch er, der BF sei zweimal schriftlich 

aufgefordert worden mit den Taliban zu arbeiten. Er habe sich geweigert und sei, so wie auch 

seine Familie, von den Taliban bedroht worden. Sein Vater habe ein Gespräch mit ihm gesucht 

und ihn aufgefordert, Afghanistan zu verlassen. 

 

Im Rahmen der niederschriftlichen Einvernahme am 20.09.2016 vor dem Bundesamt für 

Fremdenwesen und Asyl (BFA) gab der BF im Wesentlichen an, dass er aus der Provinz 

Nangarhar, Bezirk XXXX , stamme. Er sei am  XXXX geboren. Gesundheitlich gehe es ihm gut, 

er nehme keine Medikamente und sei auch in keiner Behandlung. Er habe keine Dokumente, 

die er in Vorlage bringen könne. Er sei nicht verheiratet, habe keine Kinder. Er sei zwölf Jahre 

lang in die Schule gegangen, habe auch Englisch- und Computerkenntnisse erlangt; er habe 

mit Matura abgeschlossen. In der Folge habe er bei seinem Vater im Geschäft fallweise 

geholfen. Er selbst habe nicht regelmäßig arbeiten müssen, da der Vater durch den 
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Lebensmittelhandel die Familie versorgt habe. Für die Reise nach Österreich habe er € 14.000,- 

bezahlt. € 6000,- davon habe ihm sein Vater gegeben der Rest stamme von einem Onkel, der 

in England lebe. Er habe nach Österreich gelangen wollen, da er von einem Freund, der in 

Österreich lebe, erfahren habe, dass Österreich ein friedliches Land sei. Im Heimatland 

würden sich nach wie vor die Eltern, sowie zwei Schwestern sowie zwei Onkel väterlicherseits, 

zwei Tanten väterlicherseits und die Großmutter väterlicherseits aufhalten. Er habe zu seinen 

Verwandten regelmäßig telefonischen Kontakt. Er habe im Heimatland weder Probleme mit 

den Behörden gehabt, noch sei er vorbestraft, er werde auch nicht mit staatlichen 

Fahndungsmaßnahmen gesucht und er habe sich auch nicht politisch betätigt. In seinem Dorf 

sei alles in Ordnung gewesen, bis vor ca. ein oder eineinhalb Jahren die Taliban oder der IS 

gekommen seien, er wisse nicht genau, welche der beiden Gruppen. Zunächst seien Zettel 

verteilt worden, in denen „etwas über Krieg, Religion und Kämpfen“ gestanden sei. Es sei 

weiters darin gestanden, dass alle Moslems und alle Personen der gleichen Volksgruppe mit 

ihnen mitkämpfen sollten. Dies sei mit der Zeit immer mehr geworden, zunächst hätten sie 

Ihre Werbung nur in der Moschee gelassen, dann hätten sie, als keiner freiwillig zu ihnen 

gegangen sei, langsam mit Gewalt begonnen. Auch die Ärzte hätten das Land verlassen. Die 

Leute hätten immer mehr Angst vor diesen Gruppen bekommen, diese hätten letztlich 

machen können, was sie gewollt hätten, auch die Polizei habe nichts dagegen tun können. 

Einmal sei eine Gruppe von 13 Männern mitgenommen worden, die, wie später gesagt 

worden sei, alle umgebracht worden seien. Auch er habe Angst gehabt, dass man ihn jederzeit 

mitnehmen könne. Er persönlich habe keinen Kontakt zu diesen Gruppen gehabt, es wäre 

jedoch nur eine Frage der Zeit gewesen, bis er mitgenommen worden wäre. Er sei einmal mit 

anderen zusammen gewesen, wobei einer in dieser Gruppe gesagt habe, dass man ihnen (- 

den radikal-islamistischen Kräften) helfen müsse. Falls sie das nicht machen würden, würde 

ihnen etwas Schlimmes passieren. Auch seine Familie sei bedroht worden, nachdem er schon 

in Österreich gewesen sei. Diese Personen hätten wissen wollen, wo er sich verstecke. Nach 

Vorhalt seiner Angaben anlässlich seiner Erstbefragung, dass er zweimal schriftlich 

aufgefordert worden sei, bei den Taliban mitzumachen, erklärte der BF, dass er dies nie so 

gesagt habe. Er habe angegeben, dass diese Gruppen Werbung verteilt hätten und dass sie 

gesagt hätten, dass sie all jene umbringen, die nicht mitmachen würden. Er habe nie gesagt, 

dass er selbst zweimal schriftlich bedroht worden sei. Er habe damals auch nicht aufgepasst, 

was der Dolmetsch rückübersetzt habe, dieser habe auch geschrieben, dass er Iraker sei, was 

nicht richtig sei. Er wolle angeben, dass kein Gebiet in Afghanistan sicher sei. Im Heimatdorf 

habe er sein Elternhaus und sein Vater habe dort sein Geschäft gehabt, er habe nicht von dort 

einfach in ein anderes Gebiet gehen können. Nach Vorhalt, dass er doch auch nach Österreich 
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gegangen sei, wo er niemanden habe, erklärte der BF, dass dies richtig sei. Wenn er jetzt von 

Europa zurückkehren würde, würden die Leute in Afghanistan glauben, dass er ein Feind sei, 

denn er habe sich in einem Land, wo Ungläubige wohnhaft seien, aufgehalten. Er könnte sich 

vorstellen, dass man ihn umbringen werde. Im Hinblick auf seine Integration in Österreich 

erklärte der BF, dass er viele österreichische Freunde in Neumarkt und auch in seiner 

Fußballmannschaft habe. Eine Frau namens  XXXX sei wie seine „österreichische Mutter“. Er 

besuche Deutschkurse, mache Hausaufgaben, koche und gehe Fußballspielen. Er wolle in 

Österreich arbeiten, etwa als Informatiker. Er lebe mit keiner Person in einer 

Familiengemeinschaft. Fallweise habe er bei der Gemeinde mitgearbeitet, etwa bei einem 

Flohmarkt geholfen. 

 

Unter einem legte der BF nachstehende Unterlagen vor:   

 Österreichischer Freiwilligenpass der Volkshilfe 

 4 private Unterstützungsschreiben, darunter eines von XXXX , die darin ausführt, dass 

der BF wie ihr 4 Sohn sei und schon zu ihrer Familie gehöre. 

 Teilnahmebestätigung vom 8.9.2016, Sprachinstitut  XXXX  

 Bestätigung der Gemeinde vom 19.9.2016 über eine Mithilfe des BF im örtlichen 

Altstoffsammelzentrum 

 Tazkira samt Übersetzung 

 

Mit Bescheid vom 30.03.2017 wies das BFA den Antrag des BF auf internationalen Schutz 

sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemäß § 3 Abs. 1 iVm § 2 

Abs. 1 Z 13 Asylgesetz 2005 (AsylG) idgF (Spruchpunkt I.) als auch hinsichtlich der Zuerkennung 

des Status des subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Afghanistan 

gemäß § 8 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 leg. cit. ab (Spruchpunkt II.). Gleichzeitig wurde dem BF 

ein Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen Gründen gemäß § 57 AsylG nicht erteilt 

(Spruchpunkt III. , 1. Satz), gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG iVm § 9 BFA-Verfahrensgesetz (BFA-

VG) idgF gegen ihn eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 Abs. 2 Z 2 Fremdenpolizeigesetz 

2005 (FPG) idgF erlassen sowie gemäß § 52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass seine Abschiebung 

gemäß § 46 FPG nach Afghanistan zulässig sei (Spruchpunkt III., 2. und 3. Satz), und gemäß § 

55 Abs. 1 bis 3 FPG die Frist für seine freiwillige Ausreise mit „14 ab Rechtskraft der 

Rückkehrentscheidung“ festgesetzt (Spruchpunkt IV.). 

Begründend wurde zusammengefasst zu Spruchpunkt I. ausgeführt, dass dem Vorbringen des 

BF zu den behaupteten Verfolgungsgründen die Glaubwürdigkeit abzusprechen sei, zudem 

selbst im Falle der Wahrunterstellung des Vorbringens eine inländische Fluchtalternative 
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gegeben wäre, und sich auch sonst bei Berücksichtigung sämtlicher bekannter Tatsachen 

keine Hinweise auf das Vorliegen eines Sachverhaltes, welcher zur Gewährung von Asyl führen 

würde, ergeben hätten. In Bezug auf Spruchpunkt II. wurde festgehalten, dass die 

Sicherheitslage in Afghanistan zwar schwierig sei, jedoch nicht ein so hohes Gewaltniveau 

erreiche, dass eine Rückverbringung eine Verletzung von Art. 3 EMRK darstellen würde. 

Zudem habe der BF jahrelang in Afghanistan trotz der schlechten Sicherheitslage leben 

können und lebe auch seine gesamte Familie und Verwandtschaft derzeit unbehelligt in 

Afghanistan. Seine Familie und Verwandten könnten als soziales Auffangnetz dienen und den 

BF einer Rückkehr unterstützen. 

Zu Spruchpunkt III. wurde erwogen, dass mangels Familienbezugs in Österreich kein 

schützenswertes Familienleben vorliege. Im Hinblick auf das Privatleben des BF führte das BFA 

nach einer Abwägung der relevanten Aspekte (Dauer des Aufenthalts, mäßiger Spracherwerb, 

keine ausbildung, keine Berufstätigkeit, Freizeitaktivitäten wie Fußballspielen, Freundeskreis, 

mehrere Empfehlungsschreiben, etc.) aus, dass die öffentlichen Interessen an der 

Aufenthaltsbeendigung schwerer wiegen würden als seine Interessen am Verbleib in 

Österreich, weshalb nicht unverhältnismäßig in das Recht auf Achtung des Privatlebens 

eingegriffen werde.  

Der Bescheid wurde dem BF am 31.03.2017 durch Hinterlegung zugestellt. 

Gegen diesen Bescheid erhob der BF fristgerecht im Wege seiner damaligen Rechtsvertretung 

Beschwerde, in welcher im Wesentlichen sein bisheriges Vorbringen zur Situation in seinem 

Heimatdorf, sowie zu seiner Integration im Bundesgebiet wiederholt wurde. Er könne nicht 

nachvollziehen, aus welchen Gründen man seinem Vorbringen keinen Glauben schenke. Er sei 

mit derzeit 22 Jahren im wehrfähigen Alter, er falle in ein Risikoprofil. 

Am 07.01.2021 fand vor dem Bundesverwaltungsgericht eine öffentliche mündliche 

Verhandlung statt, in welcher der BF zu seinem Fluchtgrund, zu seinen Lebensumständen in 

Österreich sowie in Afghanistan befragt, und eine innerstaatliche Fluchtalternative in einer 

der großen Provinzhauptstädte, wie konkret Mazar-e-Sharif, (vor dem Hintergrund der 

Berichte: LIB der BFA-Staatendokumentation zu Afghanistan vom Dezember 2020, sowie 

UNHCR-Guidelines vom August 2018 und EASO Country-Guidance) erörtert wurde, wo keine 

maßgebliche Wahrscheinlichkeit dafür erkannt werden könne, dass der BF wegen damaliger 

allgemeiner Aufrufe, bei den Taliban/IS mitzukämpfen ohne jemals prominent als Gegner 

dieser Gruppen aufgefallen zu sein,  nunmehr abseits des Heimatdorfes einer Bedrohung 
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ausgesetzt sein würde, zumal die Provinzhauptstädte, wie etwa Mazar-e- Sharif unter 

Regierungskontrolle stünden. Der BF entgegnete darauf, dass für ihn keine Region in 

Afghanistan sicher wäre, er könnte überall von diesen Personengruppen aufgefunden werden, 

wenngleich er zugestehe, dass er keine prominente Person sei. 

Weiters machte der BF in der Beschwerdeverhandlung geltend, dass ein Onkel von ihm seit 

etwa 2 bis 3 Jahren eine Feindschaft mit einem Geschäftspartner habe, was dazu führe, dass 

alle Angehörigen seines Stammes bzw. Clans bedroht seien. Auch dies würde gegen seine 

Rückkehr nach Afghanistan sprechen. 

Im Hinblick auf seine Integration in Österreich brachte der BF vor, dass er derzeit eine Lehre 

zum Restaurantfachmann absolviere; er befinde sich in der praktischen Ausbildung im dritten 

Lehrjahr, in der Berufsschule besuche er das zweite Lehrjahr. Sein Arbeitgeber sei sehr 

zufrieden mit ihm und wolle, dass er in Zukunft jenen Arbeitsbereich, indem er derzeit tätig 

sei, als Chef leite. Auch spreche er mittlerweile viel besser deutsch, er habe zwar nur einen 

Abschluss auf A2-Niveau, doch spreche er jeden Tag im Rahmen seiner beruflichen Ausbildung 

Deutsch, sodass er diesbezüglich gute Fortschritte erzielt habe. Er verdiene monatlich € 855,- 

dazu kämen noch € 100,- bis € 150,- Trinkgeld. Er benötige keine Unterstützung von staatlicher 

Seite, er finanziere sein Leben selbst. Er teile sich mit einer anderen Person eine Wohnung, 

die Wohnungsmiete belaufe sich auf € 427, wovon er die Hälfte, somit € 213,50 zu tragen 

habe. Er sei damit selbsterhaltungsfähig. Aktuell habe er keine Partnerin, doch habe er bereits 

Beziehungen zur österreichischen Mädchen gehabt. In seiner Freizeit spiele er Fußball, 

mittlerweile nicht mehr so oft, da er aufgrund seiner Arbeit nicht mehr an den Trainings 

teilnehmen könne. Er habe viele Freunde im Bundesgebiet, was aus seinen 

Empfehlungsschreiben ersichtlich sei.  XXXX habe sich um ihn gekümmert, sie habe ihn sogar 

als ihren Sohn adoptieren wollen, doch sei dies nicht möglich gewesen, weil er zu diesem 

Zeitpunkt bereits volljährig gewesen sei. 

In der Verhandlung wurden weitere Unterlagen (Teilnahmebestätigung Werte- und 

Orientierungskurs aus dem jahr 2017, Empfehlungsschreiben, Vielzahl von 

Unterstützungserklärungen auf einem großen Papierbogen, (Teil-)Kursbesuchsbestätigung A2 

aus dem Jahr 2016, Fußballurkunde) betreffend die Integration des BF vorgelegt. 

In einer am 15.01.2021 eingelangten schriftlichen Stellungnahme zu den in der Verhandlung 

eingebrachten Länderinformationen sowie ergänmzend zu seinen Angaben führte der BF 

darin im Wesentlichen aus, dass die radikalen Gruppierungen im Dorf des BF Zettel verteilt 



- 7 - 

 

 

und immer wieder junge Männer angeworben und im Falle der Widersetzung auch Gewalt 

angedroht hätten. Wenngleich eine konkrete Annäherung an den BF persönlich nicht erfolgt 

sei, habe doch sehr wohl die reale Gefahr einer Zwangsrekrutierung durch radikale Gruppen 

bestanden. Der Annahme einer innerstaatlichen Fluchtalternative sei entgegenzuhalten, dass 

bereits vor dem COVID 19 Ausbruch die Wohnraum-, Arbeitsmarkt- und Versorgungslage auch 

in den Städten wie Mazar e Sharif kritisch gewesen sei, und sich die sozioökonomische Lage 

mittlerweile noch verschärft habe. Der BF habe den Mazar-e-Sharif keine Angehörigen und 

könne nicht ausgeschlossen werden, dass er im Falle einer Rückkehr dorthin in eine 

existenzbedrohende, wirtschaftlich ausweglose Lage geraten könnte. Im Übrigen wiederholte 

der BF seine Angaben zu seiner Integration im Bundesgebiet und verwies insbesondere auf 

seine Selbsterhaltungsfähigkeit. 

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 

1. Feststellungen: 

Der ledige und volljährige BF ist ein Staatsangehöriger Afghanistans, gehört der Volksgruppe 

der Paschtunen an und bekennt sich zum sunnitischen Glauben. Der BF stammt aus der 

Provinz Nangahar. Die Eltern des BF sowie zwei Schwestern leben nach wie vor im Heimatdorf 

in der Provinz Nangarhar. Die Familie bestreitet ihren Unterhalt durch ein 

Lebensmittelgeschäft, welches der Vater des BF betreibt. 

Der BF verließ sein Heimatland aufgrund der allgemeinen schlechten Sicherheitslage, 

insbesondere aufgrund des Umstandes, dass er befürchtete, von radikal-islamischen Kräften 

zum Mitkämpfen gezwungen zu werden. Konkret und persönlich ist der BF nicht von einer 

solchen Gruppierungen angesprochen worden, doch gab es allgemeine Aufrufe (auch 

Verteilung von entsprechenden „Zetteln“), dass sich junge Männer dem Kampf anschließen 

sollten und hat der BF auch mitbekommen, dass Männer von solchen Gruppierungen 

verschleppt worden sind. Der BF selbst ist jedoch niemals prominent als besonderer Gegner 

dieser Gruppierungen in Erscheinung getreten und hat es auch keine persönliche Annäherung 

dieser radikalen Gruppen konkret an den BF selbst gegeben. 

Im Fall der Rückkehr des BF in eine der großen unter Regierungskontrolle stehenden 

Provinzhauptstädte Afghanistans, wie etwa konkret Mazar-e-Sharif können keine Indizien 

dafür erkannt werden, dass der BF landesweit von den Taliban oder IS/Daesh mit 

maßgeblicher Wahrscheinlichkeit gesucht und bedroht werden würde, weil er sich den 

damaligen allgemeinen Aufrufen zur Teilnahme am Kampf im Heimatdorf nicht angeschlossen 

hat. Ebenso wenig kann festgestellt werden, dass der BF im Falle einer Neuansiedlung in 
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Mazar-e-Sharif mit Nachteilen zu rechnen hätte, die aus der Feindschaft eines Onkels mit 

einem Geschäftspartner resultieren würden. 

Der BF ist arbeitsfähig und im Wesentlichen, abgesehen von gelegentlichen Magenschmerzen, 

gegen die er fallweise Medikamente einnimmt (-eine Gastroskopie verlief ohne Befund), 

gesund. Er ist strafrechtlich unbescholten.  

Der BF hat die Sprachprüfung auf dem Niveau A2 abgelegt, kann aber offenkundig auf 

höherem Niveau deutsch sprechen. Er hat auch an einem Werte- und Orientierungskurs 

teilgenommen. 

Der BF absolviert seit 17.09.2018 eine Lehre bei der KURHOTEL  XXXX - GMBH. Der BF befindet 

sich im 3. praktischen Lehrjahr und ist aufgrund seines daraus erzielten Einkommens von etwa 

€ 1.000,- (samt Trinkgeld) selbsterhaltungsfähig. Er bezieht keine öffentlichen 

Unterstützungsleistungen und lebt in einer Privatwohnung (Wohngemeinschaft), die er aus 

eigenem Einkommen finanziert. 

Der BF spielt in seiner Freizeit in einem Verein Fußball, er hat auch Kontakte zu 

österreichischen Freunden, konkret auch zu einer Flüchtlingskoordinatorin, die sich besonders 

um ihn gekümmert hat und ihn mittlerweile wie einen Sohn ansieht. Zudem engagiert sich der 

BF am Gemeindeleben, etwa bei Mithilfe an Flohmärkten oder beim 

Altstoffsammelstellezentrum. 

Zur allgemeinen politischen und menschenrechtlichen Situation in Afghanistan wird 

Folgendes festgestellt: 

 

„Entwicklung der COVID-19 Pandemie in Afghanistan 

Der erste offizielle Fall einer COVID-19 Infektion in Afghanistan wurde am 24.2.2020 in Herat festgestellt (RW 

9.2020). Laut einer vom afghanischen Gesundheitsministerium (Afghan 

MoPH) durchgeführten Umfrage hatten zwischen März und Juli 2020 35% der Menschen in Afghanistan 

Anzeichen und Symptome von COVID-19. Laut offiziellen Regierungsstatistiken wurden bis zum 2.9.2020 in 

Afghanistan 103.722 Menschen auf das COVID-19-Virus getestet (IOM 23.9.2020). Offiziellen Zahlen der 

WHO zufolge gab es bis 16.11.2020 43.240 bestätigte COVID-19 Erkrankungen und 1.617 Tote (WHO 

17.11.2020). Aufgrund begrenzter Ressourcen des öffentlichen Gesundheitswesens und der 

Testkapazitäten, der Testkriterien, des Mangels an Personen, die sich für Tests melden, sowie wegen des 

Fehlens eines nationalen Sterberegisters werden bestätigte Fälle von und Todesfälle durch COVID-19 in 

Afghanistan wahrscheinlich insgesamt unterrepräsentiert. Mit dem Herannahen der Wintermonate deutet der 

leichte Anstieg an neuen Fällen darauf hin, dass eine zweite Welle der Pandemie entweder bevorsteht oder 

bereits begonnen hat (UNOCHA 12.11.2020). 
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Maßnahmen der Regierung und der Taliban 

Das afghanische Gesundheitsministerium (MoPH) hat verschiedene Maßnahmen zur Vorbereitung und 

Reaktion auf COVID-19 ergriffen. „Rapid Response Teams" (RRTs) besuchen Verdachtsfälle zu Hause. Die 

Anzahl der aktiven RRTs ist von Provinz zu Provinz unterschiedlich, da ihre Größe und ihr Umfang von der 

COVID-19-Situation in der jeweiligen Provinz abhängt. Sogenannte „Fix-Teams" sind in Krankenhäusern 

stationiert, untersuchen verdächtige COVID- 19-Patienten vor Ort und stehen in jedem öffentlichen 

Krankenhaus zur Verfügung. Ein weiterer Teil der COVID-19-Patienten befindet sich in häuslicher Pflege 

(Isolation). Allerdings ist die häusliche Pflege und Isolation für die meisten Patienten sehr schwierig bis 

unmöglich, da die räumlichen Lebensbedingungen in Afghanistan sehr begrenzt sind (IOM 23.9.2020). Zu 

den Sensibilisierungsbemühungen gehört die Verbreitung von Informationen über soziale Medien, Plakate, 

Flugblätter sowie die Ältesten in den Gemeinden (IOM 23.9.2020; vgl. WB 28.6.2020). 

Gegenwärtig gibt es in den Städten Kabul, Herat und Mazar-e Sharif keine Ausgangssperren. Das 

afghanische Gesundheitsministerium hat die Menschen jedoch dazu ermutigt, einen physischen Abstand von 

mindestens einem Meter einzuhalten, eine Maske zu tragen, sich 20 Sekunden lang die Hände mit Wasser 

und Seife zu waschen und Versammlungen zu vermeiden. Hotels, Teehäuser und andere Möglichkeiten der 

Unterkunftnahme sind aktuell geöffnet (IOM 

23.9.2020) . 

Die Taliban erlauben in von ihnen kontrollierten Gebieten medizinischen Helfern den Zugang im 

Zusammenhang mit der Bekämpfung von COVID-19 (NH 3.6.2020; vgl. Guardian 2.5.2020). 

Gesundheitssystem und medizinische Versorgung 

Mit Stand vom 21.9.2020 war die Zahl der COVID-19-Fälle in Afghanistan seit der höchsten Zahl der 

gemeldeten Fälle am 17.6.2020 kontinuierlich zurückgegangen, was zu einer Entspannung der Situation in 

den Krankenhäusern führte (IOM 23.9.2020), wobei Krankenhäuser und Kliniken nach wie vor über Probleme 

bei der Aufrechterhaltung oder Erweiterung der Kapazität ihrer Einrichtungen zur Behandlung von Patienten 

mit COVID-19 sowie bei der Aufrechterhaltung wesentlicher Gesundheitsdienste, insbesondere in Gebieten 

mit aktiven Konflikten berichten. Gesundheitseinrichtungen im ganzen Land berichten nach wie vor über 

Defizite bei persönlicher 

Schutzausrüstung, medizinischem Material und Geräten zur Behandlung von COVID-19 (UNO- CHA 

12.11.2020; vgl. AA 16.7.2020, WHO 8.2020). Auch sind die Zahlen der mit COVID-19 Infizierten zuletzt 

wieder leicht angestiegen (UNOCHA 12.11.2020). 

In den 18 öffentlichen Krankenhäusern in Kabul gibt es insgesamt 180 Betten auf Intensivstationen. Die 

Provinzkrankenhäuser haben jeweils mindestens zehn Betten auf Intensivstationen. Private Krankenhäuser 

verfügen insgesamt über 8.000 Betten, davon wurden 800 für die Intensivpflege ausgerüstet. Sowohl in Kabul 

als auch in den Provinzen stehen für 10% der Betten auf der Intensivstation Beatmungsgeräte zur Verfügung. 

Das als Reaktion auf COVID-19 eingestellte Personal wurde zu Beginn der Pandemie von der Regierung und 

Organisationen geschult (IOM 23.9.2020). UNOCHA berichtet mit Verweis auf Quellen aus dem 

Gesundheitssektor, dass die niedrige Anzahl an Personen die Gesundheitseinrichtungen aufsuchen auch an 

der Angst der Menschen vor einer Ansteckung mit dem Virus geschuldet ist (UNOCHA 15.10.2020) wobei 

auch die Stigmatisierung die mit einer Infizierung einhergeht hierbei eine Rolle spielt (UNOCHA 

12.11.2020) . 
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Durch die COVID-19 Pandemie hat sich der Zugang der Bevölkerung zu medizinischer Behandlung verringert 

(AAN 1.1.2020). Dem IOM Afghanistan COVID-19 Protection Monitoring Report zufolge haben 53 % der 

Bevölkerung nach wie vor keinen realistischen Zugang zu Gesundheitsdiensten. Ferner berichteten 23 % der 

durch IOM Befragten, dass sie sich die gewünschten Präventivmaßnahmen, wie den Kauf von 

Gesichtsmasken, nicht leisten können. Etwa ein Drittel der befragten Rückkehrer berichtete, dass sie keinen 

Zugang zu Handwascheinrichtungen (30%) oder zu Seife/Desinfektionsmitteln (35%) haben (IOM 23.9.2020). 

Sozioökonomische Auswirkungen und Arbeitsmarkt 

Die sozioökonomischen Auswirkungen von COVID-19 beeinflussen die Ernährungsunsicherheit, die 

inzwischen ein ähnliches Niveau erreicht hat wie während der Dürre von 2018 (UNOCHA 

12.11.2020) . In der ersten Hälfte des Jahres 2020 kam es zu einem deutlichen Anstieg der 

Lebensmittelpreise, die im April 2020 im Jahresvergleich um rund 17% stiegen, nachdem in den wichtigsten 

städtischen Zentren Grenzkontrollen und Lockdown-Maßnahmen eingeführt worden waren. Der Zugang zu 

Trinkwasser war jedoch nicht beeinträchtigt, da viele der Haushalte entweder über einen Brunnen im Haus 

verfügen oder Trinkwasser über einen zentralen Wasserverteilungskanal erhalten. Die Auswirkungen der 

Handelsunterbrechungen auf die Preise für grundlegende Haushaltsgüter haben bisher die Auswirkungen 

der niedrigeren Preise für wichtige Importe wie Öl deutlich überkompensiert. Die Preisanstiege scheinen seit 

April 2020 nach der Verteilung von Weizen aus strategischen Getreidereserven, der Durchsetzung von Anti-

Preismanipulationsregelungen und der Wiederöffnung der Grenzen für Nahrungsmittelimporte nachgelassen 

zu haben (IOM 23.9.2020; vgl. WHO 7.2020), wobei gemäß des WFP (World Food Program) zwischen März 

und November 2020 die Preise für einzelne Lebensmittel (Zucker, Öl, Reis...) um zwischen 18-31% gestiegen 

sind (UNOCHA 12.11.2020). Zusätzlich belastet die COVID-19-Krise mit einhergehender wirtschaftlicher 

Rezession die privaten Haushalte stark (AA 16.7.2020). 

Laut einem Bericht der Weltbank zeigen die verfügbaren Indikatoren Anzeichen für eine stark schrumpfende 

Wirtschaft in der ersten Hälfte des Jahres 2020, was die Auswirkungen der CO- VID-19-Krise im Kontext der 

anhaltenden Unsicherheit widerspiegelt. Die Auswirkungen von COVID-19 auf den Landwirtschaftssektor 

waren bisher gering. Bei günstigen Witterungsbedingungen während der Aussaat wird erwartet, dass sich 

die Weizenproduktion nach der Dürre von 2018 weiter erholen wird. Lockdown-Maßnahmen hatten bisher 

nur begrenzte Auswirkungen auf die landwirtschaftliche Produktion und blieben in ländlichen Gebieten nicht 

durchgesetzt. Die Produktion von Obst und Nüssen für die Verarbeitung und den Export wird jedoch durch 

Unterbrechung der Lieferketten und Schließung der Exportwege negativ beeinflusst (IOM 23.9.2020; vgl. WB 

15.7.2020). 

Es gibt keine offiziellen Regierungsstatistiken, die zeigen, wie der Arbeitsmarkt durch COVID-19 beeinflusst 

wurde bzw. wird. Es gibt jedoch Hinweise darauf, dass die COVID-19-Pandemie erhebliche negative 

Auswirkungen auf die wirtschaftliche Lage in Afghanistan hat, einschließlich des Arbeitsmarktes (IOM 

23.9.2020; vgl. AA 16.7.2020). Die afghanische Regierung warnt davor, dass die Arbeitslosigkeit in 

Afghanistan um 40% steigen wird. Die Lockdown-Maßnahmen haben die bestehenden prekären 

Lebensgrundlagen in dem Maße verschärft, dass bis Juli 2020 84% der durch IOM-Befragten angaben, dass 

sie ohne Zugang zu außerhäuslicher Arbeit (im Falle einer Quarantäne) ihre grundlegenden 

Haushaltsbedürfnisse nicht länger als zwei Wochen erfüllen könnten; diese Zahl steigt auf 98% im Falle einer 

vierwöchigen Quarantäne (IOM 23.9.2020). Insgesamt ist die Situation vor allem für Tagelöhner sehr 

schwierig, da viele Wirtschaftssektoren von den Lockdown-Maßnahmen im Zusammenhang mit COVID-19 
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negativ betroffen sind (IOM 23.9.2020; vgl. Martin/Parto 11.2020). 

Bewegungsfreiheit 

Im Zuge der COVID-19 Pandemie waren verschiedene Grenzübergänge und Straßen vorübergehend 

gesperrt (RFE/RL 21.8.2020; vgl. NYT 31.7.2020, IMPACCT 14.8.2020, UNOCHA 

30.6.2020) , wobei aktuell alle Grenzübergänge geöffnet sind (IOM 23.9.2020). Im Juli 2020 wurden auf 

der afghanischen Seite der Grenze mindestens 15 Zivilisten getötet, als pakistanische Streitkräfte angeblich 

mit schwerer Artillerie in zivile Gebiete schossen, nachdem Demonstranten auf beiden Seiten die 

Wiedereröffnung des Grenzübergangs gefordert hatten und es zu Zusammenstößen kam (NYT 31.7.2020). 

Die internationalen Flughäfen in Kabul, Mazar-e Sharif, Kandarhar und Herat werden aktuell international wie 

auch national angeflogen und auch findet Flugverkehr zu nationalen Flughäfen wie jenem in Bamyan statt 

(Flightradar 24 18.11.2020). Derzeit verkehren Busse, Sammeltaxis und Flugzeuge zwischen den Provinzen 

und Städten. Die derzeitige Situation führt zu keiner Einschränkung der Bewegungsfreiheit (IOM 23.9.2020). 

IOM Österreich unterstützt auch derzeit Rückkehrer im Rahmen der freiwilligen Rückkehr und Teilnahme an 

Reintegrationsprogrammen. Neben der Reiseorganisation bietet IOM Österreich dabei Unterstützung bei der 

Ausreise am Flughafen Wien Schwechat an (STDOK 14.7.2020). Mit Stand 22.9.2020, wurden im laufenden 

Jahr 2020 bereits 70 Teilnahmen an dem Reintegrationsprojekt Restart III akzeptiert und sind 47 Personen 

freiwillig nach Afghanistan zurückgekehrt - zuletzt jeweils 13 Personen im August und im September 2020 

(IOM 23.9.2020). 

 

3 Politische Lage 

Letzte Änderung: 14.12.2020 

Afghanistan ist ein Zentralstaat mit 34 Provinzen, die in Distrikte gegliedert sind (AA 15.4.2019). Auf einer 

Fläche von 652.860 Quadratkilometern leben ca. 32,9 Millionen (NSIA 6.2020) bis 39 Millionen Menschen 

(WoM 6.10.2020). 

Im Jahr 2004 wurde die neue Verfassung angenommen, die vorsieht, dass kein Gesetz gegen die Grundsätze 

und Bestimmungen des Islam verstoßen darf und alle Bürgerinnen und Bürger Afghanistans, Mann wie Frau, 

gleiche Rechte und Pflichten vor dem Gesetz haben (CoA 26.2.2004; vgl. STDOK 7.2016, Casolino 2011). 

Die Verfassung der islamischen Republik Afghanistan sieht vor, dass der Präsident der Republik direkt vom 

Volk gewählt wird und sein Mandat fünf Jahre beträgt (CoA 26.2.2004; vgl. Casolino 2011). Implizit schreibt 

die Verfassung dem Präsidenten auch die Führung der Exekutive zu (AAN 13.2.2015) und die 

Provinzvorsteher, sowie andere wichtige Verwaltungsbeamte, werden direkt vom Präsidenten ernannt und 

sind diesem rechenschaftspflichtig. Viele werden aufgrund persönlicher Beziehungen ausgewählt (EC 

18.5.2019). 

Im direkt gewählten Unterhaus der Nationalversammlung, der Wolesi Jirga (Haus des Volkes) mit 249 Sitzen, 

kandidieren die Abgeordneten für eine fünfjährige Amtszeit. In der Meshrano Jirga (House of Elders), dem 

Oberhaus mit 102 Sitzen, wählen die Provinzräte zwei Drittel der Mitglieder für eine Amtszeit von drei oder 

vier Jahren, und der Präsident ernennt das verbleibende Drittel für eine Amtszeit von fünf Jahren. Die 
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Verfassung sieht die Wahl von Bezirksräten vor, die ebenfalls Mitglieder in die Meshrano Jirga entsenden 

würden, aber diese sind noch nicht eingerichtet worden. Zehn Sitze der Wolesi Jirga sind für die nomadische 

Gemeinschaft der Kutschi reserviert, darunter mindestens drei Frauen, und 65 der allgemeinen Sitze der 

Kammer sind für Frauen reserviert (FH 4.3.2020; vgl. USDOS 11.3.2020). 

Die Sitze im Unterhaus verteilen sich proportional zur Bevölkerungszahl auf die 34 Provinzen. 

Verfassungsgemäß sind für Frauen 68 Sitze, für die Minderheit der Kutschi zehn Sitze und für Vertreter der 

Hindu- bzw. Sikh-Gemeinschaft ein Sitz reserviert (USDOS 11.3.2020; vgl. Casolino 2011). 

Die Rolle des Parlaments bleibt begrenzt. Zwar beweisen die Abgeordneten mit gelegentlich kritischen 

Anhörungen und Abänderungen von Gesetzesentwürfen die grundsätzliche Funktionsfähigkeit des 

Parlaments. Zugleich werden aber verfassungsmäßige Rechte genutzt um die Regierungsarbeit gezielt zu 

behindern, Personalvorschläge der Regierung zum Teil über längere Zeiträume zu blockieren und sich 

Zugeständnisse wohl auch finanzieller Art an einzelne Abgeordnete abkaufen zu lassen. Generell leidet die 

Legislative unter einem kaum entwickelten Parteiensystem und mangelnder Rechenschaftspflicht der 

Parlamentarier gegenüber ihren Wählern (AA 16.7.2020). 

Präsidentschafts- und Parlamentswahlen 

Die Präsidentschaftswahlen und Parlamentswahlen finden gemäß Verfassung alle fünf Jahre statt (USIP 

11.2013). Mit dreijähriger Verzögerung fanden zuletzt am 20. und 21.10.2018 - mit Ausnahme der Provinz 

Ghazni - Parlamentswahlen statt (USDOS 11.3.2020). Die letzten Präsidentschaftswahlen fanden am 

28.9.2019 statt (RFE/RL 20.10.2019; vgl. USDOS 11.3.2020, AA 1.10.2020). 

Bei den Wahlen zur Nationalversammlung am 20. und 21.10.2018 gaben etwa vier Millionen der registrierten 

8,8 Millionen Wahlberechtigten ihre Stimme ab. Die Wahl war durch Unregelmäßigkeiten geprägt, darunter 

Betrug bei der Wählerregistrierung und Stimmabgabe, Einschüchterung der Wähler und einige Wahllokale 

mussten wegen Bedrohung durch örtliche Machthaber schließen. Die Taliban und andere Gruppierungen 

behinderten die Stimmabgabe durch Drohungen und Belästigungen (USDOS 11.3.2020). Wegen Vorwürfen 

des Betruges und des Missmanagements erklärte Anfang Dezember 2018 die afghanische 

Wahlbeschwerdekommission (ECC) alle in der Provinz Kabul abgegebenen Stimmen für ungültig (RFE/RL 

6.12.2018). Die beiden Wahlkommissionen einigten sich in Folge auf eine neue Methode zur Zählung der 

abgegebenen Stimmen (TN 12.12.2018). Die Provinzergebnisse von Kabul wurden schließlich am 14.5.2019, 

fast sieben Monate nach dem Wahltag, veröffentlicht. In einer Ansprache bezeichnete Präsident Ghani die 

Wahl als „Katastrophe“ und die beiden Wahlkommissionen als „ineffizient“ (AAN 

17.5.2019) . 

Die ursprünglich für den 20.4.2019 vorgesehene Präsidentschaftswahl wurde mehrfach verschoben, da die 

Wahlbehörden auf eine landesweite Wahl so kurz nach der Parlamentswahl im Oktober 2018 nicht vorbereitet 

waren. Der Oberste Gerichtshof Afghanistans konnte die Herausforderungen für die Wahlkommission 

nachvollziehen und verlängerte die Amtszeit von Präsident Ashraf Ghani bis zu der auf den 28.9.2019 

verschobenen Präsidentschaftswahl (DZ 

21.4.2019) . Die unabhängige afghanische Wahlkommission (Afghanistan’s Independent Elec- tion 

Commission) hat mehr als vier Monate nach der Präsidentschaftswahl in Afghanistan Mohammed Ashraf 

Ghani zum Sieger erklärt (DW 18.2.2020). Der amtierende Präsident erhielt 50,64% der Stimmen, wie die 

Kommission verlautbarte (DW 18.2.2020; vgl. REU 25.2.2020). Da Ghani im ersten Durchgang die 
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Präsidentschaftswahl bereits gewonnen hat, war keine Stichwahl mehr notwendig (DW 18.2.2020). CEO bzw. 

Regierungsgeschäftsführer Abdullah Abdullah, kam den Resultaten zufolge auf 39,52% (DW 18.2.2020; vgl. 

REU 25.2.2020). Nach monatelangem, erbittertem Streit um die Richtigkeit von Hunderttausenden von 

Stimmen waren nur noch 1,8 Millionen Wahlzettel berücksichtigt worden (DW 18.2.2020; vgl. FH 4.3.2020). 

Hingegen lag die Zahl der registrierten Wähler bei 9,6 Millionen. Afghanistan hat eine geschätzte Bevölkerung 

von 35 Millionen Einwohnern (DW 18.2.2020). Die umstrittene Entscheidungsfindung der Wahlkommissionen 

und deutlich verspätete Verkündung des endgültigen Wahlergebnisses der Präsidentschaftswahlen vertiefte 

die innenpolitische Krise, die erst Mitte Mai 2020 gelöst werden konnte. Amtsinhaber Ashraf Ghani wurde mit 

einer knappen Mehrheit zum Wahlsieger im ersten Urnengang erklärt. Sein wichtigster Herausforderer, 

Abdullah Abdullah erkannte das Wahlergebnis nicht an (AA 16.7.2020) und so ließen sich am 9.3.2020 

sowohl Ghani als auch Abdullah als Präsident vereidigen (NZZ 20.4.2020; vgl. TN 16.4.2020). Die daraus 

resultierende Regierungskrise wurde mit einem von beiden am 17.5.2020 unterzeichneten Abkommen zur 

gemeinsamen Regierungsbildung für beendet erklärt (AA 16.7.2020; vgl. NZZ 20.4.2020, DP 17.5.2020; vgl. 

TN 11.5.2020). Diese Situation hatte ebenfalls Auswirkungen auf den afghanischen Friedensprozess. Das 

Staatsministerium für Frieden konnte zwar im März bereits eine Verhandlungsdelegation benennen, die von 

den wichtigstenAkteuren akzeptiert wurde, aber erst mit dem Regierungsabkommen vom 17.5.2020 und der 

darin vorgesehenen Einsetzung eines Hohen Rates für Nationale Versöhnung, unter Vorsitz von Abdullah, 

wurde eine weitergehende Friedensarchitektur der afghanischen Regierung formal etabliert (AA 16.7.2020). 

Dr. Abdullah verfügt als Leiter des Nationalen Hohen Versöhnungsrates über die volle Autorität in Bezug auf 

Friedens- und Versöhnungsfragen, einschließlich Ernennungen in den Nationalen Hohen Versöhnungsrat 

und das Friedensministerium. Darüber hinaus ist Dr. Abdullah Abdullah befugt, dem Präsidenten Kandidaten 

für Ernennungen in den Regierungsabteilungen (Ministerien) mit 50% Anteil vorzustellen (RA KBL 

12.10.2020). 

 

 

Politische Parteien 

Die afghanische Verfassung erlaubt die Gründung politischer Parteien, solange deren Programm nicht im 

Widerspruch zu den Prinzipien des Islam steht (USDOS 10.6.2020). Um den Parteien einen allgemeinen und 

nationalen Charakter zu verleihen, verbietet die Verfassung jeglichen Zusammenschluss in politischen 

Organisationen, der aufgrund von ethnischer, sprachlicher (Ca- solino 2011; vgl. CoA 26.1.2004) oder 

konfessioneller Zugehörigkeit erfolgt (Casolino 2011; vgl. CoA 26.1.2004; USDOS 20.6.2020). Auch darf 

keine rechtmäßig zustande gekommene Partei oder Organisation ohne rechtliche Begründung und ohne 

richterlichen Beschluss aufgelöst werden (CoA 26.1.2004). 

Das kaum entwickelte afghanische Parteiensystem weist mit über 70 registrierten Parteien eine starke 

Zersplitterung auf (AA 16.7.2020). Die politischen Parteien haben ihren Platz im politischen System 

Afghanistans noch nicht etablieren können (DOA 17.3.2019). Die meisten dieser Gruppierungen erscheinen 

mehr als Machtvehikel ihrer Führungsfiguren denn als politisch-programmatisch gefestigte Parteien (AA 

16.7.2020; vgl. DOA 17.3.2019). Ethnische Zugehörigkeit, persönliche Beziehungen und ad hoc geformte 

Koalitionen spielen traditionell eine größere Rolle als politische Organisationen (AA 16.7.2020). 

Das derzeitige Wahlsystem ist personenbezogen, die Parteien können keine Kandidatenlisten erstellen, es 

sind keine Sitze für die Parteien reserviert und es ist den Parteien untersagt, Fraktionen im Parlament zu 
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gründen. Der Parteivorsitz wird nicht durch parteiinterne Abläufe bestimmt, sondern wird eher wie ein 

partimoniales Erbgut gesehen, das von einer Generation an die nächste, vom Vater zum Sohn, übergeben 

wird. Die Menschen vertrauen den Parteien nicht und junge, gebildete Leute sind nicht gewillt, solchen 

Parteien beizutreten (DOA 17.3.2019). 

Friedens- und Versöhnungsprozess 

Die afghanischen Regierungskräfte und die US-Amerikaner können die Taliban, die über rund 600000 Mann 

verfügen, nicht besiegen. Aber auch die Aufständischen sind nicht stark genug, die Regierungstruppen zu 

überrennen, obwohl sie rund die Hälfte des Landes kontrollieren oder dort zumindest präsent sind. In 

Afghanistan herrscht fast zwei Jahrzehnte nach dem Sturz des Taliban-Regimes durch die USA eine 

Pattsituation (NZZ 20.4.2020). Das lang erwartete Abkommen zwischen den Vereinigten Staaten und den 

Taliban wurde Ende Februar 2020 unterzeichnet (AJ 7.5.2020; vgl. NPR 6.5.2020, EASO 8.2020) - die 

afghanische Regierung war an dem Abkommen weder beteiligt, noch unterzeichnete sie dieses (EASO 

8.2020). Das Abkommen zwischen den Vereinigten Staaten und den Taliban enthält das Versprechen der 

US-Amerikaner, ihre noch rund 13.000 Armeeangehörigen in Afghanistan innerhalb von 14 Monaten 

abzuziehen. Auch die verbliebenen nichtamerikanischen NATO-Truppen sollen abgezogen werden (NZZ 

20.4.2020; vgl. USDOS 29.2.2020; REU 6.10.2020). Der Abzug der ausländischen Truppenangehörigen, von 

denen die meisten Beratungs- und Ausbildungsfunktionen wahrnehmen, ist abhängig davon, ob die Taliban 

ihren Teil der Abmachung einhalten. Sie haben im Abkommen zugesichert, terroristischen Gruppierungen 

wie etwa al-Qaida keine Zuflucht zu gewähren. Die Taliban verpflichteten sich weiter, innerhalb von zehn 

Tagen nach Unterzeichnung, Gespräche mit einer afghanischen Delegation aufzunehmen (NZZ 20.4.2020; 

vgl. USDOS 29.2.2020, EASO 8.2020). 

Die Taliban haben die politische Krise im Zuge der Präsidentschaftswahlen derweil als Vorwand genutzt, um 

den Einstieg in Verhandlungen hinauszuzögern. Sie werfen der Regierung vor, ihren Teil der am 29.2.2020 

von den Taliban mit der US-Regierung geschlossenen Vereinbarung weiterhin nicht einzuhalten und setzten 

ihre militärische Kampagne gegen die afghanischen Sicherheitskräfte mit hoher Intensität fort. Die Zahl der 

Angriffe der Taliban auf staatliche Sicherheitskräfte entspricht dem Niveau der Frühjahrsoffensiven der 

vergangenen Jahre, auch wenn die Offensive dieses Jahr bisher nicht offiziell erklärt wurde (AA 16.7.2020; 

vgl. REU 6.10.2020). 

Im September starteten die Friedensgespräche zwischen der afghanischen Regierung und den Taliban in 

Katar (REU 6.10.2020; vgl. AJ 5.10.2020, BBC 22.9.2020). Die Gewalt hat jedoch nicht nachgelassen, selbst 

als afghanische Unterhändler zum ersten Mal in direkte Gespräche verwickelt wurden (AJ 5.10.2020). Ein 

Waffenstillstand steht ganz oben auf der Liste der Regierung und der afghanischen Bevölkerung (BBC 

22.9.2020; vgl. EASO 8.2020) wobei einige Analysten sagen, dass die Taliban wahrscheinlich noch keinen 

umfassenden Waffenstillstand vereinbaren werden, da Gewalt und Zusammenstöße mit den afghanischen 

Streitkräften den Aufständischen ein Druckmittel am Verhandlungstisch geben (REU 6.10.2020). Die Rechte 

der Frauen sind ein weiteres Brennpunktthema. Die Taliban sind wiederholt danach gefragt worden und 

haben wiederholt darauf bestanden, dass Frauen und Mädchen alle Rechte erhalten, die „innerhalb des 

Islam" vorgesehen sind (BBC 22.9.2020). Doch bisher (Stand 10.2020) hat es keine Fortschritte gegeben, da 

sich die kriegführenden Seiten in Prozessen und Verfahren verzettelt haben, so diplomatische Quellen (AJ 

5.10.2020). 
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4 Sicherheitslage 

Letzte Änderung: 14.12.2020 

Die Sicherheitslage in Afghanistan ist nach wie vor volatil (UNGASC 17.3.2020). Die afghanische Regierung 

behält die Kontrolle über Kabul, die Provinzhauptstädte, die meisten Distriktzentren und die meisten Teile der 

wichtigsten Transitrouten. Mehrere Teile der wichtigsten Transitrouten sind umkämpft, wodurch 

Distriktzentren bedroht sind. Seit Februar 2020 haben die Taliban ein hohes Maß an Gewalt gegen die 

ANDSF (Afghan National Defense Security Forces) aufrechterhalten, vermeiden aber gleichzeitig Angriffe 

gegen um Provinzhauptstädte herum stationierte Koalitionstruppen - wahrscheinlich um das US-Taliban-

Abkommen nicht zu gefährden. Unabhängig davon begann IS/ISKP im Februar 2020 (zum ersten Mal seit 

dem Verlust seiner Hauptfestung in der Provinz Nangarhar im November 2019) Terroranschläge gegen die 

ANDSF und die Koalitionstruppen durchzuführen (USDOD 1.7.2020). Die Zahl der Angriffe der Taliban auf 

staatliche Sicherheitskräfte entsprach dem Niveau der Frühjahrsoffensiven der vergangenen Jahre, auch 

wenn die Offensive dieses Jahr bisher nicht offiziell erklärt wurde (AA 16.7.2020; vgl. REU 6.10.2020). 

Die Umsetzung des US-Taliban-Abkommens, angefochtene Ergebnisse der Präsidentschaftswahlen, 

regionale politische Spannungen zwischen den Vereinigten Staaten und dem Iran, Diskussionen über die 

Freilassung von Gefangenen, Krieg und die globale Gesundheitskrise COVID-19 haben laut dem Combined 

Security Transition Command-Afghanistan (CSTC-A) das zweite Quartal 2020 für die afghanischen 

Verteidigungs- und Sicherheitskräfte (ANDSF) zum „vielleicht komplexesten und herausforderndsten 

Zeitraum der letzten zwei Jahrzehnte“ gemacht (SIGAR 30.7.2020). 

Der Konflikt in Afghanistan befindet sich nach wie vor in einer „strategischen Pattsituation“, die nur durch 

Verhandlungen zwischen der afghanischen Regierung und den Taliban gelöst werden kann (SIGAR 

30.1.2020). Die afghanische Regierung führte zum ersten Mal persönliche Gespräche mit den Taliban, 

inhaltlich wurde über den Austausch tausender Gefangener verhandelt; bis dahin hatten die beiden Seiten 

sich nur per Videokonferenz unterhalten (BBC 1.4.2020). Diese Gespräche sind ein erster Schritt Richtung 

inner-afghanischer Verhandlungen, welche Teil eines zwischen Taliban und US-Amerikanern 

unterzeichneten Abkommens sind (TD 2.4.2020). Die Gespräche fanden vor dem Hintergrund anhaltender 

Gewalt im Land statt (BBC 1.4.2020). 

Für den Berichtszeitraum 1.1.2020-30.9.2020 verzeichnete UNAMA 5.939 zivile Opfer. Die Gesamtzahl der 

Opfer unter der Zivilbevölkerung ist im Vergleich zum gleichen Zeitraum des Vorjahres um 13% 

zurückgegangen, das ist der niedrigste Wert seit 2012 (UNAMA 27.10.2020). Afghanistans National Security 

Council (NSC) zufolge nahmen die Talibanattacken im Juni 2020 deutlich zu. Gemäß NATO Resolute Support 

(RS) nahm die Anzahl an zivilen Opfern im zweiten Quartal 2020 um fast 60% gegenüber dem ersten Quartal 

und um 18% gegenüber dem zweiten Quartal des Vorjahres zu(SIGAR 30.7.2020). 

Die Sicherheitslage bleibt nach wie vor volatil. Die höchste Anzahl sicherheitsrelevanter Vorfälle wurde in der 

südlichen Region, gefolgt von den nördlichen und östlichen Regionen, registriert, die allesamt 68% der 

Zwischenfälle ausmachten. Die aktivsten Konfliktregionen sind in den Provinzen Kandahar, Helmand, 

Nangarhar und Balkh zu finden. Entsprechend saisonaler Trends, gehen die Kämpfe in den Wintermonaten 

- Ende 2019 und Anfang 2020 - zurück (UNGASC 

17.3.2020) . 
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Die Sicherheitslage im Jahr 2019 

Die geographische Verteilung aufständischer Aktivitäten innerhalb Afghanistans blieb, im Vergleich der 

beiden Jahre 2018 und 2019, weitgehend konstant. Im Jahr 2019 fanden auch weiterhin im Süden und 

Westen Afghanistans schwere Kampfhandlungen statt; feindliche Aktivitäten nahmen zu und breiteten sich 

in größeren Gebieten des Nordens und Ostens aus. Der Resolute Support (RS) Mission (seit 2015 die 

Unterstützungsmission der NATO in Afghanistan) zufolge, waren für das Jahr 2019 29.083 feindliche Angriffe 

landesweit zu verzeichnen. Im Gegensatz dazu waren es im Jahr 2018 27.417 (SIGAR 30.1.2020) . Mit einer 

hohen Anzahl an sicherheitsrelevanten Vorfällen - speziell in den südlichen, nördlichen und östlichen 

Regionen - blieb die Sicherheitslage vorerst volatil, bevor ein Zeitraum der Reduzierung der Gewalt registriert 

werden konnte. Die UNAMA (Hilfsmission der Vereinten Nationen in Afghanistan) registrierte für das gesamte 

Jahr 2019 10.392 zivile Opfer, was einem Rückgang von 5% gegenüber 2018 entspricht (UNGASC 

17.3.2020). Es gab im letzten Jahr (2019) eine Vielzahl von Operationen durch die Sondereinsatzkräfte des 

Verteidigungsministeriums (1.860) und die Polizei (2.412) sowie hunderte von Operationen durch die 

Nationale Sicherheitsdirektion (RA KBL 12.10.2020). 

Seit Ende des Jahres 2019 haben Angriffe durch regierungsfeindliche Elemente erheblich zugenommen. Im 

September 2019 fanden die afghanischen Präsidentschaftswahlen statt, in diesem Monat wurde auch die 

höchste Anzahl feindlicher Angriffe eines einzelnen Monats seit Juni 2012 und die höchste Anzahl effektiver 

feindlicher Angriffe seit Beginn der Aufzeichnung der RS-Mission im Januar 2010 registriert. Dieses Ausmaß 

an Gewalt setzte sich auch nach den Präsidentschaftswahlen fort, denn im Oktober 2019 wurde die 

zweithöchste Anzahl feindlicher Angriffe in einem Monat seit Juli 2013 dokumentiert. Betrachtet man jedoch 

das Jahr 2019 in dessen Gesamtheit, so waren scheinbar feindliche Angriffe, seit Anfang des Jahres, im 

Zuge der laufenden Friedensgespräche zurückgegangen. Nichtsdestotrotz führte ein turbulentes letztes 

Halbjahr zu einem Anstieg feindlicher Angriffe um 6% bzw. effektiver Angriffe um 4% gegenüber 2018 (SIGAR 

30.1.2020). 

Zivile Opfer 

Für das Jahr 2019 registrierte die Hilfsmission der Vereinten Nationen in Afghanistan (UNAMA) als Folge des 

bewaffneten Konflikts 10.392 zivile Opfer (3.403 Tote und 6.989 Verletzte), was einen Rückgang um 5% 

gegenüber dem Vorjahr, aber auch die niedrigste Anzahl an zivilen Opfern seit dem Jahr 2013 bedeutet. 

Nachdem die Anzahl der durch ISKP verursachten zivilen Opfer zurückgegangen war, konnte ein Rückgang 

aller zivilen Opfer registriert werden, wenngleich die Anzahl ziviler Opfer speziell durch Taliban und 

internationale Streitkräfte zugenommen hatte. Im Laufe des Jahres 2019 war das Gewaltniveau erheblichen 

Schwankungen unterworfen, was auf Erfolge und Misserfolge im Rahmen der Friedensverhandlungen 

zwischen Taliban und den US-Amerikanern zurückzuführen war. In der ersten Jahreshälfte 2019 kam es zu 

intensiven Luftangriffen durch die internationalen Streitkräfte und Suchaktionen der afghanischen Streitkräfte 

- insbesondere der Spezialkräfte des afghanischen Geheimdienstes NDS (National Directorate of Security 

Special Forces) (UNAMA 2.2020). 

Aufgrund der Suchaktionen der afghanischen Streitkräfte, gab es zur Jahresmitte mehr zivile Opfer durch 

regierungsfreundliche Truppen als durch regierungsfeindliche Truppen. Das dritte Quartal des Jahres 2019 

registrierte die höchste Anzahl an zivilen Opfern seit 2009, was hauptsächlich auf verstärkte Anzahl von 

Angriffen durch Selbstmordattentäter und IEDs (improvisierte Sprengsätze) der regierungsfeindlichen Seite - 

insbesondere der Taliban - sowie auf Gewalt in Zusammenhang mit den Präsidentschaftswahlen 
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zurückzuführen ist. Das vierte Quartal 2019 verzeichnete, im Vergleich zum Jahr 2018, eine geringere Anzahl 

an zivilen Opfern; wenngleich sich deren Anzahl durch Luftangriffe, Suchoperationen und IEDs seit dem Jahr 

2015 auf einem Rekordniveau befand (UNAMA 2.2020). 

 

Die RS-Mission sammelt ebenfalls Informationen zu zivilen Opfern in Afghanistan, die sich gegenüber der 

Datensammlung der UNAMA unterscheiden, da die RS-Mission Zugang zu einem breiteren Spektrum an 

forensischen Daten und Quellen hat. Der RS-Mission zufolge, ist im Jahr 2019 die Anzahl ziviler Opfer in den 

meisten Provinzen (19 von 34) im Vergleich zum Jahr 2018 gestiegen; auch haben sich die Schwerpunkte 

verschoben. So verzeichneten die Provinzen Kabul und Nangarhar weiterhin die höchste Anzahl ziviler Opfer. 

Im letzten Quartal schrieb die RS-Mission 91% ziviler Opfer regierungsfeindlichen Kräften zu (29% wurden 

den Taliban zugeschrieben, 11% ISKP, 4% dem Haqqani-Netzwerk und 47% unbekannten Aufständischen). 

4% wurden regierungsnahen/-freundlichen Kräften zugeschrieben (3% der ANDSF und 1% den 

Koalitionskräften), während 5% anderen oder unbekannten Kräften zugeschrieben wurden. Diese 

Prozentsätze entsprechen in etwa den RS-Opferzahlen für Anfang 2019. Als Hauptursache für zivile Opfer 

waren weiterhin improvisierte Sprengsätze (43%), gefolgt von direktem (25%) und indirektem Beschuß (5%) 

verantwortlich - dies war auch schon zu Beginn des Jahres 2019 der Fall (SIGAR 30.1.2020). 

Die erste Hälfte des Jahres 2020 war geprägt von schwankenden Gewaltraten, welche die Zivilbevölkerung 

in Afghanistan trafen. Die Vereinten Nationen dokumentierten 3.458 zivile Opfer (1.282 Tote und 2.176 

Verletzte) für den Zeitraum Jänner bis Ende Juni 2020 (UNAMA27.7.2020) 

High-Profile Angriffe (HPAs) 

Sowohl in den ersten fünf Monaten 2019, als auch im letzten Halbjahr 2019 führten Aufständische, Taliban 

und andere militante Gruppierungen, insbesondere in der Hauptstadtregion weiterhin Anschläge auf 

hochrangige Ziele aus, um die Aufmerksamkeit der Medien auf sich zu ziehen, die Legitimität der 

afghanischen Regierung zu untergraben und die Wahrnehmung einer weit verbreiteten Unsicherheit zu 

schaffen (USDOD 12.2019; vgl. USDOD 1.7.2020). Das Haqqani-Netzwerk führte von September bis zum 

Ende des Berichtszeitraums keine HPA in der Hauptstadtregion durch. Die Gesamtzahl der 

 

Abbildung 1: UNAMA 27.10.2020 
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öffentlichkeitswirksamen Angriffe ist sowohl in Kabul als auch im ganzen Land in den letzten anderthalb 

Jahren stetig zurückgegangen (USDOD 

12.2019) . Zwischen 1.6.2019 und 31.10.2019 fanden 19 HPAs in Kabul statt (Vorjahreswert: 17) 

(USDOD 12.2019), landesweit betrug die Zahl 88 (USDOD 12.2019). 

ÖffentlichkeitswirksameAngriffe durch regierungsfeindliche Elemente setzten sich fort. Der Großteil der 

Anschläge richtetet sich gegen die ANDSF und die internationalen Streitkräfte; dazu zählte ein komplexer 

Angriff der Taliban auf den Militärflughafen Bagram im Dezember 2019. Im Februar 2020 kam es in Provinz 

Nangarhar zu einem sogenannten ’green-on-blue-attack’: der Angreifer trug die Uniform der afghanischen 

Nationalarmee und eröffnete das Feuer auf internationale Streitkräfte, dabei wurden zwei US-Soldaten und 

ein Soldat der afghanischen Nationalarmee getötet. Zu einem weiteren Selbstmordanschlag auf eine 

Militärakademie kam es ebenso im Februar in der Stadt Kabul; bei diesem Angriff wurden mindestens sechs 

Personen getötet und mehr als zehn verwundet (UNGASC 17.3.2020). Dieser Großangriff beendete mehrere 

Monate relativer Ruhe in der afghanischen Hauptstadt (DS 11.2.2020; vgl. UNGASC 

17.3.2020) . Seit Februar haben die Taliban ein hohes Maß an Gewalt gegen die ANDSF 

aufrechterhalten, vermeiden aber gleichzeitig Angriff gegen Koalitionstruppen um Provinzhauptstädte - 

wahrscheinlich um das US-Taliban-Abkommen nicht zu gefährden (USDOD 6.2020). Die Taliban setzten 

außerdem improvisierte Sprengkörper in Selbstmordfahrzeugen gegen Einrichtungen der ANDSF in den 

Provinzen Kandahar, Helmand und Balkh ein (UNGASC 17.3.2020). 

Anschläge gegen Gläubige, Kultstätten und religiöse Minderheiten 

Nach Unterzeichnung des Abkommens zwischen den USA und den Taliban war es bereits Anfang März 2020 

zu einem ersten großen Angriff des ISKP gekommen (BBC 6.3.2020; vgl. AJ 6.3.2020). Der ISKP hatte sich 

an den Verhandlungen nicht beteiligt (BBC 6.3.2020) und bekannte sich zu dem Angriff auf eine Gedenkfeier 

eines schiitischen Führers; Schätzungen zufolge wurden dabei mindestens 32 Menschen getötet und 60 

Personen verletzt (BBC 6.3.2020; vgl. AJ 6.3.2020). 

Am 25.3.2020 kam es zu einem tödlichen Angriff des ISKP auf eine Gebetsstätte der Sikh (Dha- ramshala) 

in Kabul. Dabei starben 25 Menschen, 8 weitere wurden verletzt (TN 26.3.2020 vgl.; BBC 25.3.2020, USDOD 

6.2020). Regierungsnahe Quellen in Afghanistan machen das Haq- qani-Netzwerk für diesen Angriff 

verantwortlich, sie werten dies als Vergeltung für die Gewalt an Muslimen in Indien (AJ 26.3.2020; vgl. TTI 

26.3.2020). Am Tag nach dem Angriff auf die Gebetsstätte, detonierte eine magnetische Bombe beim 

Krematorium der Sikh, als die Trauerfeierlichkeiten für die getöteten Sikh-Mitglieder im Gange waren. 

Mindestens eine Person wurde dabei verletzt (TTI 26.3.2020; vgl. NYT 26.3.2020, USDOD 6.2020). 

Regierungsfeindliche Gruppierungen 

In Afghanistan sind unterschiedliche regierungsfeindliche Gruppierungen aktiv - insbesondere die 

Grenzregion zu Pakistan bleibt eine Zufluchtsstätte für unterschiedliche Gruppierungen, wie Taliban, 

Islamischer Staat, al-Qaida, Haqqani-Netzwerk, Lashkar-e Tayyiba, Tehrik-e Taliban Pakistan, sowie Islamic 

Movement of Uzbekistan (USDOD 12.2019; vgl. CRS 12.2.2019) und stellt nicht nur für die beiden Länder 

eine Sicherheitsherausforderung dar, sondern eine Bedrohung für die gesamte regionale Sicherheit und 

Stabilität (USDOD 12.2019): 
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Taliban 

Die Taliban positionieren sich selbst als Schattenregierung Afghanistans, und ihre Kommissionen und 

Führungsgremien entsprechen den Verwaltungsämtern und -pflichten einer typischen Regierung (EASO 

8.2020c; vgl. NYT 26.5.2020). Die Taliban sind zu einer organisierten politischen Bewegung geworden, die 

in weiten Teilen Afghanistans eine Parallelverwaltung betreibt (EASO 8.2020c; vgl. USIP 11.2019) und haben 

sich zu einem lokalen Regierungsakteur im Land entwickelt, indem sie Territorium halten und damit eine 

gewisse Verantwortung für das Wohlergehen der lokalen Gemeinschaften übernehmen (EASO 8.2020c; vgl. 

USIP 4.2020). Was militärische Operationen betrifft, so handelt es sich um einen vernetzten Aufstand mit 

einer starken Führung an der Spitze und dezentralisierten lokalen Befehlshabern, die Ressourcen auf 

Distriktebene mobilisieren können (EASO 8.2020c; vgl. NYT 26.5.2020). 

Das wichtigste offizielle politische Büro der Taliban befindet sich in Katar (EASO 8.2020c; vgl. UNSC 

27.5.2020). Der derzeitige Taliban-Führer ist nach wie vor Haibatullah Akhundzada (REU 17.8.2019; vgl. 

EASO 8.2020c, UNSC 27.5.2020, AnA 28.7.2020) - Stellvertreter sind der Erste Stellvertreter Sirajuddin 

Jallaloudine Haqqani (Leiter des Haqqani-Netzwerks) und zwei weitere: Mullah Mohammad Yaqoob [Mullah 

Mohammad Yaqub Omari] (EASO 8.2020c; vgl. FP 9.6.2020) und Mullah Abdul Ghani Baradar Abdul Ahmad 

Turk (EASO 8.2020c; vgl. UNSC 27.5.2020). 

Mitte Juni 2020 berichtete das Magazin Foreign Policy, dass Akhundzada und Jallaloudine Haqqani und 

andere hochrangige Taliban-Führer sich mit dem COVID-19-Virus angesteckt hätten und dass einige von 

ihnen möglicherweise sogar gestorben seien sowie dass Mullah Mohammad Yaqoob Taliban- und Haqqani-

Operationen leiten würde. Die Taliban dementierten diese Berichte (EASO 8.2020c; vgl. FP 9.6.2020, 

RFE/RL 2.6.2020). 

Die Taliban bezeichnen sich selbst als das Islamische Emirat Afghanistan (VOJ o.D.). Die Regierungsstruktur 

und das militärische Kommando sind in der Layha, einem Verhaltenskodex der Taliban definiert (AAN 

4.7.2011), welche zuletzt 2010 veröffentlicht wurde (AAN 6.12.2018). Die Taliban sind keine monolithische 

Organisation (NZZ 20.4.2020); nur allzu oft werden die Taliban als eine homogene Einheit angesehen, 

während diese aber eine lose Zusammenballung lokaler Stammesführer, unabhängiger Warlords sowie 

abgekoppelter und abgeschotteter Zellen sind (BR 5.3.2020). Während der US-Taliban-Verhandlungen war 

die Führung der Taliban in der Lage, die Einheit innerhalb der Basis aufrechtzuerhalten, obwohl sich 

Spaltungen wegen des Abbruchs der Beziehungen zu Al-Qaida vertieft haben (EASO 8.2020c; vgl. UNSC 

27.5.2020). Seit Mai 2020 ist eine neue Splittergruppe von hochrangigen Taliban-Dissidenten entstanden, 

die als Hizb-e Vulayet Islami oder Hezb-e Walayat-e Islami (Islamische Gouverneurspartei oder Islamische 

Vormundschaftspartei) bekannt ist (EASO 8.2020c; vgl. UNSC 27.5.2020). Die Gruppe ist gegen den US-

Taliban-Vertrag und hat Verbindungen in den Iran (EASO 8.2020c; vgl. RFE/RL 9.6.2020). Eine gespaltene 

Führung bei der Umsetzung des US-Taliban-Abkommens und Machtkämpfe innerhalb der Organisation 

könnten den möglichen Friedensprozess beeinträchtigen (EASO 8.2020c; vgl. FP 9.6.2020). 

Ein Bericht über die Rekrutierungspraxis der Taliban teilt die Taliban-Kämpfer in zwei Kategorien: 

professionelle Vollzeitkämpfer, die oft in den Madrassen rekrutiert werden, und Teilzeit-Kämpfer vor Ort, die 

gegenüber einem lokalen Kommandanten loyal und in die lokale Gesellschaft eingebettet sind (LI 29.6.2017). 

Die Taliban rekrutieren in der Regel junge Männer aus ländlichen Gemeinden, die arbeitslos sind, eine 

Ausbildung in Koranschulen haben und ethnisch paschtunisch sind (EASO 8.2020c; vgl. Osman 1.6.2020). 
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Schätzungen der aktiven Kämpfer der Taliban reichen von 40.000 bis 80.000 (EASO 8.2020c; vgl. NYT 

12.9.2019) oder 55.000 bis 85.000, wobei diese Zahl durch zusätzliche Vermittler und Nicht-Kämpfer auf bis 

zu 100.000 ansteigt (EASO 8.2020c; vgl. NYT 

26.5.2020, UNSC 27.5.2020). Obwohl die Mehrheit der Taliban immer noch Paschtunen sind, gibt es eine 

wachsende Minderheit an Tadschiken, Usbeken, Belutschen und sogar mehreren hundert Hazara 

(einschließlich Schiiten) innerhalb der Taliban (LI 23.8.2017). In einigen nördlichen Gebieten sollen die 

Taliban bereits überwiegend Nicht-Paschtunen sein, da sie innerhalb der lokalen Bevölkerung rekrutieren (LI 

23.8.2017). 

Die Taliban betreiben Trainingslager in Afghanistan. Seit Ende 2014 wurden 20 davon öffentlich zur Schau 

gestellt. Das Khalid bin Walid-Camp soll zwölf Ableger, in acht Provinzen betreibt (Helmand, Kandahar, 

Ghazni, Ghor, Saripul, Faryab, Farah und Maidan Wardak). 300 Militärtrainer und Gelehrte sind dort tätig und 

es soll möglich sein, in diesem Camp bis zu 2.000 Rekruten auf einmal auszubilden (LWJ 14.8.2019). 

Haqqani-Netzwerk 

Das seit 2012 bestehende Haqqani-Netzwerk ist eine teilautonome Organisation, Bestandteil der 

afghanischen Taliban, Verbündeter von al-Qaida (CRS 12.2.2019; vgl. EASO 8.2020c, UN- SC27.5.2020) 

und verfügt über Kontakte zu IS (RA KBL 12.10.2020; vgl. EASO 8.2020). Benannt nach dessen Begründer, 

Jalaluddin Haqqani (USDOS 19.9.2018; vgl. CRS 12.2.2019), einem führenden Mitglied des antisowjetischen 

Jihad (1979-1989) und einer wichtigen Taliban-Figur; sein Tod wurde von den Taliban im September 2018 

verlautbart. Der derzeitige Leiter ist dessen Sohn Serajuddin Haqqani [auch Sirajuddin Haqqani] (EASO 

8.2020c; cf. UNSC 27.5.2020). 

Als gefährlichster Arm der Taliban hat das Haqqani-Netzwerk seit Jahren Angriffe in den städtischen 

Bereichen ausgeführt (NYT 20.8.2019) und wird für einige der tödlichsten Angriffe in Afghanistan 

verantwortlich gemacht (CRS 12.2.2019). Das Netzwerk ist vor allem in den südlichen und östlichen Teilen 

des Landes und in den Provinzen Paktika und Khost aktiv. Sie verfügen jetzt über mehr Macht als in den 

Vorjahren und führen mehr Operationen durch. Es gibt keine größeren Gegenmaßnahmen der afghanischen 

Regierung oder der Sicherheitskräfte gegen das Netzwerk (RA KBL 12.10.2020) 

Die afghanische Regierung entließ drei führende Mitglieder des Netzwerks im Zuge des 

Gefangenenaustausch im November 2019 (RA KBL 12.10.2020; vgl. NYT 19.11.2019, BBC 

19.11.2019) . Das Haqqani-Netzwerk ist an den aktuellen Friedensverhandlungen beteiligt (RA KBL 

12.10.2020) 

Islamischer Staat (IS/ISIS/ISIL/Daesh), Islamischer Staat Khorasan Provinz (ISKP) 

Erste Berichte über den Islamischen Staat (IS, auch ISIS, ISIL oder Daesh genannt) in Afghanistan gehen 

auf den Sommer 2014 zurück (AAN 17.11.2014; vgl. LWJ 5.3.2015). Der IS in Afghanistan bezeichnet sich 

selbst als Khorasan-Zweig des IS (ISKP). Es ist aber nicht erwiesen, ob er mit dem IS im Irak und in Syrien 

verbunden ist oder nicht. (RA KBL 12.10.2020). Zu den Kommandanten gehörten zunächst oft unzufriedene 

afghanische und pakistanische Taliban (AAN 1.8.2017; vgl. LWJ 4.12.2017). Schätzungen zur Stärke des 

ISKP variieren zwischen 2.500 und 4.000 Kämpfern (UNSC 13.6.2019) bzw. 4.000 und 5.000 Kämpfern 

(EASO 

8.2020) . Nach US-Angaben vom Frühjahr 2019 ist ihre Zahl auf 5.000 gestiegen. Auch soll der Islamische 

Staat vom zahlenmäßigen Anstieg der Kämpfer in Pakistan und Usbekistan sowie von aus Syrien geflohenen 
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Kämpfern profitieren (VOA 21.5.2019). 

Der ISKP geriet in dessen Hochburgen in Ostafghanistan nachhaltig unter Druck (UNGASC 17.3.2020; vgl. 

RA KBL 12.10.2020), da sich jahrelang die Militäroffensiven der US-amerikanischen und afghanischen 

Streitkräfte auf diese konzentrierten. Auch die Taliban intensivierten in jüngster Zeit ihre Angriffe gegen den 

ISKP in dieser Region (SIGAR 30.1.2020). So sollen 5.000 Talibankämpfer aus der Provinz Kandahar 

gekommen sein, um den ISKP in Nangarhar zu bekämpfen (DW 26.2.2020; vgl. MT 27.2.2020). Im November 

2019 ist die wichtigste Hochburg des islamischen Staates in Ostafghanistan zusammengebrochen (NYT 

2.12.2020; vgl. SIGAR 

30.1.2020) wobei über 1.400 Kämpfer und Anhänger des ISKP, darunter auch Frauen und Kinder, 

kapitulierten (EASO 8.2020c; vgl.UNSC 27.5.2020, UNGASC 17.3.2020). Der islamische 

Staat soll jedoch weiterhin in den westlichen Gebieten der Provinz Kunar präsent sein (UN- GASC 17.3.2020). 

Die landesweite Mannstärke des ISKP hat sich seit Anfang 2019 von 3.000 Kämpfern auf zwischen 200 

(EASO 8.2020c; vgl. UNSC 27.5.2020) und 300 Kämpfer reduziert (NYT 2.12.2020). 

49 Angriffe werden dem ISKP im Zeitraum 8.11.2019-6.2.2020 zugeschrieben, im Vergleichszeitraum des 

Vorjahres wurden 194 Vorfälle registriert. Im Berichtszeitraum davor wurden 68 Angriffe registriert (UNGASC 

17.3.2020). 

Die Macht des ISKP in Afghanistan ist kleiner als jene der Taliban; auch hat er viel Territorium verloren. Der 

ISKP war bzw. ist nicht Teil der Friedensverhandlungen mit den USA und ist weiterhin in der Lage, tödliche 

Angriffe durchzuführen (BBC 25.3.2020). Aufgrund des Territoriumsverlustes ist die Rekrutierung und 

Planung des ISKP stark eingeschränkt (NYT 2.12.2020). 

Der ISKP verurteilt die Taliban als 'Abtrünnige’, die nur ethnische und/oder nationale Interessen verfolgen 

(CRS 12.2.2019). Die Taliban und der Islamische Staat sind verfeindet. In Afghanistan kämpfen die Taliban 

seit Jahren gegen den IS, dessen Ideologien und Taktiken weitaus extremer sind als jene der Taliban (WP 

19.8.2019; vgl. AP 19.8.2019). Während die Taliban ihre Angriffe weitgehend auf Regierungsziele und 

afghanische und internationale Sicherheitskräfte beschränken (AP 19.8.2019), zielt der ISKP darauf ab, 

konfessionelle Gewalt in Afghanistan zu fördern, indem sich Angriffe gegen Schiiten richten (WP 19.8.2019). 

Angesichts der Aufnahme von Gesprächen der Taliban mit den USA predigte der ISKP seine Mission 

weiterhin als eine reinere Form des Dschihad im Gegensatz zur Öffnung der Taliban für US-Gespräche 

(EASO 8.2020c; vgl. SaS 10.2.2020). Nach Angaben der UNO zielt ISKP darauf ab, von den Taliban und Al 

Qaida abtrünnige Rekruten zu gewinnen, insbesondere solche, die sich jeglichen Vereinbarungsgesprächen 

mit den US-amerikanischen oder afghanischen Regierungen widersetzen (EASO 8.2020c; vgl. UNSC 

27.5.2020). 

Am 4.4.2020 verhaftete die Nationale Sicherheitsdirektion Afghanistans (NDS) den IS-Führer in Afghanistan 

(RA KBL 12.10.2020; vgl. AnA 30.4.2020, HRW 6.4.2020), und laut NDS wurde das Hauptführungs- und 

Koordinierungsgremium des islamischen Staates eliminiert, aber die Teilnetzwerke existieren noch immer in 

verschiedenen Bereichen. Die Gruppe ist immer noch aktiv und führt weiterhin Angriffe durch (RA KBL 

12.10.2020) 

Al-Qaida und mit ihr verbundene Gruppierungen 

Al-Qaida sieht Afghanistan auch weiterhin als sichere Zufluchtsstätte für ihre Führung, basierend auf 
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langjährigen und engen Beziehungen zu den Taliban. Beide Gruppierungen haben immer wieder öffentlich 

die Bedeutung ihres Bündnisses betont (UNSC 15.1.2019). Unter der Schirmherrschaft der Taliban ist al-

Qaida in den letzten Jahren stärker geworden; dabei wird die Zahl der Mitglieder auf 240 geschätzt, wobei 

sich die meisten in den Provinzen Badakhshan, Kunar und Zabul befinden. Mentoren und al-Qaida-

Kadettenführersind oftmals in den Provinzen Helmand und Kandahar aktiv (UNSC 13.6.2019). Einer Quelle 

zufolge hat Al-Qaida weniger Macht als in den letzten Jahren (RA KBL 12.10.2020b). Gemäss UNO-Bericht 

vom Mai 2020 ist 

Al-Qaida in 12 Provinzen mit 400-600 Bewaffneten verdeckt aktiv (EASO 8.2020c; vgl. UNSC 

27.5.2020) . 

Al-Qaida will die Präsenz in der Provinz Badakhshan stärken, insbesondere im Distrikt Shighnan, der an der 

Grenze zu Tadschikistan liegt, aber auch in der Provinz Paktika, Distrikt Barmal, wird versucht die Präsenz 

auszubauen. Des Weiteren fungieren al-Qaida-Mitglieder als Ausbilder und Religionslehrer der Taliban und 

ihrer Familienmitglieder (UNSC 13.6.2019). 

Im Zuge des US-Taliban-Abkommen haben die Taliban zugesichert, terroristischen Gruppierungen wie etwa 

al-Qaida keine Zuflucht zu gewähren (NZZ 20.4.2020; vgl. USDOS 29.2.2020, EASO 8.2020). 

5.19 Nangarhar 

Letzte Änderung: 16.12.2020 

Nangarhar liegt im Osten Afghanistans, an der afghanisch-pakistanischen Grenze. Die Provinz grenzt im 

Norden an Laghman und Kunar, im Osten und Süden an Pakistan (Tribal Distrikts Kurram, Khyber und 

Mohmand der Provinz Khyber Pakhtunkhwa) und im Westen an Logar und Kabul (NPS Nangarhar o.D.a; vgl. 

UNOCHA 16.4.2010, UNOCHA Nangarhar 4.2014). Die Provinzhauptstadt von Nangarhar ist Jalalabad (NPS 

Nangarhar o.D.; vgl. OPr Nangarhar 1.2.2017). Die Provinz ist in die folgenden Distrikte unterteilt: Achin, Bati 

Kot, Behsud, Chaparhar, Dara- e-Nur, Deh Bala [auch bezeichnet als Haska Mena; vgl. TBIJ 13.11.2019, 

VoA 28.6.2019], Dur Baba, Goshta, Hesarak, Jalalabad, Kama, Khugyani, Kot, Kuzkunar, Lalpoor, Muhmand 

Dara, Nazyan, Pachiragam, Rodat, SherZad, Shinwar und Surkh Rud (NSIA 1.6.2020; vgl. IEC Nangarhar 

2019, UNOCHA Nangarhar 4.2014, NPS Nangarhar o.D.) sowie dem temporären Distrikt Spin Ghar (NSIA 

1.6.2019 vgl. IEC Nangarhar 2019). 

Nangarhar ist eine der am dichtest besiedelten Provinzen Afghanistans und das wirtschaftliche Zentrum der 

Ostregion des Landes (AREU 6.2020). Die National Statistics and Information Aut- hority of Afghanistan 

(NSIA) schätzt die Bevölkerung von Nangarhar im Zeitraum 2020/21 auf 1.701.698 Personen; davon 271.867 

Einwohner in der Hauptstadt Jalalabad (NSIA 1.6.2020). Die Bevölkerung besteht mehrheitlich aus 

Paschtunen, gefolgt von Pashai, Arabern und Tadschiken (NPS Nangarhar o.D.). Viele Mitglieder der Sikh- 

und Hindu-Gemeinschaft aus Jalalabad (EASO 5.8.2020) habenAfghanistan in den letzten Jahrzehnten 

verlassen (Wire 5.4.2020). Nach einem Angriff auf die Sikh-Gemeinschaft in Kabul im März 2020 kündigte 

die verbleibend Hindu- und Sikh-Gemeinschaft von Jalalabad an, vollständig in ein anderes Land zu 

übersiedeln (KP 4.4.2020). 

Die Straße von Kabul nach Jalalabad und weiter zum Grenzübergang Torkham mit Pakistan (Dawn 

14.12.2019; vgl. MoPW 16.10.2015, Zenger 10.10.2020) ist Teil der Asiatischen Fernstraße AH-1 Tokio-

Edirne (ESCAP 8.8.2019) sowie des Autobahnprojektes Peschawar-Kabul-Du- schanbe (Dawn 14.12.2019) 

und führt durch die Distrikte Surkhrod, Jalalabad, Behsud, Rodat, Batikot, Shinwar, Muhmand Dara 
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(UNOCHA Nangarhar 4.2014). In Pakistan soll die Strecke von Peschawar über den Khyber-Pass zur Grenze 

in Torkham zur Autobahn ausgebaut werden. Auf afghanischer Seite gibt es Stand Dezember 2019 jedoch 

keine Aktivitäten eines Ausbaus der Strecke Torkham-Kabul (Dawn 14.12.2019). 

Der Flughafen Jalalabad wird von der NATO militärisch (USDOD 1.7.2020; vgl. BW 12.7.2020); bei Bedarf 

auch zivil genutzt, vor allem während der Hadsch nach Mekka (BW 12.7.2020). Das United Nations 

Humanitarian Air Service (UNHAS), ein Flugbetreiber vorwiegend für Mitarbeiter humanitärer 

Hilfsorganisationen, der UN und Diplomaten, fliegt Jalalabad Stand Oktober 2020 zwei Mal wöchentlich von 

Kabul aus an (WFP/UNHAS 27.9.2020). Linienflüge durch zivile Fluggesellschaften finden Stand 13.11.2020 

nicht statt (F24 13.11.2020). Ein neuer Flughafen für die zivile Nutzung soll im Gebiet von Kozkunar errichtet 

werden. Baubeginn für das 40 Millionen US-Dollar teure Projekt war im Juli 2020, es soll in zwei Jahren 

abgeschlossen sein (BW 12.7.2020). 

An der Fernstraße Kabul-Jalalabad attackieren Aufständische Konvois der Sicherheitskräfte (TN 

7.7.2020) . Im Laufe des Jahres 2019 wurden bei Verkehrsunfällen an dieser Strecke mindestens 45 

Personen getötet und ca. 100 Personen verletzt (PAJ 30.12.2019). Die Grenzabfertigung in Torkham geht 

langsam vor sich (Zenger 10.10.2020). An den Straßen in der Provinz heben die Taliban Steuern ein (AREU 

6.2020). Die gebirgige Landschaft ermöglicht auch Aufständischen unkontrollierte Grenzüberquerungen in 

die ehemaligen Stammesgebiete Pakistans (VOA 28.6.2019; vgl. UNSC 27.5.2020). 

Hintergrundinformationen zu Konflikt und Akteuren 

Nangarhar galt als eine der ISKP-Hochburgen Afghanistans (RAND 14.9.2020; vgl. UNSC 

1.2.2019) . Die Stärke des ISKP insbesondere in Nangarhar und den angrenzenden östlichen Provinzen 

wurde 2019 auf 2.500-4.000 Kämpfer geschätzt (UNSC 13.6.2019; vgl. UNAMA 

24.2.2019) . Anhaltender Druck der US-amerikanischen und afghanischen Streitkräfte (USDOD 1.7.2020; 

vgl. NYT 2.12.2020, SIGAR 30.1.2020, UNSC 27.5.2020, taz 14.5.2020) und der Taliban (USDOD 1.7.2020; 

vgl. NYT 2.12.2020, SIGAR 30.1.2020, RAND 14.9.2020, UNSC 

27.5.2020, PM 23.12.2019, taz 14.5.2020) resultierten in Niederlagen des ISKP im November 2019 in 

Nangarhar und im März 2020 in Kunar (VoA 12.5.2020; vgl. NYT 2.12.2019; vgl. SIGAR 30.1.2020, UNSC 

27.5.2020). Der ISKP musste die Kontrolle von Gebieten in Nangarhar aufgeben (USDOD 1.7.2020; vgl. 

UNSC 27.5.2020), verfügt aber nach wie vor über ein operatives Netzwerk in Kabul und eine Präsenz im 

Osten Afghanistans (VoA 12.5.2020; vgl. taz 

14.5.2020) . Zahlreiche hochrangige IS-Mitglieder sind nach der militärischen Niederlage nach Pakistan 

geflohen (AAN 1.3.2020). 

Sowohl die Taliban als auch die Regierungstruppen haben Gebietsgewinne erzielt. Die Regierung kontrolliert 

nun den größten Teil der Niederungen. Die Taliban wiederum dehnten ihre 

Kontrolle auf die abgelegenen, gebirgigen Gebiete der Provinz aus. Regierungstruppen kontrollieren fast 

vollständig zehn der 22 Distrikte Nangarhars (Behsud, Kama, Dara-ye Nur, Batikot, Kot, Shinwar, Dur Baba, 

Pachir wa Agam, Achin und Momand Dara). In acht weiteren Distrikten (Gushta, Spinghar, Lalpur, Nazyan, 

Rodad, Kuz Kunar, Deh Bala und Chaparhar) ist sie stärker vertreten als die Taliban. Die Taliban kontrollieren 

große Teile von vier Distrikten (Sherzad, Khogyani, Hesarak und Surkhrod). Die übrigen Gebiete werden von 

den pakistanischen Gruppen Lashkar-e Islam, Tehrik-e Taleban Pakistan und Jabhat ul-Ahrar kontrolliert. Die 

zivilen Verwaltungen in den Distrikten Sherzad und Hesarak haben ihren Sitz in der Provinzhauptstadt 
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Jalalabad und die Sicherheitskräfte in diesen Distrikten verbleiben weitgehend in den Distriktzentren und den 

nahe gelegenen Dörfern (AAN 1.3.2020). Während die afghanischen Streitkräfte zuvor nur für kurze Zeit 

Gebiete vom ISKP räumen konnten, ist es nach November 2019 gelungen, diese Gebiete zu halten und die 

Rückkehr von ISKP-Kämpfern zu verhindern (UNSC 

27.5.2020) . 

Al Qaida ist in Nangarhar versteckt aktiv. Auch pakistanische Aufständischengruppierungen sind in 

Nangarhar unter der Schirmherrschaft der Taliban präsent (UNSC 27.5.2020). 

In den Distrikten Achin, Khogyani und Sherzad betreiben lokale Gemeinschaften Bürgerwehren. Sie erhalten 

militärische und logistische Unterstützung von der NDS und den USA und spielten eine wichtige Rolle im 

Kampf gegen den IS (AAN 1.3.2020). In Nangarhar sind militärische Spezialeinheiten, auch als counter-

terrorism pursuit teams bezeichnet, aktiv. Sie werden inoffiziell von der US Central Intelligence Agency (CIA) 

ausgebildet und beaufsichtigt. Ihnen werden außergerichtliche Tötungen, Massenexekutionen und Folter 

vorgeworfen, die straflos bleiben. Die in Nangarhar aktive Einheit wird als NDS-02 bezeichnet (HRW 

31.10.2019; vgl. WIIPA 21.8.2019). 

Auf Regierungsseite befindet sich Nangarhar im Verantwortungsbereich des 201. Afghan National Army 

(ANA) Corps, das der NATO-Mission Train Advise Assist Command - East (TAAC-E) untersteht, welche von 

US-amerikanischen und polnischen Streitkräften geleitet wird (USDOD 

1.7.2020) . Internationale Kräfte haben sich aus Teilen Nangarhars im Mai 2020 zurückgezogen und die 

Verantwortung der ANA übergeben (ST 5.10.2020). 

Jüngste Entwicklungen und Auswirkungen auf die Zivilbevölkerung 

Der folgenden Tabelle kann die Zahl sicherheitsrelevanter Vorfälle in der Provinz gemäß ACLED und 

Globalincidentmap (GIM) für den Zeitraum 1.1.2019-30.9.2020 entnommen werden (Quellenbeschreibung s. 

Disclaimer, hervorgehoben: Distrikt der Provinzhauptstadt): 
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Im Jahr 2019 dokumentierte UNAMA 1.070 zivile Opfer (356 Tote und 714 Verletzte) in der Provinz 

Nangarhar. Dies entspricht einem Rückgang von 41% gegenüber 2018. Die Hauptursachen dafür waren 

improvisierte Sprengkörper (improvised explosive devices, IEDs; ohne Selbstmordattentate), gefolgt von 

Kämpfen am Boden und Selbstmordangriffen (UNAMA 2.2020). 

Nachdem im November 2019 von der Regierung die Zerschlagung des ISKP erklärt wurde, hat die 

Nationalarmee die Kontrolle über die Distrikte Spin Ghar, Achin, Haska Mina und Shinwari übernommen. 

Gemäß Angaben von Bewohnern hat sich die Sicherheitslage in diesen Distrikten deutlich verbessert (ST 

5.10.2020; vgl. NAT 21.11.2019, Obs 3.12.2019). Berichte aus dem Distrikt Achin besagen, dass nach der 

Räumung vom ISKP die Infrastruktur weitgehend zerstört war und Gefahr durch Minen und 

Kampfmittelrückstände bestand (NAT 21.11.2019; vgl. Obs 

з. 12.2019). Nach der Räumung des Distriktes Khogyani vom ISKP durch die Taliban wurden die 

Gesundheitseinrichtungen wieder geöffnet (PM 23.12.2019). 
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Im Jahr 2020 wird die Sicherheitslage in Nangarhar weiterhin als volatil bezeichnet (UNOCHA 

4.11.2020, UNOCHA 2.9.2020, UNOCHA 24.6.2020, KN 10.6.2020). In Jalalabad führen die 

Sicherheitskräfte Operationen gegen Schläferzellen des IS durch (UNSC 27.5.2020). Angriffe 

и. A. in der Stadt Jalalabad, die oftmals dem IS zugeschrieben werden (ACLED 18.8.2020; vgl. RTL 

5.8.2020, UNSC 5.8.2020), zeigen, dass die Gruppe immer noch in der Lage ist, komplexe Angriffe 

durchzuführen (ACLED 18.8.2020; vgl. UNSC 27.5.2020). 

Im Oktober 2020 wird von Kämpfen in den Distrikten Sherzad und Khogyani berichtet (UNOCHA 

4.11.2020, UNOCHA 22.10.2020). Es kommt staatlicherseits zu Luftangriffen gegen die Taliban (ACLED 

28.10.2020, PI 15.2.2020) und zu bewaffneten Zusammenstößen zwischen Sicherheitskräften und Taliban 

(PAJ 6.10.2020, AJ 3.10.2020, MENAFN 18.9.2020, AT 7.7.2020). Aufständische führen Angriffe auf zivile 

Ziele durch (BW 3.9.2020, TN 14.6.2020, NDTV 12.5.2020). 

5.1 Balkh 

Letzte Änderung: 14.12.2020 

Balkh liegt im Norden Afghanistans und grenzt im Norden an Usbekistan, im Nordosten an Tadschikistan, im 

Osten an Kunduz und Baghlan, im Südosten an Samangan, im Südwesten an Sar-e Pul, im Westen an 

Jawzjan und im Nordwesten an Turkmenistan (UNOCHA Balkh 13.4.2014; vgl. GADM 2018). Die 

Provinzhauptstadt ist Mazar-e Sharif. Die Provinz ist in die folgenden Distrikte unterteilt: Balkh, Char Bolak, 

Char Kent, Chimtal, Dawlat Abad, Dehdadi, Kaldar, Kishindeh, Khulm, Marmul, Mazar-e Sharif, Nahri Shahi, 

Sholgara, Shortepa und Zari (NSIA 1.6.2020; vgl. IEC Balkh 2019). 

Die National Statistics and Information Authority of Afghanistan (NSIA) schätzt die Bevölkerung in Balkh im 

Zeitraum 2020-21 auf 1,509.183 Personen, davon geschätzte 484.492 Einwohner in Mazar-e Sharif (NSIA 

1.6.2020). Balkh ist eine ethnisch vielfältige Provinz, welche von Paschtunen, Usbeken, Hazara, Tadschiken, 

Turkmenen, Aimaq, Belutschen, Arabern, sunnitischen Hazara (Kawshi) (PAJ Balkh o.D.; vgl. NPS Balkh 

o.D.) sowie Mitgliedern der kleinen ethnischen Gruppe der Magat bewohnt wird (AAN 8.7.2020). 

Balkh bzw. die Hauptstadt Mazar-e Sharif ist ein Import-/Exportdrehkreuz sowie ein regionales 

Handelszentrum (SH 16.1.2017). Die Ring Road (auch Highway 1 genannt) verbindet Balkh mit den 

Nachbarprovinzen Jawzjan im Westen und Kunduz im Osten sowie in weiterer Folge mit Kabul (TD 

5.12.2017). Rund 30 km östlich von Mazar-e Sharif zweigt der National Highway (NH) 89 von der Ring Road 

Richtung Norden zum Grenzort Hairatan/Termiz ab (OSM o.D.; vgl. TD 5.12.2017). Dies ist die 

Haupttransitroute für Warenverkehr zwischen Afghanistan und Usbekistan (LCA4.7.2018). 

Entlang des Highway 1 westlich der Stadt Balkh in Richtung der Provinz Jawzjan befindet sich der volatilste 

Straßenabschnitt in der Provinz Balkh, es kommt dort beinahe täglich zu sicherheitsrelevanten Vorfällen. 

Auch besteht auf diesem Abschnitt in der Nähe der Posten der Regierungstruppen ein erhöhtes Risiko von 

IEDs - nicht nur entlang des Highway 1, sondern auch auf den Regionalstraßen (STDOK 21.7.2020). In 

Gegenden mit Talibanpräsenz, wie zum Beispiel in den südlichen Distrikten Zari (AAN 23.5.2020), Kishindeh 

und Sholgara, ist das Risiko, auf Straßenkontrollen der Taliban zu stoßen, höher (STDOK 21.7.2020; vgl. TN 

20.12.2019). 

In Mazar-e Sharif gibt es einen Flughafen mit Linienverkehr zu nationalen und internationalen Zielen (Kam 

Air Balkh o.D.; BFA Staatendokumentation 25.3.2019). 
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Hintergrundinformationen zum Konflikt und Akteure 

Balkh zählte zu den relativ friedlichen Provinzen im Norden Afghanistans, jedoch hat sich die Sicherheitslage 

in den letzten Jahren in einigen ihrer abgelegenen Distrikte verschlechtert (KP 10.2.2020; STDOK 21.7.2020), 

da militante Taliban versuchen, in dieser wichtigen nördlichen Provinz Fuß zu fassen (KP 10.2.2020; vgl. AA 

16.7.2020). Die Taliban greifen nun häufiger an und kontrollieren auch mehr Gebiete im Westen, Nordwesten 

und Süden der Provinz, wobei mit Stand Oktober 2019 keine städtischen Zentren unter ihrer Kontrolle 

standen (STDOK 21.7.2020). Anfang Oktober 2020 galt der Distrikt Dawlat Abad als unter Talibankontrolle 

stehend, während die Distrikte Char Bolak, Chimtal und Zari als umkämpft galten (LWJ o.D.). 

Mazar-e Sharif gilt als vergleichsweise sicher, jedoch fanden 2019 beinahe monatlich kleinere Anschläge mit 

improvisierten Sprengkörpern (improvised explosive devices, IEDs) statt, meist in der Nähe der Blauen 

Moschee. Ziel der Anschläge sind oftmals Sicherheitskräfte, jedoch kommt es auch zu zivilen Opfern. Wie 

auch in anderen großen Städten Afghanistans ist Kriminalität in Mazar-e Sharif ein Problem. Bewohner der 

Stadt berichteten insbesondere von bewaffneten Raubüberfällen (STDOK 21.7.2020). Im Dezember und 

März 2019 kam es in Mazar-e Sharif zudem zu Kämpfen zwischen Milizführern bzw. lokalen Machthabern 

und Regierungskräften (NYT 16.12.2019; REU 14.3.2019). 

Auf Regierungsseite befindet sich Balkh im Verantwortungsbereich des 209. Afghan National Army (ANA) 

„Shaheen“ Corps (USDOD 1.7.2020; TN 22.4.2018), das der NATO-Mission Train Advise Assist Command - 

North (TAAC-N) untersteht, welche von deutschen Streitkräften geleitet wird (USDOD 1.7.2020). Das 

Hauptquartier des 209. Afghan National Army (ANA) „Shaheen“ Corps befindet sich im Distrikt Dehdadi (TN 

22.4.2018). Die meisten Soldaten der deutschen Bundeswehr sind in Camp Marmal stationiert (SP 7.4.2019). 

Weiters unterhalten die US-amerikanischen Streitkräfte eine regionale Drehscheibe in der Provinz (USDOD 

1.7.2020). 

Jüngste Entwicklungen und Auswirkungen auf die zivile Bevölkerung 

Der folgenden Tabelle kann die Anzahl an sicherheitsrelevanten Vorfällen in der Provinz gemäß ACLED und 

Globalincidentmap (GIM) für den Zeitraum 1.1.2019-30.9.2020 entnommen werden (Quellenbeschreibung s. 

Disclaimer, hervorgehoben: Distrikt der Provinzhauptstadt): 
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Im Jahr 2019 dokumentierte UNAMA 277 zivile Opfer (108 Tote und 169 Verletzte) in der Provinz Balkh. Dies 

entspricht einer Steigerung von 22% gegenüber 2018. Die Hauptursache für die Opfer waren Kämpfe am 

Boden, gefolgt von improvisierten Sprengkörpern (IEDs; ohne Selbstmordattentate) und gezielten Tötungen 

(UNAMA 2.2020). Im Zeitraum 1.1.-30.9.2020 dokumentierte UNAMA 553 zivile Opfer (198 Tote, 355 

Verletzte) in der Provinz, was mehr als eine Verdopplung gegenüber derselben Periode im Vorjahr ist 

(UNAMA 10.2020). Im ersten 

Halbjahr 2020 war hinsichtlich der Opferzahlen die Zivilbevölkerung in den Provinzen Balkh und Kabul am 

stärksten vom Konflikt in Afghanistan betroffen (UNAMA 7.2020). 

Der UN-Generalsekretär zählte Balkh in seinen quartalsweise erscheinenden Berichten über die 

Sicherheitslage in Afghanistan im März und Juni 2020 zu den konfliktintensivsten Provinzen des Landes 

(UNGASC 17.6.2020; UNGASC 17.3.2020; vgl. LWJ 10.3.2020) und auch im September galt Balkh als eine 

der Provinzen mit den schwersten Talibanangriffen im Land (BAMF 

14.9.2020) . Es kam zu direkten Kämpfen (UNOCHA 23.9.2020; AJ 1.5.2020; DH 8.4.2020) und Angriffen 

der Taliban auf Distriktzentren (UNOCHA 23.7.2020; REU 1.5.2020; UNOCHA 

26.2.2020) oder Sicherheitsposten (NYTM 1.10.2020; NYTM 28.8.2020; AnA 18.3.2020; XI 

7.1.2020) . Die Regierungskräfte führten Räumungsoperationen durch (AN 25.6.2020; MENAFN 

24.3.2020; AA 18.3.2020; XI 25.1.2020). 

Ebenso wurde von IED-Explosionen, beispielsweise durch Sprengfallen am Straßenrand (NYTM 

28.8.2020) , aber auch an Fahrzeugen befestigten Sprengkörpern (vehicle-borne IEDs, VBIEDs) (TN 

 

Abbildung 7: ACLED o.D.; GIM o.D. 
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25.8.2020; RFE/RL 25.8.2020; vgl. NYTM 28.8.2020) sowie Selbstmordanschlägen berichtet (TN 25.8.2020; 

RFE/RL 25.8.2020; RFE/RL 19.9.2020). Auch in Mazar-e Sharif kam es wiederholt zu IED-Anschlägen 

(NYTM 1.10.2020; AN 19.9.2020; TN 1.7.2020; AP 14.1.2020; TN 4.1.2020). Zudem wurde von der 

Entführung (DH 8.4.2020) und Ermordung von Zivilisten in der Provinz berichtet (NYTM 1.10.2020; DH 

8.4.2020). 

 

Flugverbindungen 

Der folgenden Karte können Informationen über aktive Militär-, Regional- und internationale Flughäfen in 

den verschiedenen Städten Afghanistans entnommen werden. 

[Anmerkung der Staatendokumentation: Zu beachten ist, dass es innerhalb von kurzer Zeit zu 

Änderungen der Flugverbindungen kommen kann und in der Karte ausschließlich jene 

Flughäfen eingetragen sind, die laut Quellen am 13.11.2020 Linienverbindungen für Passagiere 

oder eine geplante Flugbewegung im Zeitraum bis sieben Tage nach der Abfrage aufwiesen.] 

Die im folgenden Abschnitt beispielhaft angeführten Flugverbindungen basieren auf OnlineFlugplänen, 

auf die über eine Tracking-Site (Flightradar 24) zugegriffen wurde und betreffen den Zeitraum von 

10.11.2020 bis 17.12.2020. Es ist möglich, dass zu einem späteren Zeitpunkt Destinationen bzw. Flüge 

hinzukommen oder hier angeführte wegfallen. 

Internationale Flughäfen in Afghanistan 

 

In Afghanistan gibt es insgesamt vier internationale Flughäfen; alle vier werden für militärische und zivile 

Flugdienste genutzt (LIFOS 23.1.2018). Trotz jahrelanger Konflikte verzeichnet die afghanische 

Luftfahrtindustrie einen zahlenmäßigen Anstieg ihrer wettbewerbsfähigen Flugrouten. Daraus folgt ein 

erleichterter Zugang zu Flügen für die afghanische Bevölkerung. Die heimischen Flugdienste sehen sich mit 

einer wachsenden Konkurrenz durch verschiedene Flugunternehmen konfrontiert. Flugrouten wie Kabul - 

Herat und Kabul - Kandahar, die früher ausschließlich von ArianaAfghan Airlines angeboten wurden, werden 

nun auch von internationalen Fluggesellschaften abgedeckt (AG 3.11.2017). 

Internationaler Flughafen Hamid Karzai [Internationaler Flughafen Kabul] 

Ehemals bekannt als internationaler Flughafen Kabul, wurde er im Jahr 2014 in „Internationaler Flughafen 

Hamid Karzai" umbenannt. Er liegt 16 km außerhalb des Stadtzentrums von Kabul. In den letzten Jahren 

wurde der Flughafen erweitert und modernisiert. Ein neues internationales Terminal wurde hinzugefügt und 

das alte Terminal wird nun für nationale Flüge benutzt (HKA o.D.). 

Nationale (Kam Air, ArianaAir) und internationale Fluggesellschaften (z.B. Air India, Air Arabia, Fly Dubai...) 

bieten internationale Flüge von der Türkei, Indien, Aserbaidschan, Usbekistan, Pakistan, Saudi-Arabien, 

Kuwait, Iran, den Vereinigten Arabischen Emiraten und China nach Kabul an (F 24 13.11.2020, F 24 

10.12.2020). 

Innerstaatlich gehen Flüge von und nach Kabul (durch Kam Air bzw. ArianaAfghan Airlines) zu den Flughäfen 
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von Kandahar, Bost (Helmand, nahe Lashkargah), Zaranj, Kunduz, Farah, Herat, Mazar-e Sharif, Maimana, 

Bamian, Faizabad, Chighcheran und Tarinkot (F 24 13.11.2020, F 24 

10.12.2020) . 

Internationaler Flughafen Mazar-e Sharif 

Im Jahr 2013 wurde der internationale Maulana Jalaluddin Balkhi Flughafen in Mazar-e Sharif, der Hauptstadt 

der Provinz Balkh, eröffnet (PAJ 9.6.2013). Nachdem der Flughafen Mazar-e Sharif derzeit die Anforderungen 

eines erhöhten Personen- und Frachtverkehrsaufkommens nicht erfüllt, ist es notwendig, den Flughafen nach 

internationalen Standards auszubauen, inklusive entsprechender Einrichtungen der Luftraumüberwachung 

und der Flugverkehrskontrolle. Die afghanische Regierung will dieses Projekt gemeinsam mit der deutschen 

Bundesregierung und finanzieller Unterstützung des ADFD (Abu Dhabi Fund for Development) angehen. 

Langfristig soll der Flughafen als internationaler Verkehrsknotenpunkt zwischen Europa und Asien die 

wirtschaftliche Entwicklung der Region entscheidend verbessern (STDOK 4.2018). 

National Airlines (Kam Air, ArianaAir) bieten internationale Flüge von Russland, Indien und Iran nach Mazar-

eh Sharif an (F 24 13.11.2020, F 24 10.12.2020). 

Innerstaatlich gehen Flüge von und nach Mazar-e Sharif (durch Kam Air bzw. ArianaAfghan Airlines) zu den 

Flughäfen von Kabul und Maimana (F 24 13.11.2020, F 24 10.12.2020). 

Internationaler Flughafen Kandahar 

Der internationale Flughafen Kandahar befindet sich 16 km von Kandahar-Stadt entfernt und ist einer der 

größten Flughäfen des Landes (MB o.D.). Ein Teil des Flughafens steht den internationalen Streitkräften zur 

Verfügung. Eine separate Militärbasis für einen Teil des afghanischen Heeres ist dort ebenso zu finden, wie 

Gebäude für Firmen (LCA 5.1.2018). 

ArianaAir und internationale Fluggesellschaften (z.B. Air India, Air Arabia, Fly Dubai...) bieten internationale 

Flüge von Indien, Pakistan, Saudi-Arabien, Iran und den Vereinigten Arabischen Emiraten nach Kandarhar 

an (F 24 13.11.2020, F 24 10.12.2020). 

Innerstaatlich gehen Flüge von und nach Kandahar (durch Kam Air bzw. Ariana Afghan Airlines) zum 

Flughafen nach Kabul (F 24 13.11.2020, F 24 10.12.2020). 

Internationaler Flughafen Herat 

Der Flughafen Herat befindet sich etwa 10 km südlich von Herat-Stadt entfernt. Derzeit werden auf dem 

Flughafen jährlich etwa 350.000 Passagiere abgefertigt, und die Verwaltung des Flughafens sowie die 

Instandhaltung des Flugplatzes werden von den NATO-Streitkräften unter italienischem Kommando 

durchgeführt (Tech o.D.). 

Nationale Airlines (Kam Air und Ariana Air) fliegen Herat international aus Iran an (F 24 

13.11.2020, F 24 10.12.2020). 

Innerstaatlich gehen Flüge von und nach Herat (durch Kam Air bzw. Ariana Afghan Airlines) zu den Flughäfen 

nach Kabul, Maimana und Chighcheran (F 24 13.11.2020, F 24 10.12.2020). 
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6 Sicherheitsbehörden 

Letzte Änderung: 16.12.2020 

Die afghanischen nationalen Verteidigungs- und Sicherheitskräfte (ANDSF - Afghan National Defense and 

Security Forces) umfassen militärische, polizeiliche und andere Sicherheitskräfte (CIA 14.10.2020). 

Drei Ministerien verantworten die Sicherheit in Afghanistan: Das afghanische Innenministerium 

(Afghanistan’s Ministry of Interior - MoI), das Verteidigungsministerium (Ministry of Defense - MoD) und der 

afghanische Geheimdienst (NDS). Das Innenministerium ist primär für die interne Ordnung zuständig, dazu 

zählt auch die ANP (Afghan National Police) und die ALP (Afghan Local Police). Die ANA (Afghanische 

Nationalarmee) untersteht dem Verteidigungsministerium und ist für die externe Sicherheit zuständig, ihre 

primäre Aufgabe ist jedoch die Bekämpfung der Aufständischen innerhalb Afghanistans. Das National 

Directorate of Security (NDS) fungiert als Geheimdienst und ist auch für die Untersuchung von Kriminalfällen 

zuständig, welche die nationale Sicherheit betreffen. Die Ermittlungsabteilung des NDS betreibt ein 

Untersuchungsgefängnis in Kabul (USDOS 11.3.2020). Die afghanischen Sicherheitskräfte werden teilweise 

von US-amerikanischen bzw. Koalitionskräften unterstützt (USDOD 1.7.2020). 

Die Truppenstärke der ANDSF ist seit Jänner 2015 stetig gesunken. Aber eine genaue Zählung des 

afghanischen Militär- und Polizeipersonals war schon immer schwierig. Der Rückgang an Personal wird 

allerdings auf die Einführung eines neuen Systems zur Gehaltsauszahlung zurückgeführt, welches die 

Zahlung von Gehältern an nichtexistierende Soldaten verhindern soll (SIGAR 30.1.2010; vgl. SIGAR 

30.7.2020; NYT 12.8.2019; vgl. SIGAR 30.7.2020). Gewisse 

Daten wie z.B. die Truppenstärke einzelner Einheiten werden teilweise nicht mehr publiziert (USDOD 

30.1.2020). 

Die Anzahl der in derANDSF dienenden Frauen hat sich erhöht (USDOD 1.7.2020). Nichtsdestotrotz 

bestehen nach wie vor strukturelle und kulturelle Herausforderungen, um Frauen in die ANDSF und die 

afghanische Gesellschaft zu integrieren (USDOD 12.2019). 

Afghanische Nationalarmee (ANA) 

Die ANA ist für die externe Sicherheit verantwortlich, dennoch besteht ihre Hauptaufgabe darin, den Aufstand 

im Land zu bekämpfen (USDOS 11.3.2020). Soldaten, welche die ANA am Ende des vertraglich vereinbarten 

Dienstes verlassen, sind für etwa ein Viertel des Rückgangs der Mannstärke verantwortlich. Die 

Gefechtsverluste machen nur einen kleinen Prozentsatz der monatlichen Verluste aus und sind im 

Berichtszeitraum im Vergleich zu früheren Perioden deutlich zurückgegangen (USDOD 1.7.2020). im Jahr 

2018 kündigte Präsident Ghani die Etablierung einer neuen territoriale Eingreiftruppe der Afghanischen 

Nationalen Armee (ANATF) an. Jede Kompanie (Tolai) besteht aus Soldaten aus einem bestimmten Distrikt, 

wird aber von Offizieren von außerhalb dieses Distrikts geführt, die bereits in der regulären ANA dienen oder 

in der ANA-Reserve sind. Ziel ist es, dass die Territoriale Truppe schließlich 36.000 Mann stark ist (AB 

15.1.2020; vgl. AB 1.7.2020). 

Afghan National Police (ANP) und Afghan Local Police (ALP) 

Die ANP gewährleistet die zivile Ordnung und bekämpft Korruption sowie die Produktion und den Schmuggel 
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von Drogen. Auch ist sie verantwortlich für die Sicherheit Einzelner und der Gemeinschaft sowie den Schutz 

gesetzlicher Rechte und Freiheiten. Obwohl die ANP mit und an der Seite der ANA im Kampf gegen die 

Aufständischen arbeiten, fehlt es der ANP an Ausbildung und Ausrüstung für traditionelle 

Aufstandsbekämpfungstaktiken. Das Langzeitziel der ANP ist nach wie vor, sich zu einem traditionellen 

Polizeiapparat zu wandeln (USDOD 1.7.2020). 

Dem Innenministerium (MoI) unterstehen die vier Teileinheiten der ANP: Afghanische Uniformierte Polizei 

(AUP), Polizei für Öffentliche Sicherheit (PSP, beinhaltet Teile der ehemaligen Afghanischen Polizei für 

Nationale Zivile Ordnung, ANCOP), Afghan Border Police (ABP), Kriminalpolizei (AACP), Afghan Local Police 

(ALP), und Afghan Public Protection Force (APPF). Das Innenministerium beaufsichtigt darüber hinaus drei 

Spezialeinheiten des Polizeigeneralkommandanten (GCPSU), sowie die Polizei zur Drogenbekämpfung 

(CNPA). 

Die ANP rekrutiert lokal in 34 Rekrutierungsstationen in den Provinzen. Die neuen Rekruten werden zur 

Polizeiausbildung in eines der zehn regionalen Ausbildungszentren entsandt. Die Polizeiausbildung besteht 

im Allgemeinen aus einem 8- bis 12-wöchigen Ausbildungskurs. Neben der elementaren Polizeiausbildung 

mangelt es der ANP an einem institutionalisierten Programm zur Entwicklung von Führungskräften - sowohl 

auf Distrikt-, als auch auf lokaler Ebene (USDOD 

12.2019) . Die ALP untersteht dem Innenministerium, der Personalstand wird jedoch nicht den ANDSF 

zugerechnet (USDOD 1.7.2020; vgl. SIGAR 30.4.2019). Eine Rekrutierungskampagne, die sich auf den 

Zuwachs weiblicher Rekruten konzentrierte, führte zu positiven Ergebnissen. 

Zwischen Juni und September 2019 traten zusätzlich 138 Frauen ihren Dienst bei der ANP an (USDOD 

12.2019). 

Resolute Support Mission 

Die „Resolute Support Mission" ist eine von der NATO geführte Mission, die mit 1.1.2015 ins Leben gerufen 

wurde. Hauptsächlich konzentriert sie sich auf Ausbildungs-, Beratungs- und Unterstützungsaktivitäten auf 

ministerieller und Behördenebene sowie in höheren Rängen der Armee und Polizei (NATO 2.3.2020). Die 

Personalstärke der Resolute Support Mission beträgt ca 

16.0 Mann (NATO 2.3.2020; vgl RAKBL 12.10.2020b) durch 39 NATO-Mitglieder und andere Partner. 

Das Hauptquartier befindet sich in Kabul/Bagram mit vier weiteren Niederlassungen in Mazar-e-Sharif im 

Norden, Herat im Westen, Kandahar im Süden und Laghman im Osten (NATO 2.3.2020). 

 

9 Wehrdienst und Rekrutierungen durch verschiedene Akteure 

Letzte Änderung: 16.12.2020 

In Afghanistan gibt es keine Wehrpflicht. Das vorgeschriebene Mindestalter für die freiwillige Meldung beträgt 

18 Jahre (CIA 7.5.2019; vgl. AA 16.7.2020). Da die Tätigkeit als Soldat oder Polizist für den großen Teil der 

jungen männlichen Bevölkerung eine der wenigen Verdienstmöglichkeiten darstellt, besteht grundsätzlich 

kein Anlass für Zwangsrekrutierungen zu staatlichen Sicherheitskräften. Aufgrund der sehr hohen 

Ausfallsquote werden etwaige „Deserteure" nach Rückkehr wieder von den ANDSF aufgenommen. In einigen 
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Fällen wurden Angehörige der ANDSF, die im Rahmen von Kampfhandlungen durch die Taliban gefangen 

genommen wurden, unter der Voraussetzung wieder freigelassen, nicht zu den ANDSF zurückzukehren (AA 

16.7.2020) . 

Gemäß dem afghanischen Militärstrafgesetzbuch (Afghanistan Penal Code on Military Crimes) von 2008 wird 

eine Abwesenheit von mehr als 24 Stunden als unerlaubt definiert (absent without official leave, AWOL) 

(DFJP/SEM 31.3.2017). Fahnenflucht und unerlaubtes Wegbleiben vom Arbeitsplatz im Militär-und 

Polizeibereich kommen häufig vor und können mit bis zu fünf Jahren Haft, in besonders schweren Fällen mit 

bis zu 15 Jahren Haft bestraft werden, wobei keine Fälle bekannt sind, in denen es zu einer strafrechtlichen 

Verurteilung oder disziplinarischen Maßnahmen gekommen ist (AA 16.7.2020). In der Praxis werden Fälle 

von Desertion in Afghanistan nicht strafrechtlich verfolgt, insbesondere wenn die desertierten Personen 

innerhalb Afghanistans ausgebildet wurden (RA KBL 6.3.2019; vgl. DFJP/SEM 31.3.2017). Unerlaubtes 

Fernbleiben vom Dienst, bzw. Desertion wird gemäß Artikel 10 Anhang 1 des Militärstrafgesetzbuchs nicht 

bestraft, wenn die Abwesenheit weniger als ein Jahr dauert. Eine Abwesenheit von mehr als einem Jahr kann 

mit sechs Monaten Freiheitsentzug oder einer Geldstrafe von 20,000 AFN (ca. 237 Euro) bestraft werden 

(RA KBL 21.10.2020). Die permanente Desertion ist mit einer Haftstrafe von zwei bis fünf Jahren bedroht. 

Bei Desertionen während einer Sondermission beträgt die maximale Haftstrafe zwischen fünf und fünfzehn 

Jahren (DFJP/SEM 31.3.2017). 

Für Offiziere, in deren Ausbildung der Staat mehr Ressourcen investiert hat, gelten bei unerlaubter 

Abwesenheit oder Desertion strengere Regeln. Gemäß Artikel 52 des Dienstrechts für Offiziere, Leutnants 

und Wachtmeister werden unerlaubte Abwesenheiten von weniger als 30 Tagen geringfügig bestraft, 

beispielsweise durch Lohnabzug oder andere Disziplinierungsmaßnahmen. Eine unerlaubte Abwesenheit 

von mehr als 30 Tagen wird gemäß dieser Bestimmung strafrechtlich verfolgt. So müssen Offiziere, die zur 

Ausbildung ins Ausland entsandt wurden und dort verbleiben, mit Strafmaßnahmen rechnen. Die 

Bestimmungen sehen Kompensationszahlungen nach der Rückkehr oder durch einen Bürgen vor (RA KBL 

6.3.2019). 

Im Jahr 2016 wurde ein Soldat wegen Desertion in erster Instanz zu fünfzehn Jahren Haft verurteilt; Berichten 

zufolge wurde dies zu einem Medienfall, was u.a. auf die Seltenheit solcher Verurteilungen hinweist und auf 

die Absicht schließen lässt, ein Exempel zu statuieren (DFJP/SEM 31.3.2017). 

Quellen: 

• AA - Auswärtiges Amt [Deutschland] (16.7.2020): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage 

in der Islamischen Republik Afghanistan (Stand: Juni 2020), https://www.ecoi.net/en/file/loc 

al/2035827/Ausw%C3%A4rtiges_Amt%2C_Bericht_%C3%BCber_die_asyl-jjnd_abschiebungsr 

elevante_LageJn_derJslamischen_Republik_Afghanistan_%28Stand_Juni_2020%29%2C_16. 

07.2020. pdf, Zugriff 15.10.2020 

• CIA - Central Intelligence Agency (6.10.2020): The World Factbook - Afghanistan, 

https://www.cia.gov/library/publications/the-world-factbook/geos/af.html, Zugriff 15.10.2020 

• DFJP/SEM - Departement federal de justice et police [Schweiz] / Secretariat d’Etat aux migration 

[Schweiz] (31.3.2017): Note Afghanistan - Desertion: provisions legales et application, https://ww 

w.sem.admin.ch/dam/data/sem/internationales/herkunftslaender/asien-nahost/afg/AFG-desertion- 

f.pdf, Zugriff 15.10.2020 

• RA KBL - Lokaler Rechtsanwalt in Kabul (21.10.2020): Auskunft per E-Mail 

• RA KBL - Lokaler Rechtsanwalt in Kabul (6.3.2019): Auskunft per E-Mail 
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11.1 Rekrutierung durch regierungsfeindliche Gruppierungen 

Letzte Änderung: 16.12.2020 

UNAMA dokumentierte glaubwürdige Vorwürfe über die Rekrutierung von 26 Buben im Alter zwischen 12 

und 17 Jahren durch regierungsfeindliche Gruppen (darunter pakistanische Taliban, afghanische Taliban und 

IS) im ersten Halbjahr 2019. Drei Buben wurden von regierungsnahen bewaffneten Gruppen und 

Sicherheitskräften als Leibwächter, als Waffenträger, für Patrouillen, für sexuelle Zwecke oder für alle vier 

Zwecke eingesetzt. In einzelnen Fällen wurden Kinder insbesondere in den südlichen Provinzen als 

Selbstmordattentäter, menschliche Schutzschilde oder Bombenleger eingesetzt (USDOS 11.3.2020; vgl. 

UNAMA 7.2020). Obwohl die Taliban eine interne Richtlinie haben, keine Kinder zu rekrutieren, gibt es 

Hinweise auf Kinderrekrutierungen, insbesondere postpubertärer Buben (EASO 6.2018). Die Taliban 

wenden, laut Berichten von NGOs und UN, Täuschung, Geldzusagen, falsche religiöse Zusammenhänge 

oder Zwang an, um Kinder zu Selbstmordattentaten zu bewegen (USDOS 11.3.2020; vgl. EASO 6.2018, 

DAI/CNRR 10.2016), teilweise werden die Kinder zur Ausbildung nach Pakistan gebracht (EA- SO 6.2018). 

Im Jahr 2019 waren es laut UNAMA insgesamt 64 Jungen vor allem im Norden des Landes, welche durch 

die Taliban sowie durch afghanische Sicherheitskräfte rekrutiert wurden (UNAMA 7.2020; vgl. AA 16.7.2020). 

Während die afghanischen nationalen Sicherheitskräfte bei der Verhinderung der Rekrutierung von Kindern 

Fortschritte gemacht haben, gibt der Einsatz von Kindern durch die afghanische Lokalpolizei und in 

geringerem Maße durch die afghanische Nationalpolizei weiterhin Anlass zur Sorge (UNAMA 7.2020). 

Taliban 

Es besteht relativer Konsens darüber, wie die Rekrutierung für die Streitkräfte der Taliban erfolgt: sie läuft 

hauptsächlich über bestehende traditionelle Netzwerke und organisierte Aktivitäten im Zusammenhang mit 

religiösen Institutionen. Layha, der Verhaltenskodex der Taliban enthält einige Bestimmungen über 

verschiedene Formen der Einladung sowie Bestimmungen, wie sich die Kader verhalten sollen, um 

Menschen zu gewinnen und Sympathien aufzubauen. Eines der Sonderkomitees der Quetta Schura (Anm.: 

militante afghanische Organisation der Taliban mit Basis in Quetta /Pakistan) ist für die Rekrutierung 

verantwortlich (LI 29.6.2017). Die UNAMA hat Fälle der Rekrutierung und des Einsatzes von Kindern durch 

die Taliban dokumentiert, um IEDs (Improvised Explosive Devices) zu platzieren, Sprengstoff zu 

transportieren, bei der Sammlung nachrichtendienstlicher Erkenntnisse zu helfen und Selbstmordattentate 

zu verüben, wobei auch positive Schritte von der Taliban-Kommission für die Verhütung ziviler Opfer und 

Beschwerden unternommen wurden, um Fälle von Rekrutierung und Einsatz von Kindern zu untersuchen 

und korrigierend einzugreifen (UNAMA 7.2020). 

In Gebieten, in denen regierungsfeindliche Gruppen Kontrolle ausüben, gibt es eine Vielzahl an Methoden, 

um Kämpfer zu rekrutieren, darunter auch solche, die auf Zwang basieren (DAI/CNRR 10.2016), wobei der 

Begriff Zwangsrekrutierung von Quellen unterschiedlich interpretiert und Informationen zur Rekrutierung 

unterschiedlich kategorisiert werden (LI 29.6.2017). Grundsätzlich haben die Taliban keinen Mangel an 

freiwilligen Rekruten und machen nur in Ausnahmefällen von Zwangsrekrutierung Gebrauch. Druck und 

Zwang, den Taliban beizutreten, sind jedoch nicht immer gewalttätig (EASO 6.2018). Landinfo versteht 

Zwang im Zusammenhang mit Rekrutierung dahingehend, dass jemand, der sich einer Mobilisierung 

widersetzt, speziellen Zwangsmaßnahmen und Übergriffen (zumeist körperlicher Bestrafung) durch den 

Rekrutierer ausgesetzt ist. Die Zwangsmaßnahmen können auch andere schwerwiegende Maßnahmen 
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beinhalten und gegen Dritte, beispielsweise Familienmitglieder, gerichtet sein. Auch wenn jemand keinen 

Drohungen oder körperlichen Übergriffen ausgesetzt ist, können Faktoren wie Armut, kulturelle 

Gegebenheiten und Ausgrenzung die Unterscheidung zwischen freiwilliger und zwangsweiser Beteiligung 

zum Verschwimmen bringen (LI 29.6.2017). 

Sympathisanten der Taliban sind Einzelpersonen und Gruppen, vielfach junge, desillusionier- te Männer. Ihre 

Motive sind der Wunsch nach Rache und Heldentum, gepaart mit religiösen und wirtschaftlichen Gründen. 

Sie fühlen sich nicht zwingend den zentralen Werten der Taliban verpflichtet. Die meisten haben das 

Vertrauen in das Staatsbildungsprojekt verloren und glauben nicht länger, dass es möglich ist, ein sicheres 

und stabiles Afghanistan zu schaffen. 

Viele schließen sich den Aufständischen aus Angst oder Frustration über die Übergriffe auf die 

Zivilbevölkerung an. Armut, Hoffnungslosigkeit und fehlende Zukunftsperspektiven sind die wesentlichen 

Erklärungsgründe (LI 29.6.2017). 

Vor einigen Jahren waren Mittel wie Pamphlete, DVDs und Zeitschriften bis hin zu Radio, Telefon und web-

basierter Verbreitung wichtige Instrumente des Propagandaapparats. Internet und soziale Medien wie Twitter, 

Blogs und Facebook haben sich in den letzten Jahren zu sehr wichtigen Foren und Kanälen für die 

Verbreitung der Botschaft dieser Bewegung entwickelt, sie dienen auch als Instrument für die Anwerbung. 

Über die sozialen Medien können die Taliban mit Sympathisanten und potentiellen Rekruten Kontakt 

aufnehmen. Die Taliban haben verstanden, dass ohne soziale Medien kein Krieg gewonnen werden kann. 

Sie haben ein umfangreiches Kommunikations- und Mediennetzwerk für Propaganda und Rekrutierung 

aufgebaut. Zusätzlich unternehmen die Taliban persönlich und direkt Versuche, die Menschen von ihrer 

Ideologie und Weltanschauung zu überzeugen, damit sie die Bewegung unterstützen. Ein Gutteil dieser 

Aktivitäten läuft über religiöse Netzwerke (LI 29.6.2017). 

Die Entscheidung, Rekruten zu mobilisieren, wird von den Familienoberhäuptern, Stammesältesten und 

Gemeindevorstehern getroffen. Dadurch wird dies nicht als Zwangsrekrutierung wahrgenommen, da die 

Entscheidungen der Anführer als legitim und akzeptabel gesehen werden. Personen, die sich dem 

widersetzen, gehen ein Risiko ein, dass sie oder ihre Familien bestraft oder getötet werden (DAI/CNRR 

10.2016; vgl. EASO 6.2018), wenngleich die Taliban nachsichtiger als der ISKP seien und lokale 

Entscheidungen eher akzeptieren würden (TST 

22.8.2019) . Andererseits wird berichtet, dass es in Gebieten, die von den Taliban kontrolliert werden 

oder in denen die Taliban stark präsent sind, de facto unmöglich ist, offenen Widerstand gegen die Bewegung 

zu leisten. Die örtlichen Gemeinschaften haben sich der Lokalverwaltung durch die Taliban zu fügen. 

Oppositionelle sehen sich gezwungen, sich äußerst bedeckt zu halten oder das Gebiet zu verlassen. Die 

Gruppe der Stammesältesten ist gezielten Tötungen ausgesetzt. Landinfo vermutet, dass dies vor allem 

regierungsfreundliche Stammesälteste betrifft, die gegen die Taliban oder andere aufständische Gruppen 

sind (LI 29.6.2017). Es gibt Berichte von Übergriffen auf Stämme oder Gemeinschaften, die den Taliban 

Unterstützung und die Versorgung mit Kämpfern verweigert haben. Gleichzeitig sind die militärischen 

Einheiten der Taliban in den Gebieten, in welchen sie operieren, von der Unterstützung durch die Bevölkerung 

abhängig. Wenn es auch Stimmen gibt, die meinen, dass die Taliban im Gegensatz zu früher nunmehr 

vermehrt auf die Wünsche und Bedürfnisse der Gemeinschaften Rücksicht nehmen würden, wenn bei einem 

Angriff oder drohenden Angriff auf eine örtliche Gemeinschaft Kämpfer vor Ort mobilisiert werden müssen, 

mag es schwierig sein, sich zu entziehen (LI 29.6.2017). 
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Die erweiterte Familie kann angeblich auch eine Zahlung leisten, anstatt Rekruten zu stellen. Diese Praktiken 

implizieren, dass es die ärmsten Familien sind, die Kämpfer stellen, da sie keine Mittel haben, um sich 

freizukaufen. Es ist bekannt, dass - wenn Familienmitglieder in den Sicherheitskräften dienen - die Familie 

möglicherweise unter Druck steht, die betreffende Person zu einem Seitenwechsel zu bewegen. Der Grund 

dafür liegt in der Strategie der Taliban, Personen mit militärischem Hintergrund anzuwerben, die Waffen, 

Uniformen und Wissen über den Feind einbringen. Es kann aber auch Personen treffen, die über Knowhow 

und Qualifikationen verfügen, welche die Taliban im Gefechtsfeld benötigen, etwa für die Reparatur von 

Waffen (LI 29.6.2017). 

Islamischer Staat (IS) 

Lokale Ältere, die in den Grenzprovinzen Kunar und Nangarhar leben, berichten von ISKP Kräften, die nach 

wie vor die Bewohner in Dörfern unter ihrer Kontrolle terrorisieren und Buben zwangsrekrutieren, sowie 

Mädchen vom Schulbesuch abhalten (WP 20.8.2019; vgl. TST 

21.8.2019) . Von Kunar wurde berichtet, dass auch Männer zwangsrekrutiert und jene getötet wurden, 

die dies verweigert hätten (TST 22.8.2019). 

In Gebieten unter Kontrolle des IS wird Druck auf die Gemeinden ausgeübt, den IS voll zu unterstützen 

(EASO 6.2018). 

Andere Gruppierungen 

Auch schiitische Organisationen rekrutieren unter Afghanen, wie z.B. die Fatemiyoun Division, eine 

Kampftruppe, die vorwiegend aus afghanischen schiitischen Hazara besteht. Die Rekrutierung erfolgt durch 

die Iranischen Revolutionsgarden im Iran unter der afghanischen Flüchtlingspopulation; die Rekruten werden 

nach der Ausbildung zum Kampf nach Syrien geschickt. Es gibt Berichte, dass sich in einem Hazara-Viertel 

im Westen Kabuls ein Rekrutierungszentrum der Fatemiyoun befindet. Es werden auch Jugendliche ab 14 

Jahren rekrutiert (DW 5.5.2018). 

 

10 Allgemeine Menschenrechtslage 

Letzte Änderung: 16.12.2020 

Im Bereich der Menschenrechte hat Afghanistan unter schwierigen Umständen Fortschritte gemacht. Eine 

selbstbewusste neue Generation von Afghaninnen und Afghanen engagiert sich politisch, kulturell und sozial 

und verleiht der Zivilgesellschaft eine starke Stimme. Diese Fortschritte erreichen aber nicht alle Landesteile 

und sind außerhalb der Städte auch gegen willkürliche Entscheidungen von Amtsträgern und Gerichten sowie 

Einflussnahme örtlicher Machteliten nur schwer durchzusetzen. Afghanistan wurde 2017 erstmals zum 

Mitglied des Menschenrechtsrats der Vereinten Nationen für den Zeitraum 1.1.2018 - 31.12.2020 gewählt 

(AA 16.7.2020). Die Menschenrechte haben in Afghanistan eine klare gesetzliche Grundlage. Die 2004 

verabschiedete afghanische Verfassung enthält einen umfassenden Grundrechtekatalog (AA 16.7.2020; vgl. 

CoA 26.1.2004). Darüber hinaus hat Afghanistan die meisten der einschlägigen völkerrechtlichen Verträge - 

zum Teil mit Vorbehalten - unterzeichnet und/oder ratifiziert. Die afghanische Regierung ist jedoch nicht in 

der Lage, die Menschenrechte vollumfänglich umzusetzen und zu gewährleisten (AA 16.7.2020). 
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Korruption und begrenzte Kapazitäten schränken den Zugang der Bürger zu Justiz in Bezug auf Verfassungs- 

und Menschenrechtsverletzungen ein (USDOS 11.3.2020). In der Praxis werden politische Rechte und 

Bürgerrechte durch Gewalt, Korruption, Nepotismus und fehlerbehaftete Wahlen eingeschränkt (FH 

4.3.2020). Beschwerden gegen Menschenrechtsverletzungen können an die Afghan Independent Human 

Rights Commission (AIHRC) gemeldet werden, welche die Fälle nach einer Sichtung zur weiteren 

Bearbeitung an die Staatsanwaltschaft übermittelt. Einige Bürgerinnen berichten von Regierungsbeamten, 

die sexuelle Gefälligkeiten als Gegenleistung verlangen, wenn Frauen sich mit der Bitte um Dienstleistungen 

an Regierungseinrichtungen wenden. Die gemäß Verfassung eingesetzte AIHRC bekämpft 

Menschenrechtsverletzungen. Sie erhält nur minimale staatliche Mittel und stützt sich fast ausschließlich auf 

internationale Geldgeber. Innerhalb der Wolesi Jirga beschäftigen sich drei Arbeitsgruppen mit 

Menschenrechtsverletzungen: der Ausschuss für Geschlechterfragen, Zivilgesellschaft und Menschenrechte; 

das Komitee für Drogenbekämpfung, Rauschmittel und ethischen Missbrauch sowie der Jusitz-, 

Verwaltungsreform- und Antikorruptionsausschuss (USDOS 11.3.2020). 

Präsident Ghani hat am 12.5.2018 eine Verordnung unterzeichnet, wonach ein unabhängiger Ombudsmann 

für Angelegenheiten des Präsidenten eingerichtet werden soll (SIGAR 5.2018). AIHRC entwickelte in 

Kooperation mit den Ministerien für Verteidigung und Inneres ein Ombudsmannprogramm, durch welches 

Polizeigewalt gemeldet werden kann (USDOD 12.2018; vgl. 

UNAMA 4.2019). Die Einrichtung dieses Ombudsmannprogramms wurde für 31.12.2018 angekündigt 

(SIGAR 5.2018), aber bisher noch nicht finanziert und umgesetzt (USDOD 12.2018). 

Menschenrechtsverteidiger werden immer wieder sowohl von staatlichen, als auch nicht-staatlichen Akteuren 

angegriffen; sie werden bedroht, eingeschüchtert, festgenommen und getötet. Maßnahmen, um 

Menschenrechtsverteidiger zu schützen waren zum einen inadäquat, zum anderen wurden Misshandlungen 

gegen selbige selten untersucht (AI 30.1.2020). Die weit verbreitete Missachtung der Rechtsstaatlichkeit 

sowie die Straflosigkeit für Amtsträger, die Menschenrechte verletzen, stellen ernsthafte Probleme dar. Zu 

den bedeutendsten Menschenrechtsproblemen zählen außergerichtliche Tötungen, Verschwindenlassen, 

Folter, willkürliche Verhaftungen und Inhaftierungen, Unterdrückung von Kritik an Amtsträgern durch 

strafrechtliche Verfolgung von Kritikern im Rahmen der Verleumdungs-Gesetzgebung, Korruption, fehlende 

Rechenschaftspflicht und Ermittlungen in Fällen von Gewalt gegen Frauen, sexueller Missbrauch von Kindern 

durch Sicherheitskräfte, Gewalt durch Sicherheitskräfte gegen Mitglieder der LGBTI-Gemeinschaft sowie 

Gewalt gegen Journalisten (USDOS 11.3.2020). 

Mit Unterstützung der United NationsAssistance Mission in Afghanistan (UNAMA) und des Office of the High 

Commissioner for Human Rights (OHCHR) arbeitet die afghanische Regierung an der Förderung von 

Rechtsstaatlichkeit, der Rechte von Frauen, Kindern, Binnenflüchtlingen und Flüchtlingen sowie 

Rechenschaftspflicht (UNHRC 21.2.2018). Im Dezember 2018 würdigte UNAMA die Fortschritte 

Afghanistans auf dem Gebiet der Menschenrechte, insbesondere unter den Herausforderungen des 

laufenden bewaffneten Konfliktes und der fragilen Sicherheitslage. Die UN arbeitet weiterhin eng mit 

Afghanistan zusammen, um ein Justizsystem zu schaffen, das die Gesetzesreformen, die Verfassungsrechte 

der Frauen und die Unterbindung von Gewalt gegen Frauen voll umsetzen kann (UNAMA 10.12.2018). 

18.1 Paschtunen 

Letzte Änderung: 16.12.2020 
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Ethnische Paschtunen sind mit ca. 40% der Gesamtbevölkerung die größte Ethnie Afghanistans. Sie 

sprechen Paschtu/Pashto; als Verkehrssprache sprechen viele auch Dari. Sie sind sunnitische Muslime 

(MRG o.D.e). Die Paschtunen haben viele Sitze in beiden Häusern des Parlaments - jedoch nicht mehr als 

50% der Gesamtsitze (USDOS 11.3.2020). Die Paschtunen sind im nationalen Durchschnitt mit etwa 44% in 

der Afghan National Army (ANA) und derAfghan National Police (ANP) repräsentiert (BI 29.9.2017). 

Paschtunen siedeln in einem halbmondförmigen Gebiet, das sich von Nordwestafghanistan über den 

gesamten Süden und die Gebiete östlich von Kabul bis in den Nordwesten Pakistans erstreckt. Kleinere 

Gruppen sind über das gesamte Land verstreut, auch im Norden des Landes, wo Paschtunen Ende des 19. 

Jahrhunderts speziell angesiedelt wurden und sich seitdem auch selbst angesiedelt haben (STDOK 7.2016). 

Grundlage des paschtunischen Selbstverständnisses sind ihre genealogischen Überlieferungen und die 

darauf beruhende Stammesstruktur. Eng mit der Stammesstruktur verbunden ist ein komplexes System von 

Wertvorstellungen und Verhaltensrichtlinien, die häufig unter dem Namen Passhtunwali zusammengefasst 

werden (STDOK 7.2016; vgl. NYT 10.6.2019) und die besagen, dass es für einen Paschtunen nicht ausreicht, 

Paschtu zu sprechen, sondern dass man auch die Regeln dieses Ehren- und Verhaltenskodex befolgen 

muss. Die Zugehörigkeit zu einem bestimmten Stammlinienverband bedeutet viele Verpflichtungen, aber 

auch Rechte, weshalb sich solche Verbände als Solidaritätsgruppen verstehen lassen (STDOK 7.2016). 

Die Taliban sind eine vorwiegend paschtunische Bewegung (BBC 26.5.2016; vgl. RFE/RL 13.11.2018, EASO 

9.2016, AAN 4.2011), werden aber nicht als nationalistische Bewegung gesehen (EASO 9.2016). Die Taliban 

rekrutieren auch aus anderen ethnischen Gruppen (RFE/RL 13.11.2018; vgl. AAN 4.2011, EASO 9.2016). 

Die Unterstützung der Taliban durch paschtunische Stämme ist oftmals in der Marginalisierung einzelner 

Stämme durch die Regierung und im Konkurrenzverhalten oder der Rivalität zwischen unterschiedlichen 

Stämmen begründet (EASO 9.2016). 

 

20 Bewegungsfreiheit 

Letzte Änderung: 16.12.2020 

Das Gesetz garantiert interne Bewegungsfreiheit, Auslandsreisen, Emigration und Rückkehr. Die Regierung 

respektierte diese Rechte im Allgemeinen (USDOS 11.3.2020) [Anm.: siehe dazu auch Artikel 39 der 

afghanischen Verfassung (CoA 26.1.2004; vgl. FH 4.2.2019)]. Afghanen dürfen sich formell im Land frei 

bewegen und niederlassen. Als zentrale Hürde für die Bewegungsfreiheit werden Sicherheitsbedenken 

genannt. Besonders betroffen ist das Reisen auf dem Landweg (AA 16.7.2020). Dazu beigetragen hat ein 

Anstieg von illegalen Kontrollpunkten und Überfällen auf Überlandstraßen (AA 16.7.2020; vgl. USDOS 

11.3.2020, FH 4.2.2019). In bestimmten Gebieten machen Gewalt durch Aufständische, Landminen und 

improvisierte Sprengfallen (IEDs) das Reisen besonders gefährlich, speziell in der Nacht (FH 4.2.2019). Auch 

schränken gesellschaftliche Sitten die Bewegungsfreiheit von Frauen ohne männliche Begleitung ein 

(USDOS 11.3.2020; vgl. STDOK 6.2020). 

Die Ausweichmöglichkeiten für diskriminierte, bedrohte oder verfolgte Personen hängen maßgeblich vom 

Grad ihrer sozialen Verwurzelung, ihrer Ethnie und ihrer finanziellen Lage ab. Die sozialen Netzwerke vor Ort 

und deren Auffangmöglichkeiten spielen eine zentrale Rolle für den Aufbau einer Existenz und die Sicherheit 
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am neuen Aufenthaltsort. Für eine Unterstützung seitens der Familie kommt es auch darauf an, welche 

politische und religiöse Überzeugung den jeweiligen Heimatort dominiert. Für Frauen ist es kaum möglich, 

ohne familiäre Einbindung in andere Regionen auszuweichen. Durch die hohe soziale Kontrolle ist gerade im 

ländlichen Raum keine, aber auch in den Städten kaum Anonymität zu erwarten (AA 16.7.2020). 

Die Stadt Kabul ist in den letzten Jahrzehnten rasant gewachsen und ethnisch gesehen vielfältig. 

Neuankömmlinge aus den Provinzen tendieren dazu, sich in Gegenden niederzulassen, wo sie ein gewisses 

Maß an Unterstützung ihrer Gemeinschaft erwarten können (sofern sie solche Kontakte haben) oder sich in 

jenem Stadtteil niederzulassen, der für sie am praktischsten sie ist, da viele von ihnen - zumindest anfangs - 

regelmäßig zurück in ihre Heimatprovinzen pendeln. Die Auswirkungen neuer Bewohner auf die Stadt sind 

schwer zu evaluieren. Bewohner der zentralen Stadtbereiche neigen zu öfteren Wohnortwechseln, um näher 

bei ihrer Arbeitsstätte zu wohnen oder um wirtschaftlichen Möglichkeiten und sicherheitsrelevanten Trends 

zu folgen. Diese ständigen Wohnortwechsel haben einen störenden Effekt auf soziale Netzwerke, was sich 

oftmals in der Beschwerde bemerkbar macht „man kenne seine Nachbarn nicht mehr" (AAN 

19.3.2019) . 

Auch in größeren Städten erfolgt in der Regel eine Ansiedlung innerhalb von ethnisch geprägten Netzwerken 

und Wohnbezirken. Die Absorptionsfähigkeit der genutzten Ausweichmöglichkeiten, vor allem im Umfeld 

größerer Städte, ist durch die hohe Zahl der Binnenvertriebenen und der Rückkehrer aus dem Iran und 

Pakistan bereits stark in Anspruch genommen. Dies schlägt sich sowohl in einem Anstieg der 

Lebenshaltungskosten als auch in einem erschwerten Zugang zum Arbeitsmarkt nieder (AA 16.7.2020). 

Es gibt internationale Flughäfen in Kabul, Herat, Kandahar und Mazar-e Sharif, bedeutende Flughäfen, für 

den Inlandsverkehr außerdem in Ghazni, Nangharhar, Khost, Kunduz und Hel- mand sowie eine Vielzahl an 

regionalen und lokalen Flugplätzen. Es gibt keinen öffentlichen Schienenpersonenverkehr (AA 2.9.2019). 

 

20.1 Meldewesen 

Letzte Änderung: 16.12.2020 

Afghanistan hat kein zentrales Bevölkerungsregister, ebenso wenig ’gelbe Seiten’ oder Datenbanken mit 

Telefonnummerneinträgen (EASO 2.2018; vgl. STODK 13.6.2019). Auch muss sich ein Neuankömmling bei 

Ankunft nicht in dem neuen Ort registrieren. Die Gemeinschafts- bzw. Bezirksältesten führen kein 

Personenstandsregister,die Regierung registriert jedoch Rückkehrer (STDOK 13.6.2019). Durch die hohe 

soziale Kontrolle ist gerade im ländlichen Raum keine, aber auch in den Städten kaum Anonymität zu 

erwarten (AA 16.7.2020). 

Da es in der Vergangenheit zu Fällen kam, bei denen Wohnungen zur Vorbereitung von terroristischen oder 

kriminellen Taten verwendet wurden, müssen nun insbesondere in Kabul, aber auch in Mazar-e Sharif unter 

Umständen beispielsweise in Stadtzentren gewisse Melde- und Ausweisvorgaben beim Mieten einer 

Wohnung oder eines Hauses erfüllt werden (STDOK 21.7.2020). Es ist gesetzlich vorgeschrieben, das sich 

Mieter wie auch Vermieter beim Abschluss einer Mietvereinbarung mit einem Identitätsnachweis ausweisen, 

was jedoch nicht immer eingehalten wird. In Gebieten ohne hohes Sicherheitsrisiko ist es oftmals möglich, 

ohne einen Identitätsnachweis oder eine Registrierung bei der Polizei eine Wohnung zu mieten. Dies hängt 

allerdings auch vom Vertrauen des Vermieters in den potentiellen Mieter ab (STDOK 21.7.2020; vgl. RA KBL 
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21 IDPs und Flüchtlinge 

Letzte Änderung: 16.12.2020 

Im Jahresverlauf 2019 verstärkten sich Migrationsbewegungen innerhalb des Landes aufgrund des 

bewaffneten Konfliktes und einer historischen Dürre. UNHCR berichtet für den Zeitraum 1.1.6.11.2019 

380.289 Personen, die aufgrund des bewaffneten Konfliktes zu Binnenvertriebenen (IDPs, internally 

displaced persons) wurden (USDOS 11.3.2020). Mit Stand 9.8.2020 wurden 115.070 Menschen aufgrund 

des Konflikts zu IDPs - wofür landesweite Kämpfe zwischen nichtstaatlichen Akteuren und den nationalen 

afghanischen Sicherheitskräften verantwortlich waren (UNOCHA 12.8.2020). Die genaue Zahl der IDPs lässt 

sich jedoch nicht genau eruieren zumal viele in abgelegenen Regionen oder in städtischen Slums Zuflucht 

suchen bzw. in Gebieten leben, die von aufständischen Gruppen kontrolliert werden und daher nicht erfasst 

werden können (STDOK 10.2020). 

Die meisten IDPs stammen aus unsicheren ländlichen Ortschaften und kleinen Städten und suchen nach 

relativ besseren Sicherheitsbedingungen sowie Regierungsdienstleistungen in größeren Gemeinden und 

Städten innerhalb derselben Provinz. In allen 34 Provinzen werden IDPs aufgenommen (USDOS 11.3.2020). 

Die Mehrheit der Binnenflüchtlinge lebt, ähnlich wie Rückkehrer aus Pakistan und Iran, in Flüchtlingslagern, 

angemieteten Unterkünften oder bei Gastfamilien. Die Bedingungen sind prekär. Der Zugang zu 

Gesundheitsversorgung, Bildung und wirtschaftlicher Teilhabe ist stark eingeschränkt. Der hohe 

Konkurrenzdruck führt oft zu Konflikten. 75% der Binnenflüchtlinge sind auf humanitäre Hilfe angewiesen (AA 

16.7.2020). 

Der begrenzte Zugang zu humanitären Hilfeleistungen führt zu Verzögerungen bei der Identifizierung, 

Einschätzung und zeitnahen Unterstützung von Binnenvertriebenen. Diesen fehlt weiterhin Zugang zu 

grundlegendem Schutz, einschließlich der persönlichen und physischen Sicherheit sowie Unterkunft (USDOS 

11.3.2020). 

IDPs sind in den Möglichkeiten eingeschränkt, ihren Lebensunterhalt zu erwirtschaften. Oft kommt es nach 

der ersten Binnenvertreibung zu einer weiteren Binnenwanderung. Vor allem binnenvertriebene Familien mit 

einem weiblichen Haushaltsvorstand haben oft Schwierigkeiten, grundlegende Dienstleistungen zu erhalten, 

weil sie keine Identitätsdokumente besitzen (USDOS 11.3.2020). 

Die afghanische Regierung kooperiert mit UNHCR, IOM und anderen humanitären Organisationen, um IDPs, 

Flüchtlingen, Rückkehrern und anderen betroffenen Personen Schutz und Unterstützung zu bieten. Die 

Unterstützungsfähigkeit der afghanischen Regierung bezüglich vulnerabler Personen - inklusive Rückkehrern 

aus Pakistan und Iran - ist beschränkt und auf die Hilfe durch die internationale Gemeinschaft angewiesen 

(USDOS 11.3.2020). 

Durch die Dürre wurden in der ersten Hälfte des Jahres 2018 mehr als 260.000 Menschen aus den Provinzen 

Badghis, Daikundi, Herat und Ghor zu IDPs (UNOCHA 20.10.2018), zahlreiche Menschen verließen auch 

ihre Heimatprovinzen Jawzjan und Farah (STDOK 13.6.2019). Die meisten von ihnen kamen in Lager in den 

Städten Herat oder Qala-e-Naw (Badghis). Die Lager werden täglich mit Wasser und Lebensmitteln beliefert 

und es werden Zelte, Notunterkünfte, Hygiene-, Gesundheits- und Nahrungsdienste zur Verfügung gestellt 
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(UNOCHA 22.7.2019). Im Jahr 2018 sind im Westen Afghanistans aufgrund der Dürre ca. 19 Siedlungen für 

Binnenvertriebene entstanden, der Großteil davon ca. 20-25 km von Herat-Stadt entfernt. Vertriebene 

Personen siedelten sich hauptsächlich in Stadtrandgebieten an, um sich in der Stadt Zugang zu 

Dienstleistungen (die in den Siedlungen, welche grundsätzlich auf leeren Feldern entstanden, nicht 

vorhanden sind) und dem Arbeitsmarkt zu verschaffen. In der Stadt kam es zu Demonstrationen von 

Bewohnern, welche die Binnenvertriebenen bezichtigten, ihnen die Arbeitsplätze wegzunehmen. Das 

gestiegene Angebot an billigen Arbeitskräften drückte den Tageslohn von 6-8 USD auf 2-3 USD (STDOK 

13.6.2019). 

 

22 Grundversorgung 

Letzte Änderung: 16.12.2020 

Afghanistan ist nach wie vor eines der ärmsten Länder der Welt (AA 16.7.2020; AF 2018). Die 

Grundversorgung ist für große Teile der Bevölkerung eine tägliche Herausforderung, dies gilt in besonderem 

Maße für Rückkehrer. Diese bereits prekäre Lage hat sich seit März 2020 durch die Covid-19-Pandemie 

stetig weiter verschärft. UNOCHA erwartet, dass 2020 bis zu 14 Millionen Menschen (2019: 6,3 Mio. 

Menschen) auf humanitäre Hilfe (u. a. Unterkunft, Nahrung, sauberem Trinkwasser und medizinischer 

Versorgung) angewiesen sein werden (AA 16.7.2020). Laut einer IPC-Analyse vom April wird die Zahl der 

Menschen, die in Afghanistan unter akuter Ernährungsunsicherheit der Stufe 4 der Emergency-IPC leiden, 

im Zeitraum Juni-November 2020 voraussichtlich von 3,3 Millionen auf fast 4 Millionen ansteigen (USAID 

12.6.2020). 

Trotz Unterstützung der internationalen Gemeinschaft, erheblicher Anstrengungen der afghanischen 

Regierung und kontinuierlicher Fortschritte belegte Afghanistan 2018 lediglich Platz 170 von 189 des Human 

Development Index (UNDP o.D). In humanitären Geberkreisen wird von einer Armutsrate von 80% 

ausgegangen. Auch die Weltbank prognostiziert einen weiteren Anstieg ihrer Rate von 55% aus dem Jahr 

2016, da das Wirtschaftswachstum durch die hohen Geburtenraten absorbiert wird. Zusätzlich belastet die 

COVID-19-Krise mit einhergehender wirtschaftlicher Rezession die privaten Haushalte stark. Das Gefälle 

zwischen urbanen Zentren und ländlichen Gebieten bleibt eklatant. Außerhalb der Hauptstadt Kabul und der 

Provinzhauptstädte gibt es vielerorts nur unzureichende Infrastruktur für Energie, Trinkwasser und Transport 

(AA 

16.7.2020) . Während in ländlichen Gebieten bis zu 60% der Bevölkerung unter der Armutsgrenze leben 

(STDOK 10.2020; vgl. CSO 2018), so leben in urbanen Gebieten rund 41,6% unter der nationalen 

Armutsgrenze (STDOK 21.7.2020; vgl. NSIA2019). 

Die afghanische Wirtschaft ist stark von internationalen Hilfsgeldern abhängig. Das Budget zur 

Entwicklungshilfe und Teile des operativen Budgets stammen aus internationalen Hilfsgeldern (AF 2018; vgl. 

WB 7.2019). Jedoch konnte die afghanische Regierung seit der Fiskalkrise des Jahres 2014 ihre Einnahmen 

deutlich steigern (USIP 15.8.2019; vgl. WB 7.2019). 

Die afghanische Wirtschaft stützt sich hauptsächlich auf den informellen Sektor (einschließlich illegaler 

Aktivitäten), der 80 bis 90 % der gesamten Wirtschaftstätigkeit ausmacht und weitgehend das tatsächliche 

Einkommen der afghanischen Haushalte bestimmt (ILO 5.2012; vgl. ACCORD 7.12.2018). Lebensgrundlage 
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für rund 80% der Bevölkerung ist die Landwirtschaft (FAO 23.11.2018; vgl. Haider/Kumar 2018), wobei der 

landwirtschaftliche Sektor gemäß Prognosen der Weltbank im Jahr 2019 einen Anteil von 18,7% am 

Bruttoinlandsprodukt (BIP) hat (Industrie: 24,1%, tertiärer Sektor: 53,1%; WB 7.2019). 45% aller Beschäftigen 

arbeiten im Agrarsektor, 20% sind im Dienstleistungsbereich tätig (STDOK 10.2020; vgl. CSO 2018). 

Afghanistan erlebte von 2007 bis 2012 ein beispielloses Wirtschaftswachstum. Während die Gewinne dieses 

Wachstums stark konzentriert waren, kam es in diesem Zeitraum zu Fortschritten in den Bereichen 

Gesundheit und Bildung. Seit 2014 verzeichnet die afghanische Wirtschaft ein langsames Wachstum (im 

Zeitraum 2014-2017 durchschnittlich 2,3%, 2003-2013: 9%) was mit dem Rückzug der internationalen 

Sicherheitskräfte, der damit einhergehenden Kürzung der internationalen Zuschüsse und einer sich 

verschlechternden Sicherheitslage in Verbindung gebracht wird (WB 8.2018; vgl. STDOK 10.2020). Im Jahr 

2018 betrug die Wachstumsrate 1,8%. Das langsame Wachstum wird auf zwei Faktoren zurückgeführt: 

einerseits hatte die schwere Dürre im Jahr 2018 negative Auswirkungen auf die Landwirtschaft, andererseits 

verringerte sich das Vertrauen der Unternehmer und Investoren. Das Wirtschaftswachstum konnte sich 

zuletzt aufgrund der besseren Witterungsbedingungen für die Landwirtschaft erholen und lag 2019 laut 

Weltbank-Schätzungen bei 2,9%. Für 2020 geht die Weltbank Covid-19-bedingt von einer Rezession (bis zu 

-8% BIP) aus (AA 16.7.2020; vgl. WB 4.2020). 

Arbeitsmarkt 

Die Schaffung von Arbeitsplätzen bleibt eine zentrale Herausforderung für Afghanistan (AA 16.7.2020; vgl. 

STDOK 10.2020) Er ist durch eine niedrige Erwerbsquote, hohe Arbeitslosigkeit sowie Unterbeschäftigung 

und prekäre Arbeitsverhältnisse charakterisiert (STDOK 10.2020; vgl. Ahmend 2018; CSO 2018). Nach 

Angaben der Weltbank ist die Arbeitslosenquote innerhalb der erwerbsfähigen Bevölkerung in den letzten 

Jahren zwar gesunken, bleibt aber auf hohem Niveau und dürfte wegen der Covid-19-Pandemie wieder 

steigen (AA 16.7.2020), auch wenn es keine offiziellen Regierungsstatistiken über die Auswirkungen der 

Pandemie auf den Arbeitsmarkt gibt (IOM 23.9.2020). Schätzungen zufolge sind rund 67% der Bevölkerung 

unter 25 Jahren alt (NSIA 1.6.2020; vgl STDOK 10.2020). Am Arbeitsmarkt müssten jährlich geschätzte 

400.000 neue Arbeitsplätze geschaffen werden, um Neuankömmlinge in den Arbeitsmarkt integrieren zu 

können (STDOK 4.2018). Somit treten jedes Jahr sehr viele junge Afghanen in den Arbeitsmarkt ein, während 

die Beschäftigungsmöglichkeiten aufgrund unzureichender Entwicklungsressourcen und mangelnder 

Sicherheit nicht mit dem Bevölkerungswachstum Schritt halten können (WB 8.2018; vgl. STDOK 10.2020, 

CSO 2018). In Anbetracht von fehlendem Wirtschaftswachstum und eingeschränktem Budget für öffentliche 

Ausgaben, stellt dies eine gewaltige Herausforderung dar. Letzten Schätzungen zufolge sind 1,9 Millionen 

Afghan/innen arbeitslos - Frauen und Jugendliche haben am meisten mit dieser Jobkrise zu kämpfen. 

Jugendarbeitslosigkeit ist ein komplexes Phänomen mit starken Unterschieden im städtischen und ländlichen 

Bereich. Schätzungen zufolge sind 877.000 Jugendliche arbeitslos; zwei Drittel von ihnen sind junge Männer 

(ca. 500.000) (STDOK 4.2018; vgl. CSO 2018). 

Der afghanische Arbeitsmarkt ist durch eine starke Dominanz des Agrarsektors, eine Unterrepräsentation 

von Frauen und relativ wenigen Möglichkeiten für junge Menschen gekennzeichnet. Es gibt einen großen 

Anteil an Selbständigen und mithelfenden Familienangehörigen, was auf das hohe Maß an Informalität des 

Arbeitsmarktes hinweist, welches mit der Bedeutung des Agrarsektors in der Wirtschaft einhergeht (CSO 

8.6.2017). Im Rahmen einer Befragung an 15.012 Personen gaben rund 36% der befragten Erwerbstätigen 
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an, in der Landwirtschaft tätig zu sein (AF 2018). 

Bei der Arbeitssuche spielen persönliche Kontakte eine wichtige Rolle. Ohne Netzwerke, ist die Arbeitssuche 

schwierig. (STDOK 21.7.2020; vgl. STDOK 13.6.2020, STDOK 4.2018). Bei Ausschreibung einer Stelle in 

einem Unternehmen gibt es in der Regel eine sehr hohe Anzahl an Bewerbungen und durch persönliche 

Kontakte und Empfehlungen wird mitunter Einfluss und Druck auf den Arbeitgeber ausgeübt (STDOK 

13.6.2019). Eine im Jahr 2012 von der ILO durchgeführte Studie über die Beschäftigungsverhältnisse in 

Afghanistan bestätigt, dass Arbeitgeber persönliche Beziehungen und Netzwerke höher bewerten als 

formelle Qualifikationen. Analysen der norwegischen COI-Einheit Landinfo zufolge, gibt es keine Hinweise 

darüber, dass sich die Situation seit 2012 geändert hätte (STDOK 4.2018). 

In Afghanistan existiert keine finanzielle oder sonstige Unterstützung bei Arbeitslosigkeit (CSO 2018; vgl. IOM 

23.9.2020). Lediglich beratende Unterstützung wird vom Ministerium für Arbeit und Soziale Belange 

(MoLSAMD) und der NGO ACBAR angeboten; dabei soll der persönliche Lebenslauf zur Beratung 

mitgebracht werden. Auch Rückkehrende haben dazu Zugang - als Voraussetzung gilt hierfür die afghanische 

Staatsbürgerschaft. Für das Anmeldeverfahren sind das Ministerium für Arbeit und Soziale Belange und die 

NGO ACBAR zuständig; Rückkehrende sollten auch hier ihren Lebenslauf an eine der Organisationen 

weiterleiten, woraufhin sie informiert werden, inwiefern Arbeitsmöglichkeiten zum Bewerbungszeitpunkt zur 

Verfügung stehen. Unter Leitung des Bildungsministeriums bieten staatliche Schulen und private 

Berufsschulen Ausbildungen an (STDOK 4.2018). 

Neben einer mangelnden Arbeitsplatzqualität ist auch die große Anzahl an Personen im wirtschaftlich 

abhängigen Alter (insbes. Kinder) ein wesentlicher Armutsfaktor (CSO 2018; vgl. Hai- der/Kumar 2018): Die 

Notwendigkeit, das Einkommen von Erwerbstätigen mit einer großen Anzahl von Haushaltsmitgliedern zu 

teilen, führt oft dazu, dass die Armutsgrenze unterschritten wird, selbst wenn Arbeitsplätze eine angemessene 

Bezahlung bieten würden. Ebenso korreliert ein Mangel an Bildung mit Armut, wobei ein niedriges 

Bildungsniveau und Analphabetismus immer noch weit verbreitet sind (CSO 2018). 

Während Frauen am afghanischen Arbeitsmarkt eine nur untergeordnete Rolle spielen, so stellen jedoch im 

Agrasektor 33% und im Textilbereich 65% der Arbeitskräfte (STDOK 10.2020; vgl. CSO 2018) 

Wirtschaft und Versorgungslage in den Städten Herat, Kabul und Mazar-e Sharif 

Kabul 

Die Wirtschaft der Provinz Kabul hat einen weitgehend städtischen Charakter, wobei die wirtschaftlich aktive 

Bevölkerung in Beschäftigungsfeldern, wie dem Handel, Dienstleistungen oder einfachen Berufen tätig ist 

(CSO 8.6.2017). Kabul-Stadt hat einen hohen Anteil an Lohnarbeitern, während Selbstständigkeit im 

Vergleich zu den ländlichen Gebieten Afghanistans weniger verbreitet ist (USIP 10.4.2017). Zu den 

wichtigsten Arbeitgebern in Kabul gehört der Dienstleistungssektor, darunter auch die öffentliche Verwaltung 

(CSO 8.6.2017). Die Gehälter sind in Kabul im Allgemeinen höher als in anderen Provinzen, insbesondere 

für diejenigen, welche für ausländische Organisationen arbeiten (USIP 10.4.2017). Kabul ist das wichtigste 

Handels- und Beschäftigungszentrum Afghanistans und hat ein größeres Einzugsgebiet in den Provinzen 

Parwan, Logar und Wardak. Menschen aus kleinen Dörfern pendeln täglich oder wöchentlich nach Kabul, um 

landwirtschaftliche Produkte zu handeln oder als Wachen, Hausangestellte oder Lohnarbeiter zu arbeiten 

(USIP 10.4.2017). 
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Ergebnisse einer Studie ergaben, dass Kabul unter den untersuchten Provinzen den geringsten Anteil an 

Arbeitsplätzen im Agrarsektor hat, dafür eine dynamischere Wirtschaft mit einem geringeren Anteil an 

Arbeitssuchenden, Selbständigen und Familienarbeitern. Die besten (Ar- beits)Möglichkeiten für Junge 

existieren in Kabul. Trotz der niedrigeren Erwerbsquoten ist der Frauenanteil in hoch qualifizierten Berufen in 

Kabul am größten (49,6 Prozent). In der Provinz Ghor hingegen ist der traditionelle Agrarsektor bei weitem 

der größte Arbeitgeber, während es hier sehr wenige Möglichkeiten (Jobs und Ausbildung) für Kinder, 

Jugendliche und Frauen gibt (CSO 8.6.2019). 

Der durchschnittliche Verdienst eines ungelernten Tageslöhners in Afghanistan variiert zwischen 100 AFN 

und 400 AFN pro Tag (STDOK 21.7.2020; RA KBL 4.1.2020). 

Herat 

Der Einschätzung einer in Afghanistan tätigen internationalen NGO zufolge gehört Herat zu den 

„bessergestellten“ und „sichereren Provinzen" Afghanistans und weist historisch im Vergleich mit anderen 

Teilen des Landes wirtschaftlich und sicherheitstechnisch relativ gute Bedingungen auf (STDOK 13.6.2019). 

Aufgrund der sehr jungen Bevölkerung ist der Anteil der Personen im erwerbsfähigenAlter in Herat-wie auch 

in anderen afghanischen Städten - vergleichsweise klein. Erwerbstätige müssen also eine große Anzahl an 

von ihnen abhängigen Personen versorgen. Hinzu kommt, dass die Hälfte der arbeitenden Bevölkerung in 

Herat Tagelöhner sind, welche Schwankungen auf dem Arbeitsmarkt in besonderem Ausmaß ausgesetzt 

sind (USIP 2.4.2015). 

Die Herater Wirtschaft bietet seit langem Arbeitsmöglichkeiten im Handel, darunter den Import und Export 

von Waren mit dem benachbarten Iran (GOIRA2015; vgl. EASO 4.2019, WB/NSIA 

9.2018) , wie auch Bergbau und Produktion (EASO 4.2019). Die Industrie der kleinen und mittelständischen 

Unternehmen (KMUs) ist insbesondere im Handwerksbereich und in der Seiden- und Teppichproduktion gut 

entwickelt (GOIRA 2015; vgl. EASO 4.2019). Manche alten Handwerksberufe (Teppichknüpfereien, 

Glasbläsereien, die Herstellung von Stickereien) haben es geschafft zu überleben, während sich auch 

bestimmte moderne Industrien entwickelt haben (z.B. Lebensmittelverarbeitung und Verpackung) (EASO 

4.2019). Die Arbeitsplätze sind allerdings von der volatilen Sicherheitslage bedroht (insbesondere 

Entführungen von Geschäftsleuten oder deren Angehörigen durch kriminelle Netzwerke, im stillen 

Einverständnis mit der Polizei). Als weitere Probleme werden Stromknappheit, bzw. -ausfälle, 

Schwierigkeiten, mit irani- sehen oder anderen ausländischen Importen zu konkurrieren und eine steigende 

Arbeitslosigkeit genannt (EASO 4.2019). 

Mazar-e Sharif 

Mazar-e Sharif und die Provinz Balkh sind historisch betrachtet das wirtschaftliche und politische Zentrum 

der Nordregion Afghanistans. Mazar-e Sharif profitierte dabei von seiner geografischen Lage, einer 

vergleichsweise effektiven Verwaltung und einer relativ guten Sicherheitslage (ST- DOK 21.7.2020; vgl. 

GOIRA2015). Mazar-e Sharif gilt als Industriezentrum mit großen Fertigungsbetrieben und einer Vielzahl von 

kleinen und mittleren Unternehmen, welche Kunsthandwerk und Teppiche anbieten (GOIRA2015). Balkh ist 

landwirtschaftlich eine der produktivsten Regionen Afghanistans wobei Landwirtschaft und Viehzucht die 

Distrikte der Provinz dominieren (STDOK 21.7.2020; vgl. MIC 2018). Die Arbeitsmarktsituation ist auch In 

Mazar-e Sharif eine der größten Herausforderungen. Auf Stellenausschreibungen melden sich innerhalb 
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einer kurzen Zeitspanne sehr viele Bewerber und ohne Kontakte ist es schwer einen Arbeitsplatz zu finden. 

In den Distrikten ist die Anzahl der Arbeitslosen hoch. Die meisten Arbeitssuchenden begeben sich nach 

Mazar-e Sharif, um Arbeit zu finden (STDOK 21.7.2020). 

In Mazar-e Sharif stehen zahlreiche Wohungen zur Verfügung. Auch eine Person, die in Mazar-e Sharif keine 

Familie hat, sollte in der Lage sein, dort Wohnraum zu finden. Des weiteren gibt es in Mazar-e Sharif eine 

Anzahl von Hotels sowie Gast- oder Teehäusern, welche unter anderem von Tagelöhnern zur Übernachtung 

benutzt werden (STDOK 21.7.2020). 

Dürre und Überschwemmungen 

Während der Wintersaat von Dezember 2017 bis Februar 2018 gab es in Afghanistan eine ausgedehnte Zeit 

der Trockenheit. Diese hatte primär Auswirkungen auf den Agrarsektor mit Verlusten bei Viehbeständen 

(STDOK 10.2020; vgl. STDOK 21.7.2020, STDOK 13.6.2019, Ac- cord 26.5.2020) und verschlechterte die 

Situation für die von Lebensmittelunsicherheit geprägte Bevölkerung weiter und hatte zerstörerische 

Auswirkungen auf die wirtschaftlichen Existenzgrundlagen, was wiederum zu Binnenflucht führte und es den 

Binnenvertriebenen mittelfristig erschwert, sich wirtschaftlich zu erholen sowie die Grundbedürfnisse 

selbständig zu decken (FAO 23.11.2018; vgl. AJ 12.8.2018). 

Günstige Regenfälle im Frühling und beinahe normale Temperaturen hatten 2019 die Weidebedingungen 

wieder verbessert. Da sich viele Haushalte noch von der Dürre des Jahres 2018 erholen mussten, galt die 

Ernährungslage für viele Haushalte im Zeitraum 10.2019-1.2020, weiterhin als „angespannt“ bis „krisenhaft“ 

(FEWS NET 8.2019). 

Im März 2019 fanden in Afghanistan Überschwemmungen statt, welche Schätzungen zufolge, Auswirkungen 

auf mehr als 120.000 Personen in 14 Provinzen hatten. Sturzfluten Ende März 2019 hatten insbesondere für 

die Bevölkerung in den Provinzen Balkh und Herat schlimme Auswirkungen (WHO 3.2019; vgl. STDOK 

21.7.2020). Unter anderem waren von den Überschwemmungen auch Menschen betroffen, die zuvor von 

der Dürre vertrieben worden waren (GN 6.3.2019). 

Günstige Wetterbedingungen während der Pflanzsaison 2020 lassen eine weitere Erholung der 

Weizenproduktion von der Dürre 2018 erwarten. COVID-19 bedingte Sperrmaßnahmen hatten bisher nur 

begrenzte Auswirkungen auf die landwirtschaftliche Produktion, da sie in ländlichen Gebieten nicht 

durchgesetzt werden konnten (IOM 21.7.2020). 

Lebensmittelunsicherheit 

Einer Befragung aus dem Jahr 2016/2017 an rund 155.000 Personen zufolge (Afghan Living Condition 

Survey - ALCS), sind rund 45% oder 13 Millionen Menschen in Afghanistan von anhaltender oder 

vorübergehender Lebensmittelunsicherheit betroffen (CSO 2018; vgl. USAID 

11.4.2019) , wobei der Anteil der Betroffenen im Osten, Norden und Nordosten am höchsten ist (CSO 

2018). Gegenüber dem Zeitraum 2011-12 ist ihr Anteil bei einem Ausgangsniveau von 30% um 15 

Prozentpunkte gestiegen (CSO 2018). Nach Angaben der FAO sind weiterhin etwa 

13,5 Millionen Menschen in Afghanistan mit einer schweren akuten Ernährungsunsicherheit konfrontiert 

(FAO o.D). 

2018 gaben rund 30% der 15.012 Befragten an, dass sich die Qualität ihrer Ernährung verschlechtert hat, 
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während rund 17% von einer Verbesserung sprachen und die Situation für rund 53% gleich blieb. Im Jahr 

2018 lag der Anteil der Personen, welche angaben, dass sich ihre Ernährungssituation verschlechtert habe, 

im Westen des Landes über dem Anteil in ganz Afghanistan. Beispielsweise die Provinz Badghiswar hiervon 

einer Dürre betroffen (AF 2018). 

Die COVID-19-Krise führte in der ersten Hälfte des Jahres 2020 zu einem deutlichen Anstieg der 

Lebensmittelpreise. Die Preise scheinen seit April 2020, nach Verteilung von Weizen aus strategischen 

Getreidereserven, Durchsetzung von Anti-Preismanipulations-Regelungen und der Wiederöffnung der 

Grenzen für Lebensmittelimporte, wieder gesunken zu sein (IOM 23.9.2020). 

Bank- und Finanzwesen 

Nach einer Zeit mit begrenzten Bankdienstleistungen, entstehen im Finanzsektor in Afghanistan schnell mehr 

und mehr kommerzielle Banken und Leistungen. Die kommerziellen Angebote der Zentralbank gehen mit 

steigender Kapazität des Finanzsektors zurück. Es ist mittlerweile auch relativ einfach, in Afghanistan ein 

Bankkonto zu eröffnen. Die Bank wird dabei nach folgendem fragen: Ausweisdokument (Tazkira), 2 Passfotos 

und 1.000 bis 5.000 AFN als Mindestkapital für das Bankkonto. Bis heute sind mehr als ein Dutzend Banken 

im Land aktiv: unter anderem die Afghanistan International Bank, Azizi Bank, Arian Bank, oder The First 

Microfinance Bank, Ghazanfar Bank, Maiwand Bank, Bakhtar Bank (IOM 2018). 

Hawala-System 

Über Jahrhunderte hat sich eine Form des Geldaustausches entwickelt, welche Hawala genannt wird. Dieses 

System, welches auf gegenseitigem Vertrauen basiert, funktioniert schnell, zuverlässig und günstig. Spezielle 

Dokumente sind nicht notwendig und der Geldtransfer ist weltweit möglich. Hawala wird von den 

unterschiedlichsten Kundengruppen in Anspruch genommen: Gastarbeiter, die ihren Lohn in die Heimat 

transferieren wollen, große Unternehmen und 

Hilfsorganisationen bzw. NGOs, aber auch Terrororganisationen (WKO 2.2017; vgl. WB 2003; FA 7.9.2016). 

Das System funktioniert folgendermaßen: Person A übergibt ihrem Hawaladar (X) das Geld, z.B. 

10.0 Euro und nennt ihm ein Passwort. Daraufhin teilt die Person A der Person B, die das Geld 

bekommen soll, das Passwort mit. Der Hawaladar (X) teilt das Passwort ebenfalls seinem Empfänger-

Hawaladar (M) mit. Jetzt kann die Person B einfach zu ihrem Hawaladar (M) gehen. Wenn sie ihm das 

Passwort nennt, bekommt sie das Geld, z.B. in Afghani, ausbezahlt (WKO 2.2017; vgl. WB 2003). 

So ist es möglich, auch größere Geldsummen sicher und schnell zu überweisen. Um etwa eine Summe von 

Peshawar, Dubai oder London nach Kabul zu überweisen, benötigt man sechs bis zwölf Stunden. Sind 

Sender und Empfänger bei ihren Hawaladaren anwesend, kann die Transaktion binnen Minuten abgewickelt 

werden. Kosten dafür belaufen sich auf ca. 1-2%, hängen aber sehr stark vom Verhandlungsgeschick, den 

Währungen, der Transaktionssumme, der Vertrauensposition zwischen Kunde und Hawaladar und nicht 

zuletzt von der Sicherheitssituation in Kabul ab. Die meisten Transaktionen gehen in Afghanistan von der 

Hauptstadt Kabul aus, weil es dort auch am meisten Hawaladare gibt. Hawaladare bieten aber nicht nur 

Überweisungen an, sondern eine ganze Auswahl an finanziellen und nicht-finanziellen Leistungen in lokalen, 

regionalen und internationalen Märkten. Beispiele für das finanzielle Angebot sind Geldwechsel, 

Spendentransfer, Mikro-Kredite, Tradefinance oder die Möglichkeit, Geld anzusparen. Als nichtmonetäre 
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Leistungen können Hawaladare Fax- oder Telefondienste oder eine Internetverbindung anbieten (WKO 

2.2017; vgl. WB 2003). 

23 Medizinische Versorgung 

Letzte Änderung: 16.12.2020 

Seit 2002 hat sich die medizinische Versorgung in Afghanistan stark verbessert, dennoch bleibt sie im 

regionalen Vergleich zurück (AA 16.7.2020). Nach den Prognosen des Afghanistan Hu- manitarian Needs 

Overview 2020 werden etwa 3,7 Millionen Menschen aufgrund von Konflikten, Naturkatastrophen und 

Vertreibungen medizinische Nothilfe benötigen (UNOCHA 17.12.2019; vgl. WHO 8.2020). Die 

Lebenserwartung ist in Afghanistan von 50 Jahren im Jahr 1990 auf 64 im Jahr 2018 gestiegen (WB o.D.a.; 

vgl. WHO 4.2018). Im Jahr 2018 gab es 3.135 funktionierende medizinische Institutionen in ganz Afghanistan 

und 87% der Bevölkerung wohnten nicht weiter als zwei Stunden von einer solchen Einrichtung entfernt 

(WHO 12.2018). Vor allem in den Bereichen Mütter- und Kindersterblichkeit kam es zu erheblichen 

Verbesserungen (AA 16.7.2020). Eine weitere Quelle spricht von 641 Krankenhäusern bzw. 

Gesundheitseinrichtungen in Afghanistan, wobei 181 davon öffentliche und 460 private Krankenhäuser sind. 

Die genaue Anzahl der Gesundheitseinrichtungen in den einzelnen Provinzen ist nicht bekannt (RA KBL 

20.10.2020) 

Der afghanischen Verfassung zufolge hat der Staat kostenlos medizinische Vorsorge, ärztliche Behandlung 

und medizinische Einrichtungen für alle Staatsbürger zur Verfügung zu stellen. Außerdem fördert der Staat 

die Errichtung und Ausweitung medizinischer Leistungen und Gesundheitszentren (STDOK 4.2018; vgl. CoA 

2004, AA 16.7.2020). Eine begrenzte Anzahl staatlicher Krankenhäuser in Afghanistan bietet kostenfreie 

medizinische Versorgung an. Die Voraussetzung zur kostenfreien Behandlung ist der Nachweis der 

afghanischen Staatsbürgerschaft mittels Personalausweis bzw. Tazkira. Alle Staatsbürger haben dort 

Zugang zu medizinischer Versorgung und Medikamenten (STDOK 4.2018). Eine medizinische Versorgung 

in rein staatlicher Verantwortung findet jedoch kaum bis gar nicht statt. Insbesondere im Zuge der Covid-19-

Pandemie zeigten sich Unterfinanzierung und Unterentwicklung des öffentlichen Gesundheitssystems, das 

bei Vorsorge (Schutzausstattung), Diagnose (Tests) sowie medizinischer Versorgung von Erkrankten akute 

Defizite aufweist. Die Verfügbarkeit und Qualität der Grundbehandlung ist durch Mangel an gut ausgebildeten 

Ärzten, Ärztinnen und Assistenzpersonal (v.a. Hebammen), mangelnde Verfügbarkeit von Medikamenten, 

schlechtes Management sowie schlechte Infrastruktur begrenzt. Dazu kommt das starke Misstrauen der 

Bevölkerung in die staatlich finanzierte medizinische Versorgung. Die Qualität der Kliniken variiert stark. Es 

gibt praktisch keine Qualitätskontrollen (AA 16.7.2020; vgl. WHO 8.2020). Die medizinische Versorgung in 

großen Städten und auf Provinzlevel ist sichergestellt, auf Ebene von Distrikten und in Dörfern sind 

Einrichtungen hingegen oft weniger gut ausgerüstet und es kann schwer sein, Spezialisten zu finden. Vielfach 

arbeiten dort Krankenpflegerinnen anstelle von Ärztinnen, um grundlegende Versorgung sicherzustellen und 

in komplizierten Fällen an Provinzkrankenhäuser zu überweisen. Operationseingriffe können in der Regel nur 

auf Provinzlevel oder höher vorgenommen werden; auf Distriktebene sind nur erste Hilfe und kleinere 

Operationen möglich. Auch dies gilt allerdings nicht für das gesamte Land, da in Distrikten mit guter 

Sicherheitslage in der Regel mehr und bessere Leistungen angeboten werden können als in unsicheren 

Gegenden (iOM 2018; vgl. BDA 18.12.2018). Zahlreiche Staatsbürger begeben sich für medizinische 

Behandlungen - auch bei kleineren Eingriffen - ins Ausland. Dies ist beispielsweise in Pakistan 



- 48 - 

 

 

vergleichsweise einfach und zumindest für die Mittelklasse erschwinglich (BDA 18.12.2018). 

Die wenigen staatlichen Krankenhäuser bieten kostenlose Behandlungen an, dennoch kommt es manchmal 

zu einem Mangel an Medikamenten. Deshalb werden Patienten an private Apotheken verwiesen, um diverse 

Medikamente selbst zu kaufen. Untersuchungen und Laborleistungen sind in den staatlichen 

Krankenhäusern generell kostenlos (IOM 2018). Gemäß Daten aus dem Jahr 2017 waren 76% der in 

Afghanistan getätigten Gesundheitsausgaben sogenannte „Out-of-pocket“-Zahlungen durch Patienten (WB 

o.D.b). 

Berichten von UN OCHA zufolge haben rund 10 Millionen Menschen in Afghanistan keinen oder nur 

eingeschränkten Zugang zu medizinischer Grundversorgung. Viele Afghanen suchen, wenn möglich, privat 

geführte Krankenhäuser und Kliniken auf. Die Kosten von Diagnose und Behandlung dort variieren stark und 

müssen von den Patienten selbst getragen werden. Daher ist die Qualität der Gesundheitsbehandlung stark 

einkommensabhängig (AA 16.7.2020). Berichten zufolge können Patienten in manchen öffentlichen 

Krankenhäusern aufgefordert werden, für Medikamente, ärztliche Leistungen, Laboruntersuchungen und 

stationäre Behandlungen zu bezahlen. Medikamente sind auf jedem afghanischen Markt erwerbbar, die 

Preise variieren je nach Marke und Qualität des Produktes. Die Kosten für Medikamente in staatlichen 

Krankenhäusern weichen vom lokalen Marktpreis ab. Privatkrankenhäuser gibt es zumeist in größeren 

Städten wie Kabul, Jalalabad, Mazar-e Sharif, Herat und Kandahar. Die Behandlungskosten in diesen 

Einrichtungen variieren (STDOK 4.2018). 

90% der medizinischen Versorgung in Afghanistan werden nicht direkt vom Staat zur Verfügung gestellt, 

sondern von nationalen und internationalen NGOs, die über ein Vertragssystem beauftragt werden. Über 

dieses Vertragssystem wird sowohl primäre, als auch sekundäre und tertiäre medizinische Versorgung zur 

Verfügung gestellt. Allerdings mangelt es an Investitionen in medizinische Infrastruktur. Der Bauzustand 

vieler Kliniken ist schlecht. Während in den Städten ein ausreichendes Netz von Krankenhäusern und Kliniken 

besteht, ist es in den ländlichen Gebieten für viele Afghanen schwierig, eine Klinik oder ein Krankenhaus zu 

erreichen (AA 16.7.2020). 

Um die Gesundheitsversorgung der afghanischen Bevölkerung in den nördlichen Provinzen nachhaltig zu 

verbessern, zielen Vorhaben im Rahmen des zivilen Wiederaufbaus auch auf den Ausbau eines adäquaten 

Gesundheitssystems ab - mit moderner Krankenhausinfrastruktur, Krankenhausmanagementsystemen 

sowie qualifiziertem Personal. Zwischen 2009 und 2018 wurden insgesamt 65 Krankenhäuser und 

Gesundheitseinrichtungen gebaut oder renoviert. Neben verbesserten diagnostischen Methoden kommen 

auch innovative Technologien wie z.B. Telemedizin zum Einsatz (STDOK 4.2018). 

Innerhalb des Jahres 2019 wurde Gesundheitszentren im ganzen Land gebaut sowie Unterprojekte unter 

dem Projekt der Weltbank „SEHATMANDI" implementiert (RA KBL 20.10.2020). Das Entwicklungsziel des 

SEHATMANDI-Projekts für Afghanistan besteht darin, die Nutzung und Qualität der Gesundheits-, 

Ernährungs- und Familienplanungsdienste zu verbessern. Das Projekt besteht aus drei Komponenten. Die 

erste Komponente, die Verbesserung der Leistungserbringung, dient der Finanzierung leistungsbezogener 

Verträge zur Bereitstellung des Basispakets von Gesundheitsdiensten (BPHS) und des wesentlichen Pakets 

von Krankenhausdienstleistungen (EPHS) in 31 Provinzen. Die zweite Komponente, die Stärkung des 

Gesundheitssystems und seiner Leistung, wird einen systematischen organisierten Ansatz unterstützen, der 

darauf abzielt, im Gesundheitsministerium (MOPH) und bei den Interessengruppen eine Kultur des 
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Leistungsmanagements zu etablieren. Die dritte Komponente, die Stärkung der Nachfrage und der 

Rechenschaftspflicht der Gemeinschaft für wichtige Gesundheitsdienste, wird eine Reihe von Aktivitäten 

finanzieren, die von Kommunikationskampagnen zur Steigerung des allgemeinen Bewusstseins für 

Gesundheitsrechte wie auch für spezifische Gesundheitsverhaltensweisen reichen, um das MOPH und die 

Leistungserbringer dabei zu unterstützen, besser auf die Gesundheitsbedürfnisse der Gemeinschaft 

einzugehen (WB o.D.c.). 

Im Rahmen eines MoU (Memorandum of Understanding) zwischen dem Gesundheitsministerium und drei 

indischen Privatunternehmen am 16.6.2020 im Wert von 12,5 Millionen Dollar wurde der Bau von zwei 

Gesundheitszentren und einer pharmazeutischen Fabrik in Afghanistan vereinbart. Außerdem wurden im 

vergangenen Jahr die Vereinbarungen für den Bau eines Gesundheitszentrums in Kabul und 53 

Gesundheitszentren in den Provinzen Kandahar und Helmand unterzeichnet. Darüber hinaus übernahm Aga 

Khan Health Services (AKHS) als Teilprojekt im Rahmen des nationalen Projekts (SEHATMANDI) im Februar 

2019 die Verwaltung der Gesundheitseinrichtungen in den Provinzen Bamyan und Badakhshan bis Juni 2021 

auf der Grundlage einer leistungsabhängigen Bezahlung. Im Januar 2019 erhielt das Schwedische Komitee 

für Afghanistan (SCA) den neuen SEHATMANDI-Vertrag zur Durchführung von Interventionen des 

Basispakets der Gesundheitsdienste (BPHS) und des Essential Package of Health Services (EPHS) in der 

afghanischen Provinz Wardak bis zum 30. Juni 2021 (RA KBL 

20.10.2020) . 

Auch die Sicherheitslage hat erhebliche Auswirkungen auf die medizinische Versorgung.WHO und USAID 

zählten 2019 insgesamt 275 Angriffe auf Gesundheitseinrichtungen, die zu Schließungen der Einrichtungen 

führten. Nur 34 Einrichtungen konnten zwischenzeitlich wieder öffnen. 2019 kamen es zu 20 Tötungen, 31 

Verwundungen und 31 Entführungen an medizinischem Personal. Dieser Trend setzt sich 2020 fort (AA 

16.7.2020). So gab es zwischen Jänner und August 2020 30 Angriff auf Gesundheitseinrichtungen (WHO 

8.2020) 

Medizinische Versorgung in der Städten Kabul, Herat und Mazar-e Sharif 

Kabul: 

Das Rahman Mina Hospital im Kabuler Bezirk Kart-e-Naw (Police District (PD) 8), wurde renoviert. Das 

Krankenhaus versorgt rund 130.000 Personen in seiner Umgebung und verfügt über 30 Betten. Pro Tag wird 

es von rund 900 Patienten besucht. Das staatliche Jamhoriat Hospital in Kabul verfügt über eine Kapazität 

von 350 Betten (RA KBL 20.10.2020) 

Der größte Teil der Notfallmedizin in Kabul wird von der italienischen NGO Emergency angeboten. 

Emergency führt spezialisierte Notfallbehandlungen durch, welche die staatlichen allgemeinmedizinischen 

Einrichtungen nicht anbieten können und behandelt sowohl die lokale Bevölkerung, als auch Patienten, 

welche von außerhalb Kabuls kommen (Emergency o.D.; vgl. WHO 4.2018). Mit 20.10.2020 ist die NGO 

immer noch in Betrieb (RB KBL 20.10.2020) 

Herat: 

Das Jebrael-Gesundheitszentrum im Nordwesten der Stadt Herat bietet für rund 60.000 Menschen im dicht 

besiedelten Gebiet mit durchschnittlich 300 Besuchern pro Tag grundlegende Gesundheitsdienste an, von 

denen die meisten die Impf- und allgemeinen ambulanten Einheiten aufsuchen (WB 1.11.2016). Laut dem 
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Provinzdirektor für Gesundheit in Herat verfügte die Stadt im April 2017 über 65 private Gesundheitskliniken 

(TN 7.4.2017) unter anderem das staatliche Herat Regional Hospital (RA KBL 20.10.2020)l. Die Anwohner 

von Herat beklagen jedoch, dass „viele private Gesundheitszentren die Gesundheitsversorgung in ein 

Unternehmen umgewandelt haben.“ Auch wird die geringe Qualität der Medikamente, fehlende 

Behandlungsmöglichkeiten und die Fähigkeit der Ärzte, Krankheiten richtig zu diagnostizieren, kritisiert. 

Infolgedessen entscheidet sich eine Reihe von Heratis für eine Behandlung im Ausland (TN 7.4.2017). 

Mazar-e Sharif: 

In der Stadt Mazar-e Sharif gibt es zwischen 10 und 15 Krankenhäuser; dazu zählen sowohl private als auch 

öffentliche Anstalten. In Mazar-e Sharif existieren mehr private als öffentliche Krankenhäuser. Private 

Krankenhäuser sind sehr teuer; jede Nacht ist kostenpflichtig. Zusätzlich existieren etwa 30-50 medizinische 

Gesundheitskliniken; 20% dieser Gesundheitskliniken finanzieren sich selbst, während 80% öffentlich 

finanziert sind (STDOK 4.2018). 

Das Regionalkrankenhaus Balkh ist die tragende Säule medizinischer Dienstleistungen in Nordafghanistan; 

selbst aus angrenzenden Provinzen werden Patienten in dieses Krankenhaus überwiesen. Für das durch 

einen Brand zerstörte Hauptgebäude des Regionalkrankenhauses Balkh im Zentrum von Mazar-e Sharif 

wurde ein neuer Gebäudekomplex mit 360 Betten, 21 Intensivpflegeplätzen, sieben Operationssälen und 

Einrichtungen für Notaufnahme, Röntgen- und Labordiagnostik sowie telemedizinischer Ausrüstung errichtet. 

Zusätzlich kommt dem Krankenhaus als akademisches Lehrkrankenhaus mit einer angeschlossenen 

Krankenpflege- und Hebammenschule eine Schlüsselrolle bei der Ausbildung des medizinischen und 

pflegerischen Nachwuchses zu. Die Universität Freiburg (Deutschland) und die Mashhad Universität (Iran) 

sind Ausbildungspartner dieses Krankenhauses (STDOK 4.2018; vgl. RA KBL 20.10.2020). Balkh gehörte 

bei einer Erhebung von 2016/2017 zu den Provinzen mit dem höchsten Anteil an Frauen, welche einen 

Zugang zu Gesundheitseinrichtungen haben (CSO 2018). 

Weitere Beispiele für staatliche Krankenhäuser im Hinblick auf die Anzahl der Betten in anderen Provinzen: 

• Nangarhar: General Hospital of Public Health (550 Betten) (RA KBL 20.10.2020) 

• Kandahar: Mirwais Nika Hospital (350 Betten) (RA KBL 20.10.2020) 
• Helmand: Bast Hospital (250 Betten) (RA KBL 20.10.2020) 
• Bamiyan: Bamiyan Central Hospital (140 Betten) (RA KBL 20.10.2020) 
• Parwan: Parwan 100 Beds Public Hospital (100 Betten) (RA KBL 20.10.2020) 

Es folgt eine Liste einiger Kontaktdaten staatlicher Krankenhäuser: 
• Ali Abad Krankenhaus: Kart-e Sakhi, Jamal Mina, Kabul University Road, Kabul, Tel.: +93 (0)20 2510 

355 (RA KBL 20.10.2020) 

• Antani Krankenhaus für Infektionskrankheiten: Salang Watt, District 2, Kabul, Tel.: +93 (0)20 2201 
372 (LN o.D.; vgl. , RA KBL 20.10.2020) 

• Ataturk Kinderkrankenhaus: BehildAliabaad (in der Nähe von der Kabul University), District 3, Kabul, 
Tel.: +93 (0)75 2001893 / +93 (0)20 250 0312 (LN o.D.; vgl. RA KBL 20.10.2020) 

• Indira Ghandi Children Hospital: Wazir Akbar Khan, Kabul. Tel.: 020-230-2282 (IOM 2018; AT 
17.9.2015, RA KBL 20.10.2020 

• Istiqlal/Esteqlal Krankenhaus: District 6, Kabul, Tel.: +93 (0)20 2500674 (LN o.D.; vgl. RA KBL 
20.10.2020) 

• Ibne Sina Notfallkrankenhaus: Pull Artal, District 1, Kabul, Tel.: +93 (0)202100359 (LN o.D.; vgl. RA 
KBL 20.10.2020) 
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• Jamhoriat Krankenhaus: Former Ministry of Interior Road, Sidarat Square, District 2,Kabul Tel: +93 

(0)20 220 1373/1375 (RA KBL 20.20.2020) 

• Karte Sae Mental Hospital: Karte sae Serahi Allaudding, PD-6, Tel.: +93(0)20 2500342 (RA KBL 
20.10.2020) 

• Malalai Maternity Hospital: Malalai Watt, Shahre Naw, Kabul, Tel.: +93(0)20 2201 377 (LN o.D.; vgl. 
RA KBL 20.10.2020) 

• Noor Eye Krankenhaus: Cinema Pamir, Kabul, Tel.: +93 (0)20 2100 446 (LN o.D.; vgl. IAM o.D., RA 
KBL 20.10.2020) 

• Rabia-i-Balki Maternity Hospital: Frosh Gah, District 2, Kabul, Tel.: +93(0)20 2104508, 
+93(0)799321007 (RA KBL 20.10.2020) 

• Wazir Akbar Khan Krankenhaus: Wazir Akbar Khan, Kabul, Tel.: ++93(0)20 230 1360 (RA KBL 
20.10.2020) 

• Herat Regionalkrankenhaus: Khaja Ali Movafaq Rd, Herat (PAJ 3.8.2017; vgl. RA KBL 
20.10.2020) 

• Mirwais Nika Krankenhaus in Kandahar, Tel.: +93 (0)79 146 4237 (ICRC 28.1.2018; vgl. ICRC 
3.2.2017, RA KBL 20.10.2020) 

Es gibt zahlreiche private Kliniken, die auf verschiedene medizinische Fachbereiche spezialisiert sind. Es 
folgt eine Liste einiger Kontaktdaten privater Gesundheitseinrichtungen: 

• Amiri Krankenhaus: Red Crescent, 5 th Phase, Qragha Road, Kabul, Tel.: +93 (0)20 256 3555 (IOM 
5.2.2018; vgl. RA KBL 20.10.2020) 

• Sayed Jamaluding Psychiatric Hospital, Khoshal Mina section 1, Tel.: 93 799 128,737 (IOM 2018; 
vgl. IOM 2019, RA KBL 20.10.2020) 

• Shfakhanh Maljoy Frdos/Ferdows: Chahr Qala-e-Chahardihi Road, Kabul, Tel.: +93 (0)70 017 3124 
(Cybo o.D.; vgl. RA KBL 20.10.2020) 

• Khair Khwa Medical Complex: Qala Najar Ha, Kabul, Tel.: +93 (0)72 988 0850 (KMC o.D.; vgl. RA 
KBL 20.10.2020) 

• DK - German Medical Diagnostic Center: Ansari Square, 3d Street, Shahr-e Nau, Kabul, Tel.: +93 
(0)70 606 0141 (MK o.D.; vgl. RA KBL 20.10.2020) 

• French Medical Institute for Mothers and Children: Hinter der Kabul University, Aliabad, Kabul, Tel.: 
+93(0)79 107 0000 (RA KBL 20.10.2020) 

• Loqmah Hakim: Bagh-e Azadi Ave, Herat, Tel.: +93(0)799 40 4000 (RA KBL 20.10.2020) 

• Alemi Krankenhaus: Mazar-e Sharif (STDOK Staatendokumentation 4.2018; vgl. RA KBL 
20.10.2020) 

 

24 Rückkehr 

Letzte Änderung: 16.12.2020 

In den letzten zehn Jahren sind Millionen von Migranten und Flüchtlingen nach Afghanistan zurückgekehrt. 

Während der Großteil der Rückkehrer aus den Nachbarländern Iran und Pakistan kommt, sinken die 

Anerkennungsquoten für Afghanen im Asylbereich in der Europäischen Union und die Zahl derer die freiwillig, 

unterstützt und zwangsweise nach Afghanistan zurückkehren nimmt zu (MMC 1.2019). Die schnelle 

Ausbreitung des COVID-19 Virus in Afghanistan hat starke Auswirkungen auf die Vulnerablen unter der 

afghanischen Bevölkerung, einschließlich der Rückkehrer, da sie nur begrenzten Zugang zu grundlegenden 

Dienstleistungen, insbesondere zur Gesundheitsversorgung, haben und zudem aufgrund der landesweiten 

Abriegelung Einkommens- und Existenzverluste hinnehmen müssen (IOM 7.5.2020). 
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Von 1.1.2020 bis 12.9.2020 sind 527.546 undokumentierter Afghanen aus Iran (523.196) und Pakistan 

(4.350) nach Afghanistan zurückgekehrt - in der Woche vom 6.9.2020 bis 12.9.2020 waren es ca. 21.500 

undokumentierte Rückkehrer (UNHCR 17.9.2020). Im gesamten Jahr 2018 kehrten, im Vergleich dazu, aus 

den beiden Ländern insgesamt 805.850 nach Afghanistan zurück: 773.125 (laut AA 775.000) aus Iran und 

32.725 (laut AA 46.000) aus Pakistan (IOM 

5.1.2019, vgl. AA 16.7.2020). Die Anzahl der seit 1.1.2020 bis 31.7.2020 von IOM unterstützten Rückkehrer 

aus Iran (53.595) und Pakistan (1.731) beläuft sich auf 55.326 (IOM 29.8.2020). 

Die freiwillige Rückkehr nach Afghanistan ist aktuell (Stand 24.9.2020) über den Luftweg möglich. Es gibt 

internationale Flüge nach Kabul, Mazar-e Sharif und Kandahar (IOM 23.9.2020; vgl. Flightradar 24.9.2020). 

Es sei darauf hingewiesen, dass diese Flugverbindungen unzuverlässig sind - in Zeiten einer Pandemie 

können Flüge gestrichen oder verschoben werden (IOM 

23.9.2020) . 

Seit 12.8.2020 ist der Spin Boldak Grenzübergang an der pakistanischen Grenze sieben Tage in der Woche 

für Fußgänger und Lastkraftwagen geöffnet (UNHCR 12.9.2020). Der pakistanische Grenzübergang in 

Torkham ist Montags und Dienstags für Rückkehrbewegungen nach Afghanistan und zusätzlich am Samstag 

für undokumentierte Rückkehrer und andere Fußgänger geöffnet (UNHCR 12.9.2020) 

Die Wiedervereinigung mit der Familie wird meist zu Beginn von Rückkehrern als positiv empfunden und ist 

von großer Wichtigkeit im Hinblick auf eine erfolgreiche Reintegration (MMC 1.2019; 

vgl. IOM KBL 30.4.2020, Reach 10.2017). Ohne familiäre Netzwerke kann es sehr schwer sein sich selbst zu 

erhalten, da in Afghanistan vieles von sozialen Netzwerken abhängig ist. Eine Person ohne familiäres 

Netzwerk ist jedoch die Ausnahme und einige wenige Personen verfügen über keine Familienmitglieder in 

Afghanistan, da diese entweder nach Iran, Pakistan oder weiter nach Europa migrierten (IOM KBL 30.4.2020; 

vgl. Seefar 7.2018). Der Reintegrationsprozess der Rückkehrer ist oft durch einen schlechten psychosozialen 

Zustand charakterisiert. Viele Rückkehrer sind weniger selbsterhaltungsfähig als die meisten anderen 

Afghanen. Rückkehrerinnen sind von diesen Problemen im Besonderen betroffen (MMC 1.2019). 

Auch wenn scheinbar kein koordinierter Mechanismus existiert, der garantiert, dass alle Rückkehrer die 

Unterstützung erhalten, die sie benötigen und dass eine umfassende Überprüfung stattfindet, können 

Personen, die freiwillig oder zwangsweise nach Afghanistan zurückgekehrt sind, dennoch verschiedene 

Unterstützungsformen in Anspruch nehmen (STDOK 4.2018; vgl. STDOK 14.7.2020; IOM AUT 23.1.2020). 

Für Rückkehrer leisten UNHCR und IOM in der ersten Zeit Unterstützung. Bei der Anschlussunterstützung 

ist die Transition von humanitärer Hilfe hin zu Entwicklungszusammenarbeit nicht immer lückenlos. Wegen 

der hohen Fluktuation im Land und der notwendigen Zeit der Hilfsorganisationen, sich darauf einzustellen, ist 

Hilfe nicht immer sofort dort verfügbar, wo Rückkehrer sich niederlassen. UNHCR beklagt zudem, dass sich 

viele Rückkehrer in Gebieten befinden, die für Hilfsorganisationen aufgrund der Sicherheitslage nicht 

erreichbar sind (AA 16.7.2020). 

Soziale, ethnische und familiäre Netzwerke sind für einen Rückkehrer unentbehrlich (IOM KBL 30.4.2020; 

vgl. MMC 1.2019, Reach 10.2017). Der Großteil der nach Afghanistan zurückkehrenden Personen verfügt 

über ein familiäres Netzwerk (STDOK 13.6.2019, IOM KBL 30.4.2020), auf das in der Regel zurückgegriffen 

wird. Wegen der schlechten wirtschaftlichen Lage, den ohnehin großen Familienverbänden und individuellen 

Faktoren ist diese Unterstützung jedoch meistens nur temporär und nicht immer gesichert (STDOK 
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13.6.2019). Neben der Familie als zentrale Stütze der afghanischen Gesellschaft, kommen noch weitere 

wichtige Netzwerke zum Tragen, wie z.B. der Stamm, der Clan und die lokale Gemeinschaft. Diese basieren 

auf Zugehörigkeit zu einer Ethnie, Religion oder anderen beruflichen Netzwerken (Kollegen, Mitstudierende 

etc.) sowie politische Netzwerke usw. Die unterschiedlichen Netzwerke haben verschiedene Aufgaben und 

unterschiedliche Einflüsse - auch unterscheidet sich die Rolle der Netzwerke zwischen den ländlichen und 

städtischen Gebieten. Ein Netzwerk ist für das Überleben in Afghanistan wichtig. So sind manche Rückkehrer 

auf soziale Netzwerke angewiesen, wenn es ihnen nicht möglich ist, auf das familiäre Netz zurückzugreifen. 

Ein Mangel an Netzwerken stellt eine der größten Herausforderungen für Rückkehrer dar, was 

möglicherweise zu einem neuerlichen Verlassen des Landes führen könnte. Die Rolle sozialer Netzwerke - 

der Familie, der Freunde und der Bekannten - ist für junge Rückkehrer besonders ausschlaggebend, um sich 

an das Leben in Afghanistan anzupassen. Sollten diese Netzwerke im Einzelfall schwach ausgeprägt sein, 

kann die Unterstützung verschiedener Organisationen und Institutionen in Afghanistan in Anspruch 

genommen werden (STDOK 4.2018). 

Rückkehrer aus dem Iran und aus Pakistan, die oft über Jahrzehnte in den Nachbarländern gelebt haben und 

zum Teil dort geboren wurden, sind in der Regel als solche erkennbar. Offensichtlich sind sprachliche 

Barrieren, von denen vor allem Rückkehrer aus dem Iran betroffen sind, weil sie Farsi (die iranische 

Landessprache) oder Dari (die afghanische Landessprache) mit iranischem Akzent sprechen. Zudem können 

fehlende Vertrautheit mit kulturellen Besonderheiten und sozialen Normen die Integration und 

Existenzgründung erschweren. Das Bestehen sozialer und familiärer Netzwerke am Ankunftsort nimmt auch 

hierbei eine zentrale Rolle ein. Über diese können die genannten Integrationshemmnisse abgefedert werden, 

indem die erforderlichen Fähigkeiten etwa im Umgang mit lokalen Behörden sowie sozial erwünschtes 

Verhalten vermittelt werden und für die Vertrauenswürdigkeit der Rückkehrer gebürgt wird (AA 16.7.2020). 

UNHCR verzeichnete jedoch nicht viele Fälle von Diskriminierung afghanischer Rückkehrer aus dem Iran 

und Pakistan aufgrund ihres Status als Rückkehrer. Fast ein Viertel der afghanischen Bevölkerung besteht 

aus Rückkehrern. Diskriminierung beruht in Afghanistan großteils auf ethnischen und religiösen Faktoren 

sowie auf dem Konflikt (STDOK 13.6.2019). 

Rückkehrer aus Europa oder dem westlichen Ausland werden von der afghanischen Gesellschaft häufig 

misstrauisch wahrgenommen. Dem deutschen Auswärtigen Amt sind jedoch keine Fälle bekannt, in denen 

Rückkehrer nachweislich aufgrund ihres Aufenthalts in Europa Opfer von Gewalttaten wurden (AA 16.7.2020) 

und auch IOM Kabul sind keine solchen Vorkommnisse bekannt (IOM KBL 30.4.2020) Andere Quellen geben 

jedoch an, dass es zu tätlichen Angriffen auf Rückkehrer gekommen sein soll (STDOK 10.2020; vgl Seefar 

7.2018), wobei dies auch im Zusammenhang mit einem fehlenden Netzwerk vor Ort gesehen wird (Seefar 

7.2018). UNHCR berichtet von Fällen zwangsrückgeführter Personen aus Europa, die von religiösen 

Extremisten bezichtigt werden, verwestlicht zu sein; viele werden der Spionage verdächtigt. Auch glaubt man, 

Rückkehrer aus Europa wären reich und sie würden die Gastgebergemeinschaft ausnutzen. Wenn ein 

Rückkehrer mit im Ausland erlangten Fähigkeiten und Kenntnissen zurückkommt, stehen ihm mehr 

Arbeitsmöglichkeiten zur Verfügung als den übrigen Afghanen, was bei der hohen Arbeitslosigkeit zu 

Spannungen innerhalb der Gemeinschaft führen kann (STDOK 13.6.2019). 

Haben die Rückkehrer lange Zeit im Ausland gelebt oder haben sie zusammen mit der gesamten Familie 

Afghanistan verlassen, ist es wahrscheinlich, dass lokale Netzwerke nicht mehr existieren oder der Zugang 

zu diesen erheblich eingeschränkt ist. Dies kann die Reintegration stark erschweren. Der Mangel an 
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Arbeitsplätzen stellt für den Großteil der Rückkehrer die größte Schwierigkeit dar. Fähigkeiten, die sich 

Rückkehrer/innen im Ausland angeeignet haben, können eine wichtige Rolle bei der Arbeitsplatzsuche 

spielen (STDOK 21.7.2020; vgl. STDOK 13.6.2020, STDOK 4.2018). Der Zugang zum Arbeitsmarkt hängt 

maßgeblich von lokalen Netzwerken ab (AA 16.7.2020; vgl. IOM KBL 30.4.2020, STDOK 10.2020). Die 

afghanische Regierung kooperiert mit UNHCR, IOM und anderen humanitären Organisationen, um IDPs, 

Flüchtlingen, rückkehrenden Flüchtlingen und anderen betroffenen Personen Schutz und Unterstützung zu 

bieten. Die Fähigkeit der afghanischen Regierung, vulnerable Personen einschließlich Rückkehrer aus 

Pakistan und dem Iran zu unterstützen, bleibt begrenzt und ist weiterhin von der Hilfe der internationalen 

Gemeinschaft abhängig (USDOS 11.3.2020). Moscheen unterstützen in der Regel nur besonders vulnerable 

Personen und für eine begrenzte Zeit. Für Afghanen, die im Iran geboren oder aufgewachsen sind und keine 

Familie in Afghanistan haben, ist die 

Situation problematisch. Deshalb versuchen sie in der Regel, so bald wie möglich wieder in den Iran 

zurückzukehren (STDOK 13.6.2019). 

Viele afghanische Rückkehrer werden de-facto IDPs, weil die Konfliktsituation sowie das Fehlen an 

gemeinschaftlichen Netzwerken sie daran hindert, in ihre Heimatorte zurückzukehren (UNO- CHA 12.2018). 

Trotz offenem Werben für Rückkehr sind essentielle Dienstleistungen wie Bildung und Gesundheit in den 

grenznahen Provinzen nicht auf einen Massenzuzug vorbereitet (AAN 

31.1.2018) . Viele Rückkehrer leben in informellen Siedlungen, selbstgebauten Unterkünften oder 

gemieteten Wohnungen. Die meisten Rückkehrer im Osten des Landes leben in überbelegten Unterkünften 

und sind von fehlenden Möglichkeiten zum Bestreiten des Lebensunterhaltes betroffen (UNOCHA 12.2018). 

Eine Reihe unterschiedlicher Organisationen ist für Rückkehrer und Binnenvertriebene (IDP) in Afghanistan 

zuständig (STDOK 4.2018). Rückkehrer/innen erhalten Unterstützung von der afghanischen Regierung, den 

Ländern, aus denen sie zurückkehren, und internationalen Organisationen (z.B. IOM) sowie lokalen 

Nichtregierungsorganisationen (NGOs). Es gibt keine dezidiert staatlichen Unterbringungen für Rückkehrer 

(STDOK 4.2018; vgl. Asylos 8.2017). 

Unterstützung von Rückkehrer/innen durch die afghanische Regierung 

Neue politische Rahmenbedingungen für Rückkehrer und IDPs sehen bei der Reintegration unter anderem 

auch die individuelle finanzielle Unterstützung als einen Ansatz der „whole of community" vor. Demnach 

sollen Unterstützungen nicht nur einzelnen zugutekommen, sondern auch den Gemeinschaften, in denen sie 

sich niederlassen. Die Rahmenbedingungen sehen eine Grundstücksvergabe vor, jedoch gilt dieses System 

als anfällig für Korruption und Missmanagement. Es ist nicht bekannt, wie viele Rückkehrer aus Europa 

Grundstücke von der afghanischen Regierung erhalten haben und zu welchen Bedingungen (STDOK 

4.2018). 

Die Regierung Afghanistans bemüht sich gemeinsam mit internationalen Unterstützern, Land an Rückkehrer 

zu vergeben. Gemäß dem 2005 verabschiedeten Land Allocation Scheme (LAS) sollten Rückkehrer und IDPs 

Baugrundstücke erhalten. Die bedürftigsten Fälle sollten prioritär behandelt werden (Kandiwal 9.2018; vgl. 

UNHCR 3.2020). Jedoch fanden mehrere Studien Probleme bezüglich Korruption und fehlender Transparenz 

im Vergabeprozess (Kandiwal 9.2018; vgl. UNAMA 3.2015, AAN 29.3.2016, WB/UNHCR 20.9.2017). Um 

den Prozess der Landzuweisung zu beginnen, müssen die Rückkehrer einen Antrag in ihrer Heimatprovinz 

stellen. Wenn dort kein staatliches Land zur Vergabe zur Verfügung steht, muss der Antrag in einer 
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Nachbarprovinz gestellt werden. Danach muss bewiesen werden, dass der Antragsteller bzw. die nächste 

Familie tatsächlich kein Land besitzt. Dies geschieht aufgrund persönlicher Einschätzung eines 

Verbindungsmannes und nicht aufgrund von Dokumenten. Hier ist Korruption ein Problem. Je einflussreicher 

ein Antragsteller ist, desto schneller bekommt er Land zugewiesen (Kandiwal 9.2018). Des Weiteren wurde 

ein fehlender Zugang zu Infrastruktur und Dienstleistungen, wie auch eine weite Entfernung der Parzellen 

von Erwerbsmöglichkeiten kritisiert. IDPs und Rückkehrer ohne Dokumente sind von der Vergabe von Land 

ausgeschlossen (IDMC/NRC 2.2014; vgl. Kandiwal 9.2018). 

Die afghanische Regierung hat 2017 mit der Umsetzung des Aktionsplans für Flüchtlinge und 

Binnenflüchtlinge begonnen. Ein neues, transparenteres Verfahren zur Landvergabe an Rückkehrer läuft als 

Pilotvorhaben an, kann aber noch nicht flächendeckend umgesetzt werden. Erste Landstücke wurden 

identifiziert, die Registrierung von Begünstigten hat begonnen (AA 

16.7.2020) . 

Unterstützung durch IOM 

Die internationale Organisation für Migration (IOM - International Organization for Migration) unterstützt mit 

diversen Projekten die freiwillige Rückkehr und Reintegration von Rückkehrern nach Afghanistan. In Bezug 

auf die Art und Höhe der Unterstützungsleistung muss zwischen unterstützter freiwilliger und zwangsweiser 

Rückkehr unterschieden werden (STDOK 14.7.2020; vgl. IOM AUT 23.1.2020; STDOK 13.6.2019; STDOK 

4.2018). Im Rahmen der unterstützten freiwilligen Rückkehr kann Unterstützung entweder nur für die 

Rückkehr (Reise) oder nach erfolgreicher Aufnahme in ein Reintegrationsprojekt auch bei der 

Wiedereingliederung geleistet werden (STDOK 14.7.2020; vgl. IOM AUT 23.1.2020). 

IOM Österreich unterstützt auch derzeit Rückkehrer im Rahmen der freiwilligen Rückkehr. Aufgrund des stark 

reduzierten Flugbetriebs ist die Rückkehr seit April 2020 nur in sehr wenige Länder tatsächlich möglich. 

Neben der Reiseorganisation bietet IOM Österreich dabei Unterstützung bei der Ausreise am Flughafen Wien 

Schwechat an (STDOK 14.7.2020). 

Anmerkungen: Informationen von IOM zufolge, sind IOM-Rückkehrprojekte mit Stand 22.9.2020 

auch weiterhin in Afghanistan operativ, können aber aufgrund der COVID-19 Pandemie 

kurzfristigen Änderungen unterworfen sein (IOM 23.9.2020). 

Mit 1.1.2020 startete das durch den AMIF der Europäischen Union und das österreichische 

Bundesministerium für Inneres kofinanzierte Reintegrationsprojekt RESTART III. Im Unterschied zu den 

beiden Vorprojekten RESTART und RESTART II steht dieses Projekt ausschließlich Rückkehrern aus 

Afghanistan zur Verfügung. RESTART III, ist wie das Vorgängerprojekt auf drei Jahre, nämlich bis 31.12.2022 

ausgerichtet und verfügt über eine Kapazität von 400 Personen. Für alle diese 400 Personen ist neben 

Beratung und Information - in Österreich sowie in Afghanistan - sowohl die Bargeldunterstützung in der Höhe 

von 500 Euro wie auch die Unterstützung durch Sachleistungen in der Höhe von 2.800 Euro geplant (STDOK 

14.7.2020; vgl. IOM AUT 

23.1.2020) . 

Die Teilnahme am Reintegrationsprojekt von IOM ist an einige (organisatorische) Voraussetzungen 

gebunden. So stellen Interessenten an einer unterstützen freiwilligen Rückkehr zunächst einen 

entsprechenden Antrag bei einer der österreichischen Rückkehrberatungseinrichtungen - dem VMÖ (Verein 

Menschenrechte Österreich) oder der Caritas bzw. in Kärnten auch beim Amt der Kärntner Landesregierung. 
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Die jeweilige Rückkehrberatungsorganisation prüft dann basierend auf einem Kriterienkatalog des BMI, ob 

die Anforderungen für die Teilnahme durch die Antragssteller erfüllt werden. Für Reintegrationsprojekte ist 

durch das BMI festgelegt, dass nur 

Personen an dem Projekt teilnehmen können, die einen dreimonatigen Aufenthalt in Österreich vorweisen 

können. Es wird hier jedoch auf mögliche Ausnahmen hingewiesen, wie zum Beispiel bei Personen, die im 

Rahmen der Dublin-Regelung nach Österreich rücküberstellten werden. Des weiteren sieht die BMI-

Regelung vor, dass nur eine Person pro Kernfamilie die Unterstützungsleistungen erhalten kann (STDOK 

14.7.2020; vgl. IOM AUT 23.1.2020). Im Anschluss unterstützt die jeweilige Rückkehrberatungseinrichtung 

denInteressenten beim Antrag auf Kostenübernahme für die freiwillige Rückkehr. Wenn die Teilnahme an 

dem Reintegrationsprojekt ebenso gewünscht ist, so ist ein zusätzlicher Antrag auf Bewilligung des 

Reintegrationsprojektes zu stellen. Kommt es in weiterer Folge zu einer Zustimmung des Antrags seitens des 

BMI wird ab diesem Zeitpunkt IOM involviert (STDOK 14.7.2020; vgl. IOM AUT 23.1.2020). 

[Anm.: Es besteht auch die Möglichkeit jederzeit einen Antrag auf freiwillige Rückkehr zu stellen, 

auch ohne Teilnahme an dem Projekt. Eine Mitarbeiterin von IOM Österreich weist in diesem 

Zusammenhang darauf hin, dass es hier keine Trennung zwischen freiwilligen und unterstützten 

Rückkehrern gibt. Grundsätzlich spricht man von unterstützter freiwilliger Rückkehr und zusätzlich 

gibt es die Reintegrationsunterstützung bei Projektteilnahme. (IOM AUT 23.1.2020; vgl. STDOK 

14.7.2020)] 

Neben Beratung und Vorabinformationen ist IOM für die Flugbuchung verantwortlich und unterstützt die 

Projektteilnehmer auch bei den Abflugmodalitäten. Flüge gehen in der Regel nach Kabul, können auf Wunsch 

jedoch auch direkt nach Mazar-e Sharif gehen [Anm.: Unter Umgehung von Kabul]. Die Reise nach Herat 

beispielsweise findet in der Regel auf dem Luftweg über Kabul statt (IOM KBL 26.11.2018). Die 

österreichischen Mitarbeiter unterstützen die Projektteilnehmer beim Einchecken, der Sicherheitskontrolle, 

der Passkontrolle und begleiten sie bis zum Abflug-Terminal (STDOK 14.7.2020). Teilnehmer am 

Reintegrationsprojekt RESTART III von IOM landen in der Regel (zunächst) in der afghanischen Hauptstadt 

Kabul. Dort werden sie von den örtlichen IOM-Mitarbeitern direkt nach Verlassen des Flugzeuges empfangen 

und bei den Ein- bzw. Weiterreiseformalitäten unterstützt. An den Flughäfen anderer Städte wie Mazar- e-

Sharif, Kandahar oder Herat gibt es keine derartige Ausnahmeregelung (STDOK 14.7.2020; vgl. IOM KBL 

26.11.2018; IOM AUT 23.1.2020). 

RESTART sowie die Folgeprojekte RESTART II und RESTART III unterscheiden sich nur minimal 

voneinander. So ist beispielsweise die Höhe der Barzahlung und auch die Unterstützung durch 

Sachleistungen gleich geblieben, wobei im ersten RESTART Projekt und in der ersten Hälfte von RESTART 

II nur 2.500 Euro in Sachleistung investiert wurden und die restlichen 300 Euro für Wohnbedürfnisse, 

Kinderbetreuung oder zusätzlich für Bildung zur Verfügung standen. Dies wurde im Verlauf von RESTART II 

geändert und es ist nun auch in RESTART III der Fall, sodass die gesamte Summe für eine 

einkommensgenerierende Tätigkeit verwendet werden kann (STDOK 14.7.2020; vgl. IOM AUT 27.3.2020). 

Im Zuge der COVID-19 Pandemie befinden sich IOM-Mitarbeiter in Afghanistan teilweise im Home-Office. 

Rückkehrer können jedoch weiterhin IOM-Büros kontaktieren, werden jedoch gebeten, persönliche Besuche 

in IOM-Räumlichkeiten auf ein Minimum zu reduzieren und statt- dessen über Telefon oder andere online 

Tools zu kommunizieren. Virtuelle Beratung wird für 

Projektteilnehmer sowohl in Afghanistan wie auch in Österreich angeboten (IOM 23.9.2020). Nach Angaben 
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von IOM kann es bei der Entwicklung der einzelnen Projekte aktuell aufgrund der Pandemie zu 

Verzögerungen und langsamen Entwicklungen kommen (IOM 23.9.2020). Es wird zudem verstärkt auf 

Banküberweisungen gesetzt wobei die Projektteilnehmer entsprechend informiert werden. Zur raschen 

Eröffnung eines Bankkontos muss ein gültiges Identitätsdokument (z.B.: Tazkira) vorgelegt und verschiedene 

Formulare (je nach Bank oder Vertretern der jeweiligen Communities) ausgefüllt und unterzeichnet werden. 

Überweisungen innerhalb derselben Bank können in wenigen Minuten durchgeführt werden. Bei anderen 

Banken kann die Überweisung mehrere Tage in Anspruch nehmen. Ein Bankkonto kann von allen Personen, 

auch jenen, die keine persönlichen Kontakte in Afghanistan haben, eröffnet werden (IOM 10.2020) 

Mit Stand 22.9.2020, wurden im laufenden Jahr 2020 bereits 70 Teilnahmen akzeptiert im Rahmen des 

Restart III Projektes und sind im Zuge des Projektes 47 Personen freiwillig nach Afghanistan zurückgekehrt 

- zuletzt jeweils 13 Personen im August und im September 2020 (IOM 23.9.2020). Mit ihnen, als auch mit 

potenziellen Projektteilnehmern, welche sich noch in Österreich befinden, steht IOM Österreich in Kontakt 

und bietet Beratung/Information über virtuelle Kommunikationswege an (IOM AUT 18.5.2020). 

IOM-RADA 

IOM hat mit finanzieller Unterstützung der Europäischen Union das Projekt „RADA" (Reintegration Assistance 

and Development in Afghanistan) entwickelt. (STDOK 14.7.2020; vgl. IOM 

5.11.2019) . 

Innerhalb dieses Projektes gibt es eine kleine Komponente (PARA - Post Arrival Reception Assistance), die 

sich speziell an zwangsweise rückgeführte Personen wendet. Der Leistungsumfang ist stark limitiert und nicht 

mit einer Reintegrationsunterstützung vergleichbar. Die Unterstützung umfasst einen kurzen medical check 

(unmittelbare medizinische Bedürfnisse) und die Auszahlung einer Bargeldunterstützung in der Höhe von 

12.500 Afghani (rund 140 EUR) zur Deckung unmittelbarer, dringender Bedürfnisse (temporäre Unterkunft, 

Weiterreise, etc.). Diese ist jedoch nur für Rückkehrer zugänglich die über den internationalen Flughafen von 

Kabul reisen (STDOK 14.7.2020; vgl. IOM AUT 23.1.2020, IOM 23.9.2020). 

Wohnungen 

In Kabul und im Umland sowie in anderen Städten steht eine große Anzahl an Häusern und Wohnungen zur 

Verfügung. Die Kosten in Kabul-City sind jedoch höher als in den Vororten oder in den anderen Provinzen. 

Private Immobilienhändler in den Städten bieten Informationen zu Mietpreisen für Häuser und Wohnungen 

an. Die Miete für eine Wohnung liegt zwischen 300 USD und 500 USD. Die Lebenshaltungskosten pro Monat 

belaufen sich auf bis zu 400 USD (Stand 2019), für jemanden mit gehobenem Lebensstandard. Diese Preise 

gelten für den zentral gelegenen Teil der Stadt Kabul, wo Einrichtungen und Dienstleistungen wie Sicherheit, 

Wasserversorgung, Schulen, Kliniken und Elektrizität verfügbar sind. In ländlichen Gebieten können sowohl 

die Mietkosten, als auch die Lebenshaltungskosten um mehr als 50% sinken. 

Betriebs- und Nebenkosten wie Wasser und Strom kosten in der Regel nicht mehr als 40 USD pro Monat. 

Abhängig vom Verbrauch können die Kosten allerdings höher sein (IOM 2019). 

Wohnungszuschüsse für sozial Benachteiligte oder Mittellose existieren in Afghanistan nicht (IOM 2018).“ 

 

2. Beweiswürdigung: 
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Die Feststellungen zum Familienstand, zur Staatsangehörigkeit, Religions- und 

Volksgruppenzugehörigkeit des BF ergeben sich aus seinen Angaben vor der 

Verwaltungsbehörde, sein Geburtsdatum  XXXX ergibt sich aus seinem diesbezüglich 

glaubwürdigen Angaben in der Beschwerdeverhandlung.  

Soweit sich aus der vom BE vorgelegten Tazkira ergibt, dass er im Jahr  XXXX 25 Jahre alt 

gewesen sei, er somit ein Geburtsjahr  XXXX  aufweisen würde, ist auszuführen, dass der BF 

zu diesem Widerspruch angegeben hat, dass es sich hierbei um einen Fehler der afghanischen 

Behörden handeln müsse, denn er sei sicher, dass er am  XXXX geboren sei. Zudem ergibt sich 

aus der Aktenlage, dass der BF einen Schulbesuch im Zeitraum von 2002 bis 2014 angegeben 

hat, was ebenfalls indiziert, dass das Geburtsjahr  XXXX  naheliegender erscheint als das 

Geburtsjahr XXXX , da diesfalls der BF die Grundschule erst mit 11 Jahren begonnen hätte, was 

aber dem amtsbekannten Umstand, dass auch in Afghanistan der Grundschulbesuch 

grundsätzlich mit 6 (sechs) Jahren (vgl. LIB vom 16.12.2020, „19.2 Kinder“, S. 283) beginnt, 

widersprechen würde. Angesichts auch dessen, dass die vorgelegte Tazkira ein erst im Laufe 

des Verfahrens vom BF neu ausgestelltes Dokument darstellt, und amtsbekannt ist, dass 

Daten, die in afghanischen Dokumenten aufscheinen, nicht uneingeschränkt 

vertrauenswürdig und sicher erscheinen, war somit bei einer abwägenden 

Gesamtbetrachtung festzustellen, dass das Geburtsdatum des BF der  XXXX ist. 

 

Ebenso ergeben sich die Feststellungen zur Ausreisemotivation des BF aus seinen Angaben.  

Seine Lebensumstände im Bundesgebiet einschließlich seiner Integrationsbemühungen 

ergeben sich ebenfalls aus seinen Angaben vor der Verwaltungsbehörde und vor dem 

Bundesverwaltungsgericht in Verbindung mit den zahlreich vorgelegten Unterlagen.      

 

Die Feststellungen zur allgemeinen politischen und menschenrechtlichen Situation in 

Afghanistan ergeben sich aus dem Länderinformationsblatt der Staatendokumentation des 

Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl vom Dezember 2020, und den dort zu den 

einzelnen Themen äußerst umfangreich angeführten Qellen (-diesbezüglich wird auf den Akteninhalt 

verwiesen, da gesonderte (und teils seitenlange) Anführung der Quellen zu einer unübersichtlichen und der 

Lesbarkeit abträglichen Überlänge führen würde). Angesichts der Seriosität der Quellen und der 

Plausibilität ihrer Aussagen besteht kein Grund, an der Richtigkeit der Angaben zu zweifeln. 

 

3. Rechtliche Beurteilung: 
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Zu A)  

3.1. Zu Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides: 

Gemäß § 3 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Österreich einen Antrag auf 
internationalen Schutz gestellt hat, soweit dieser Antrag nicht bereits gemäß §§ 4, 4a oder 5 
zurückzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass 
ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer 
Flüchtlingskonvention droht. 

Nach Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 
55/1955, in der Fassung des Protokolls über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 
78/1974, ist Flüchtling, wer sich aus wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der Rasse, Religion, 
Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen 
Gesinnung verfolgt zu werden, außerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage 
oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen 
oder wer staatenlos ist, sich infolge obiger Umstände außerhalb des Landes seines 
gewöhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht 
nicht gewillt ist, in dieses Land zurückzukehren. 

Gemäß § 3 Abs. 2 AsylG 2005 idgF kann die Verfolgung auch auf Ereignissen beruhen, die 
eingetreten sind, nachdem der Fremde seinen Herkunftsstaat verlassen hat (objektive 
Nachfluchtgründe) oder auf Aktivitäten des Fremden beruhen, die dieser seit Verlassen des 
Herkunftsstaates gesetzt hat, die insbesondere Ausdruck und Fortsetzung einer bereits im 
Herkunftsstaat bestehenden Überzeugung sind (subjektive Nachfluchtgründe). Einem 
Fremden, der einen Folgeantrag (§ 2 Abs. 1 Z 23) stellt, wird in der Regel nicht der Status des 
Asylberechtigten zuerkannt, wenn die Verfolgungsgefahr auf Umständen beruht, die der 
Fremde nach Verlassen seines Herkunftsstaates selbst geschaffen hat, es sei denn, es handelt 
sich um in Österreich erlaubte Aktivitäten, die nachweislich Ausdruck und Fortsetzung einer 
bereits im Herkunftsstaat bestehenden Überzeugung sind. 

Gemäß § 11 Abs. 1 AsylG 2005 ist ein Antrag auf internationalen Schutz abzuweisen, wenn 
Asylwerbern in einem Teil ihres Herkunftsstaates vom Staat oder sonstigen Akteuren, die den 
Herkunftsstaat oder einen wesentlichen Teil des Staatsgebietes beherrschen, Schutz 
gewährleistet werden, und ihnen der Aufenthalt in diesem Teil des Staatsgebietes zugemutet 
werden kann (Innerstaatliche Fluchtalternative). Schutz ist gewährleistet, wenn in Bezug auf 
diesen Teil des Herkunftsstaates keine wohlbegründete Furcht nach Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK 
vorliegen kann und die Voraussetzungen zur Zuerkennung des Status des subsidiär 
Schutzberechtigten (§ 8 Abs. 1) in Bezug auf diesen Teil des Herkunftsstaates nicht gegeben 
sind. Gemäß § 11 Abs. 2 leg.cit. ist bei der Prüfung, ob eine innerstaatliche Fluchtalternative 
gegeben ist, auf die allgemeinen Gegebenheiten des Herkunftsstaates und auf die 
persönlichen Umstände der Asylwerber zum Zeitpunkt der Entscheidung über den Antrag 
abzustellen. 

Zentrales Element des Flüchtlingsbegriffes ist die „begründete Furcht vor Verfolgung“. Die 

begründete Furcht vor Verfolgung liegt dann vor, wenn objektiver Weise eine Person in der 

individuellen Situation des Asylwerbers Grund hat, eine Verfolgung zu fürchten. Verlangt wird 
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eine „Verfolgungsgefahr“, wobei unter Verfolgung ein Eingriff von erheblicher Intensität in die 

vom Staat zu schützende Sphäre des Einzelnen zu verstehen ist, welcher geeignet ist, die 

Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates bzw. der Rückkehr in 

das Land des vorigen Aufenthaltes zu begründen. Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in 

den in der Genfer Flüchtlingskonvention genannten Gründen haben und muss ihrerseits 

Ursache dafür sein, dass sich die betreffende Person außerhalb ihres Heimatlandes bzw. des 

Landes ihres vorigen Aufenthaltes befindet. Die Verfolgungsgefahr muss dem Heimatstaat 

bzw. dem Staat des letzten gewöhnlichen Aufenthaltes zurechenbar sein. Zurechenbarkeit 

bedeutet nicht nur ein Verursachen, sondern bezeichnet eine Verantwortlichkeit in Bezug auf 

die bestehende Verfolgungsgefahr. Die Verfolgungsgefahr muss aktuell sein, was bedeutet, 

dass sie zum Zeitpunkt der Bescheiderlassung vorliegen muss. Weiters muss sie sich auf das 

gesamte Staatsgebiet beziehen. Bereits gesetzte vergangene Verfolgungshandlungen stellen 

im Beweisverfahren ein wesentliches Indiz für eine bestehende Verfolgungsgefahr dar, wobei 

hierfür dem Wesen nach eine Prognose zu erstellen ist. Anträge auf internationalen Schutz 

sind gemäß § 3 Abs. 3 AsylG bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten 

abzuweisen, wenn den Fremden eine innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11 AsylG) offen steht 

(Z 1) oder der Fremde einen Asylausschlussgrund (§ 6 AsylG) gesetzt hat (Z 2). 

Nach der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. VwGH 28.03.1995, 

95/19/0041; 27.06.1995, 94/20/0836; 23.07.1999, 99/20/0208; 21.09.2000, 99/20/0373; 

26.02.2002, 99/20/0509 m.w.N.; 12.09.2002, 99/20/0505; 17.09.2003, 2001/20/0177) ist eine 

Verfolgungshandlung nicht nur dann relevant, wenn sie unmittelbar von staatlichen Organen 

(aus Gründen der GFK) gesetzt worden ist, sondern auch dann, wenn der Staat nicht gewillt 

oder nicht in der Lage ist, Handlungen mit Verfolgungscharakter zu unterbinden, die nicht von 

staatlichen Stellen ausgehen, sofern diese Handlungen - würden sie von staatlichen Organen 

gesetzt - asylrelevant wären. Eine von dritter Seite ausgehende Verfolgung kann nur dann zur 

Asylgewährung führen, wenn sie von staatlichen Stellen infolge nicht ausreichenden 

Funktionierens der Staatsgewalt nicht abgewandt werden kann (VwGH 22.03.2000, 

99/01/0256 m.w.N.). 

Von einer mangelnden Schutzfähigkeit des Staates kann nicht bereits dann gesprochen 

werden, wenn der Staat nicht in der Lage ist, seine Bürger gegen jedwede Übergriffe Dritter 

präventiv zu schützen (VwGH 13.11.2008, 2006/01/0191). Für die Frage, ob eine ausreichend 

funktionierende Staatsgewalt besteht - unter dem Fehlen einer solchen ist nicht „zu 

verstehen, dass die mangelnde Schutzfähigkeit zur Voraussetzung hat, dass überhaupt keine 

Staatsgewalt besteht“ (VwGH 22.03.2000, 99/01/0256) -, kommt es darauf an, ob jemand, der 
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von dritter Seite (aus den in der GFK genannten Gründen) verfolgt wird, trotz staatlichem 

Schutz einen - asylrelevante Intensität erreichenden - Nachteil aus dieser Verfolgung mit 

maßgeblicher Wahrscheinlichkeit zu erwarten hat (vgl. VwGH 22.03.2000, 99/01/0256 im 

Anschluss an Goodwin-Gill, The Refugee in International Law2 [1996] 73; weiters VwGH 

26.02.2002, 99/20/0509 m.w.N.; 20.09.2004, 2001/20/0430; 17.10.2006, 2006/20/0120; 

13.11.2008, 2006/01/0191). Für einen Verfolgten macht es nämlich keinen Unterschied, ob er 

auf Grund staatlicher Verfolgung mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit einen Nachteil zu 

erwarten hat oder ob ihm dieser Nachteil mit derselben Wahrscheinlichkeit auf Grund einer 

Verfolgung droht, die von anderen ausgeht und die vom Staat nicht ausreichend verhindert 

werden kann. In diesem Sinne ist die oben verwendete Formulierung zu verstehen, dass der 

Herkunftsstaat „nicht gewillt oder nicht in der Lage“ sei, Schutz zu gewähren (VwGH 

26.02.2002, 99/20/0509). In beiden Fällen ist es dem Verfolgten nicht möglich bzw. im Hinblick 

auf seine wohlbegründete Furcht nicht zumutbar, sich des Schutzes seines Heimatlandes zu 

bedienen (vgl. VwGH 22.03.2000, Zl. 99/01/0256; VwGH 13.11.2008, Zl. 2006/01/0191). 

Die „Glaubhaftmachung“ wohlbegründeter Furcht gemäß § 3 AsylG 1991 setzt positiv 

getroffene Feststellungen von Seiten der Behörde und somit die Glaubwürdigkeit des diesen 

Feststellungen zugrundeliegenden Vorbringens des Asylwerbers voraus (vgl. VwGH 

11.06.1997, Zl. 95/01/0627). Nach der ständigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes stellt im Asylverfahren das Vorbringen des Asylwerbers die zentrale 

Entscheidungsgrundlage dar. Dabei genügen aber nicht bloße Behauptungen, sondern bedarf 

es, um eine Anerkennung als Flüchtling zu erwirken, hierfür einer entsprechenden 

Glaubhaftmachung durch den Asylwerber (vgl. VwGH 04.11.1992, Zl. 92/01/0560). So 

erscheint es im Sinne der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht 

unschlüssig, wenn den ersten Angaben, die ein Asylwerber nach seiner Ankunft in Österreich 

macht, gegenüber späteren Steigerungen erhöhte Bedeutung beigemessen wird (vgl. VwGH 

08.07.1993, Zl. 92/01/1000; VwGH 30.11.1992, Zl. 92/01/0832; VwGH 20.05.1992, Zl. 

92/01/0407; VwGH 19.09.1990, Zl. 90/01/0133). Der Umstand, dass ein Asylwerber bei der 

Erstbefragung gravierende Angriffe gegen seine Person unerwähnt gelassen hat spricht gegen 

seine Glaubwürdigkeit (VwGH 16.09.1992, Zl. 92/01/0181). Auch unbestrittenen Divergenzen 

zwischen den Angaben eines Asylwerbers bei seiner niederschriftlichen Vernehmung und dem 

Inhalt seines schriftlichen Asylantrages sind bei schlüssigen Argumenten der Behörde, gegen 

die in der Beschwerde nichts Entscheidendes vorgebracht wird, geeignet, dem Vorbringen des 

Asylwerbers die Glaubwürdigkeit zu versagen (Vgl. VwGH 21.06.1994, Zl. 94/20/0140). Eine 

Falschangabe zu einem für die Entscheidung nicht unmittelbar relevanten Thema (vgl. VwGH 

30.09.2004, Zl. 2001/20/0006, zum Abstreiten eines früheren Einreiseversuchs) bzw. 
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Widersprüche in nicht maßgeblichen Detailaspekten (vgl. VwGH vom 23.01.1997, Zl. 

95/20/0303 zu Widersprüchen bei einer mehr als vier Jahre nach der Flucht erfolgten 

Einvernahme hinsichtlich der Aufenthaltsdauer des Beschwerdeführers in seinem Heimatdorf 

nach seiner Haftentlassung) können für sich allein nicht ausreichen, um daraus nach Art einer 

Beweisregel über die Beurteilung der persönlichen Glaubwürdigkeit des Asylwerbers die 

Tatsachenwidrigkeit aller Angaben über die aktuellen Fluchtgründe abzuleiten (vgl. dazu auch 

VwGH 26.11.2003, Zl. 2001/20/0457). 

Eine Glaubhaftmachung seiner Ausreisegründe, konkret seine damalige Sorge, dass er im 

Heimatdorf von radikal-islamischen Gruppen zur Teilnahme an deren bewaffnetem Kampf 

gezwungen werden könnte, ist dem BF gelungen, doch steht ihm aufgrund der allgemeinen 

Gegebenheiten und seiner persönlichen Umstände eine persönlich zumutbare innerstaatliche 

Fluchtalternative in den Provinzhauptstädten, wie konkret etwa Mazar-e Sharif zur Verfügung. 

Es kann nach menschlichem Ermessen nämlich nicht davon ausgegangen werden, dass dem 

BF bei Ansiedlung außerhalb seiner Heimatregion landesweite Verfolgung seitens der Taliban 

oder IS/Daesh drohen würde, nur weil er vormals dem allgemeinen Aufruf, sich diesen 

Gruppen anzuschließen, nicht gefolgt ist, ohne jedoch jemals als prominenter Gegner der 

Islamisten hervorgetreten und konkret/persönlich in deren Blickfeld geraten zu sein. Somit 

erscheint der BF zu unbedeutend, um eine nachhaltige Verfolgungsmotivation der Taliban 

bzw. IS und systematische, landesweite Suche nach seiner Person glaubhaft bzw. 

wahrscheinlich erscheinen zu lassen. 

Gleiches gilt für die in der BeschwerdevVerhandlung vorgebrachte Furcht vor einer Bedrohung 

seitens nicht näher genannter Feinde seines Onkels, die aufgrund von Geschäftsbeziehungen 

verfeindet seien. Zum einen ist auszuführen, dass dieses Vorbringen bei weitem zu unkonkret 

erscheint, um von einer maßgeblichen Gefahr für den BF ausgehen zu können, zumal auch die 

Familie des BF nach wie vor im Heimatdorf lebt, und zum anderen gilt auch in diesem Fall, 

selbst wenn eine Gefährdung lokal im Heimatdorf vorliegen würde, dass der BF einer solchen 

privaten Bedrohung durch Übersiedelung in einen anderen Landesteil ausweichen könnte. 

Die Prüfung der Zumutbarkeit einer innerstaatlichen Flucht- und Schutzalternative erfordert 

eine Beurteilung der allgemeinen Gegebenheiten im Herkunftsstaat und der persönlichen 

Umstände des Asylwerbers. Es handelt sich letztlich um eine Entscheidung im Einzelfall, die 

auf der Grundlage ausreichender Feststellungen über die zu erwartende Lage des Asylwerbers 

in dem in Frage kommenden Gebiet sowie dessen sichere und legale Erreichbarkeit getroffen 

werden muss (vgl. VwGH 27.06.2018, Ra 2018/18/0269). 
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In einem jüngst ergangenen Beschluss vom 12.07.2018, Ra 2018/18/0376, billigte der 

Verwaltungsgerichtshof im Ergebnis die Annahme des Bundesverwaltungsgerichtes, die 

Städte Mazar-e Scharif oder Herat kämen – auch ohne dortige soziale Anknüpfungspunkte – 

im Falle eines 29-jährigen, aus Kabul stammenden, arbeitsfähigen und der tadschikischen 

Volksgruppe zugehörigen Afghanen mit zwölfjähriger Schulbildung und ein- bis 

eineinhalbjährigem Universitätsbesuch als innerstaatliche Fluchtalternativen in Betracht. 

Zur Sicherheitslage in der Provinz Balkh, in der Mazar-e-Sharig gelegen ist, geht aus den 

Länderfeststellungen hervor, dass diese Provinz zu den relativ friedlichen Provinzen im Norden 

des Landes zählte, dass sich jedoch die Sicherheitslage in einigen ihrer abgelegenen Distrikte 

durch vermehrte Angriffe der Taliban verschlechtert hat. Demgegenüber gilt jedoch die Stadt 

Mazar-e-Sharif selbst als vergleichsweise sicher, wenngleich auch im Jahr 2019 monatlich 

kleinere Anschläge mit improvisierten Sprengkörpern stattgefunden haben. Ziel dieser 

Anschläge sind oftmals Sicherheitskräfte. Mazar-e Sharif befindet sich so wie andere 

Provinzhauptstädte unter der Kontrolle bzw. dem Einfluss der afghanischen Regierung und ist 

über den internationalen Flughafen auch gut erreichbar, weshalb davon auszugehen ist, dass 

Mazar-e Sharif ausreichend sicher und für den BF auch erreichbar ist.   

Obwohl die Verwirklichung grundlegender sozialer und wirtschaftlicher Bedürfnisse, wie der 

Zugang zu Arbeit und darauf aufbauend der Zugung zu Wohnraum und Nahrung, angesichts 

der großen Anzahl von Binnenvertriebenen und Rückkehrern in den Provinzhauptstädten 

Afghanistans nur eingeschränkt möglich ist, zeigt sich im Hinblick auf Mazar-e Sharif anhand 

der vorliegenden Länderinformationen insofern ein günstigeres Bild, als die Stadt ein wichtiger 

Wirtschaftsknotenpunkt (Import-Export-Drehkreuz, regionales Handelszentrum) ist, in dem 

große Fertigungsbetriebe und eine Vielzahl kleinerer und mittlerer Unternehmen angesiedelt 

sind. Zudem stehen in Mazar-e-Sharif auch genügend Wohnungen zur Verfügung, sodass laut 

wörtlicher Berichtslage „auch Personen ohne Familienanschluss in der Lage sein sollten, dort 

Wohnraum zu finden“. Es ist sohin davon auszugehen, dass in Mazar-e Sharif die 

Grundversorgung der Bevölkerung zumindest grundlegend gewährleistet ist und der Zugang 

zu u.a. Wohnraum, Arbeit, Nahrung und Gesundheitsversorgung möglich ist. 

Vor dem Hintergrund dieser allgemeinen Gegebenheiten in Mazar-e Sharif ist zu den 

persönlichen Verhältnissen des BF auszuführen, dass es ihm als einem jungen, 

uneingeschränkt arbeitsfähigen, ledigen Mann auch persönlich zumutbar ist, sich in dieser 

Stadt niederzulassen. Zwar verfügt er dort über keine familiären oder sozialen 

Anknüpfungspunkte und er ist auch nicht mit den örtlichen Gegebenheiten vertraut, jedoch 
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geht selbst UNHCR davon aus, dass im Falle von alleinstehenden Männer im erwerbsfähigen 

Alter ohne identifizierte spezifische Vulnerabilitäten vom Erfordernis der externen 

Unterstützung abgesehen werden kann (siehe die UNHCR-Richtlinien vom 30.08.2018, Seite 

110). Der BF hat 12 Jahre die Schule besucht, beherrscht Dari und Englisch (!) in Wort und 

Schrift, zudem spricht er Pashtu. Weiters werden ihm bei der Arbeitssuche auch die ihn 

Österreich verrichteten Tätigkeiten und die erworbene Bildung im Rahmen seiner Lehre zu 

Gute kommen. Vor dem Hintergrund der oben dargelegten allgemeinen Verhältnisse in 

Mazar-e Sharif ist es dem BF sohin zumutbar, durch eigene Erwerbstätigkeit seine Existenz zu 

sichern und für seine Grundbedürfnisse aufzukommen. Außerdem kann der BF Rückkehrhilfe, 

etwa von UNHCR oder IOM, in Anspruch nehmen, um unmittelbar nach seiner Rückkehr 

übergangsweise – auch im Hinblick auf den Zugang zu einer einfachen Unterkunft - in Mazar-

e Sharif das Auslangen zu finden. Angesichts der angespannten Arbeits- und Wohnsituation in 

Afghanistan wird der BF zwar anfangs und während einer gewissen Übergangsphase mit 

Schwierigkeiten bei der Arbeits- und Wohnraumsuche konfrontiert werden, jedoch wird es 

ihm nach einer Übergangsphase möglich sein, dort ein Leben ohne unbillige Härten zu führen, 

wie es auch andere Landsleute führen können.  

Der Einwand des BF in seiner Stellungnahme vom 15.01.2021, dass –sinngemäß- die Annahme 

einer IFA pandemiebedingt nicht zumutbar erscheint, da die Erwirtschaftung der 

Existenzgrundlage nochmals verschärft sei, ist letztlich angesichts der jüngsten Judikatur des 

VwGH nicht gerechtfertigt (vgl. VwGH vom 20.08.2020, Ra 2020/19/0239-4, 

Revisionszurückweisung, „vertretbare Einschätzung, wonach jungem und arbeitsfähigen BF 

die Inanspruchnahme einer IFA zumindest in Mazar-e-Sharif zumutbar ist und aus der 

Pandemie kein „real risk“ in Mazar-e-Sharif droht). 

In casu ist überdies anzuführen, dass der BF in Afghanistan noch seine gesamte Kernfamilie 

hat, die von einem Lebensmittelgeschäft des Vaters in Nangarhar lebt, sodass nach 

menschlichem Ermessen zu erwarten ist, dass der BF im Falle einer Neuansiedlung in Mazar-

e-Sharif auch wirtschaftliche Unterstützung seines Vaters bzw. seiner Familie erhalten würde. 

Dem Einwand in seiner Stellungnahme vom 15.1.2021, wonach er über keine 

Familienangehörigen in Mazar-e-Sharif verfüge, ist entgegenzuhalten, dass eine 

wirtschaftliche Unterstützung des BF bei einer Ansiedlung in dieser Stadt durch seine 

Verwandtschaft auch möglich erscheint, wenn sich die Verwandtschaft in einer anderen 

Provinz, der Heimatprovinz aufhält. Es ist amtsbekannt, dass Unterstützung in Form von 

Geldleistungen durch das afghanische Hawala-System grundsätzlich problemlos funktioniert. 
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Sohin sind die Voraussetzungen für das Vorliegen einer zumutbaren innerstaatlichen 

Fluchtalternative gegeben, weshalb die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten nicht in 

Betracht kommt. 

Auch die allgemeine Lage in Afghanistan ist nicht dergestalt, dass bereits jedem, der sich dort 

aufhält, der Status eines Asylberechtigten zuerkannt werden müsste (vgl. etwa AsylGH 

07.06.2011, C1 411.358-1/2010/15E, sowie den diesbezüglichen Beschluss des VfGH vom 

19.09.2011, Zahl U 1500/11-6; VwGH 23.02.2016, Ra 2015/01/0134-7 mit Bezugnahme auf 

die Judikatur des EGMR): Im Urteil vom 09.04.2013, H. und B. gg. das Vereinigte Königreich, Zl. 

70073/10 u. 44539/11, hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte festgehalten, 

dass in Afghanistan derzeit keine Situation allgemeiner Gewalt herrscht („Consequently, the 

Court does not consider that there is currently in Afghanistan a general situation of violence 

such that there would be a real risk of ill-treatment simply by virtue of an individual being 

returned there.“) und Personen, die nur ein sogenanntes „low profile“ aufweisen, sogar nach 

vorhergehender Tätigkeit für internationale Truppen oder internationale Organisationen nicht 

generell gezielte Verfolgung durch Taliban befürchten müssen. Der EGMR hat diese 

Rechtsprechung in einem weiteren Urteil im Hinblick auf die aktuelle Lage in Afghanistan 

ausdrücklich bestätigt (vgl. die Urteile jeweils vom 12.01.2016, jeweils gegen Niederlande: S. 

D. M. Nr. 8161-07; A. G. R. Nr. 13442-08; A. W. Q. und D. H., Nr. 25-077/06; S. S., Nr. 39575/06; 

M. R. A. ua., Nr. 46856-07).  

Aus der wirtschaftlich schwierigen Lage in Afghanistan lässt sich für den BF ebenso wenig eine 

Zuerkennung des Status eines Asylberechtigten herleiten: Eine allgemeine desolate 

wirtschaftliche und soziale Situation stellt nach ständiger Judikatur des 

Verwaltungsgerichtshofes keinen hinreichenden Grund für eine Asylgewährung dar (vgl. etwa 

VwGH vom 14.3.1995, 94/20/0798; 17.6.1993, 92/01/1081). Wirtschaftliche 

Benachteiligungen können nur dann asylrelevant sein, wenn sie jegliche Existenzgrundlage 

entziehen (vgl. etwa VwGH 9.5.1996, 95/20/0161; 30.4.1997, 95/01/0529, 8.9.1999, 

98/01/0614). Wie der Verwaltungsgerichtshof in ständiger Judikatur erkennt, reicht auch der 

Verlust (oder die Schwierigkeit der Beschaffung) eines Arbeitsplatzes nicht aus, eine 

Asylgewährung zu begründen, solange damit nicht eine ernsthafte Bedrohung der 

Lebensgrundlage verbunden ist (VwGH 19.06.1997, 95/20/0482; vgl. 28.05.1994, 

94/20/0034). Aber selbst für den Fall des Entzugs der Existenzgrundlage ist eine Asylrelevanz 

nur dann anzunehmen, wenn dieser Entzug mit einem in der GFK genannten 

Anknüpfungspunkt – nämlich der Rasse, der Religion, der Nationalität, der Zugehörigkeit zu 
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einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung – zusammenhängt, was im 

vorliegenden Fall zu verneinen ist.    

Da es dem BF nicht gelungen ist, landesweite asylrelevante Verfolgung im Sinne der Genfer 

Flüchtlingskonvention in seinem Herkunftsstaat darzutun, war der Antrag auf internationalen 

Schutz des BF gemäß § 3 AsylG 2005 abzuweisen.   

3.2. Zu Spruchpunkt II. des angefochtenen Bescheides:   

Wird ein Asylantrag „in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten“ 
abgewiesen, so ist dem Asylwerber gemäß § 8 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 der Status des subsidiär 
Schutzberechtigten zuzuerkennen, „wenn eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder 
Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von 
Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten 
würde oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der 
Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder 
innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde“. Nach § 8 Abs. 2 AsylG 2005 ist die 
Entscheidung über die Zuerkennung dieses Status mit der abweisenden Entscheidung nach § 
3 AsylG 2005 zu verbinden. 

Gemäß Art. 2 EMRK wird das Recht jedes Menschen auf das Leben gesetzlich geschützt. 
Abgesehen von der Vollstreckung eines Todesurteils, das von einem Gericht im Falle eines 
durch Gesetz mit der Todesstrafe bedrohten Verbrechens ausgesprochen worden ist, darf 
eine absichtliche Tötung nicht vorgenommen werden. Letzteres wurde wiederum durch das 
Protokoll Nr. 6 beziehungsweise Nr. 13 zur Abschaffung der Todesstrafe hinfällig. Gemäß Art. 
3 EMRK darf niemand der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder 
Behandlung unterworfen werden. 

Gemäß § 8 Abs. 3 und 6 AsylG 2005 ist der Antrag auf internationalen Schutz bezüglich dieses 
Status abzuweisen, wenn eine innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11 AsylG 2005) offensteht 
oder wenn der Herkunftsstaat des Asylwerbers nicht festgestellt werden kann. Daraus und 
aus mehreren anderen Vorschriften (§ 2 Abs. 1 Z 13, § 10 Abs. 1 Z 2, § 27 Abs. 2 und 4 AsylG 
2005) ergibt sich, dass dann, wenn dem Asylwerber kein subsidiärer Schutz gewährt wird, sein 
Antrag auf interanationalen Schutz auch in dieser Beziehung förmlich abzuweisen ist. 

Unter realer Gefahr ist eine ausreichend reale, nicht nur auf Spekulationen gegründete Gefahr 

(„a sufficiently real risk“) möglicher Konsequenzen für den Betroffenen im Zielstaat zu 

verstehen (vgl. etwa VwGH vom 19.02.2004, 99/20/0573). Gemäß der Judikatur des 

Verwaltungsgerichtshofes erfordert die Beurteilung des Vorliegens eines tatsächlichen Risikos 

eine ganzheitliche Bewertung der Gefahr an dem für die Zulässigkeit aufenthaltsbeendender 

Maßnahmen unter dem Gesichtspunkt des Art. 3 EMRK auch sonst gültigen Maßstab des „real 

risk“, wobei sich die Gefahrenprognose auf die persönliche Situation des Betroffenen in 

Relation zur allgemeinen Menschenrechtslage im Zielstaat zu beziehen hat (vgl. VwGH 



- 67 - 

 

 

22.02.2017, Ra 2016/19/0238). Dabei kann bei der Prüfung von außerhalb staatlicher 

Verantwortlichkeit liegenden Gegebenheiten nur dann in der Außerlandesschaffung des 

Antragsstellers eine Verletzung des Art. 3 EMRK liegen, wenn außergewöhnliche, 

exzeptionelle Umstände, glaubhaft gemacht sind (vgl. EGMR, Urteil vom 06.02.2001, 

Beschwerde Nr. 44599/98, Bensaid v United Kingdom; VwGH 21.08.2001, Zl. 2000/01/0443). 

Herrscht im Herkunftsstaat eines Asylwerbers eine prekäre allgemeine Sicherheitslage, in der 

die Bevölkerung durch Akte willkürlicher Gewalt betroffen ist, so liegen stichhaltige Gründe 

für die Annahme eines realen Risikos bzw. für die ernsthafte Bedrohung von Leben oder 

Unversehrtheit eines Asylwerbers bei Rückführung in diesen Staat dann vor, wenn diese 

Gewalt ein solches Ausmaß erreicht hat, dass es nicht bloß möglich, sondern geradezu 

wahrscheinlich erscheint, dass auch der betreffende Asylwerber tatsächlich Opfer eines 

solchen Gewaltaktes sein wird. Davon kann in einer Situation allgemeiner Gewalt nur in sehr 

extremen Fällen ausgegangen werden, wenn schon die bloße Anwesenheit einer Person in der 

betroffenen Region Derartiges erwarten lässt. Davon abgesehen können nur besondere in der 

persönlichen Situation der oder des Betroffenen begründete Umstände 

(Gefährdungsmomente) dazu führen, dass gerade bei ihr oder ihm ein - im Vergleich zur 

Bevölkerung des Herkunftsstaats im Allgemeinen - höheres Risiko besteht, einer dem Art. 2 

oder 3 EMRK widersprechenden Behandlung ausgesetzt zu sein bzw. eine ernsthafte 

Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit befürchten zu müssen (vgl. jüngst VwGH 

21.02.2017; Ra 2016/18/0137, VwGH 10.08.2017, Ra 2016/20/0369-11 mwN sowie die 

Rechtsprechung des EGMR und EuGH). 

Die Außerlandesbeschaffung eines Fremden in den Herkunftsstaat kann auch dann eine 

Verletzung von Art. 3 EMRK bedeuten, wenn der Betroffene dort keine Lebensgrundlage 

vorfindet, also die Grundbedürfnisse der menschlichen Existenz (bezogen auf den Einzelfall) 

nicht gedeckt werden können. Eine solche Situation ist nur unter exzeptionellen Umständen 

anzunehmen. Die bloße Möglichkeit einer durch die Lebensumstände bedingten Verletzung 

des Art. 3 EMRK ist nicht ausreichend. Vielmehr ist es zur Begründung einer drohenden 

Verletzung von Art. 3 EMRK notwendig, detailliert und konkret darzulegen, warum solche 

exzeptionellen Umstände vorliegen (vgl. VwGH 08.09.2016, Ra 2016/20/0063). 

Gemäß Art. 15 der Statusrichtlinie (RL 2011/95/EU) gilt als „ernsthafter Schaden“ die 

Verhängung oder Vollstreckung der Todesstrafe (lit. a) oder Folter oder unmenschliche oder 

erniedrigende Behandlung oder Bestrafung eines Antragstellers im Herkunftsland (lit. b) oder 

eine ernsthafte individuelle Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit einer Zivilperson 
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infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen 

bewaffneten Konflikts (lit. c). 

In seinem rezenten Erkenntnis vom 06.11.2018, Ra 2018/01/0106, hat der 

Verwaltungsgerichtshof klargestellt, dass zwar dem Wortlaut des § 8 Abs. 1 AsylG 2005 nach 

jegliche reale Gefahr einer Verletzung von Art. 3 EMRK an sich (unabhängig von einer 

Verursachung von Akteuren oder einer Bedrohung in einem bewaffneten Konflikt) für die 

Gewährung des subsidiären Schutzstatus ausreicht, dass jedoch vor dem Hintergrund der 

Statusrichtlinie und der Rechtsprechung des EuGH im Sinne einer richtlinienkonformen 

Auslegung nur jene Fälle vom subsidiären Schutz erfasst werden sollen, wo die reale Gefahr 

besteht, einen auf ein Verhalten eines Akteurs gemäß Art. 6 Statusrichtlinie 

zurückzuführenden ernsthaften Schaden im Sinne des Art. 15 lit. a und b Statusrichtlinie zu 

erleiden, oder wo eine ernsthafte individuelle Bedrohung infolge eines bewaffneten Konflikts 

gegeben ist. Nicht umfasst ist dagegen die reale Gefahr jeglicher etwa auf allgemeine 

Unzulänglichkeiten im Heimatland zurückzuführender Verletzung von Art. 3 EMRK. 

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes, der auf die jüngst ergangenen 

Urteile des EGMR (vgl. die Urteile des EGMR jeweils vom 12. Jänner 2016, jeweils gegen 

Niederlande: S. D. M., Nr. 8161/07; A. G. R., Nr. 13 442/08; A. W. Q. und D. H., Nr. 25 077/06; 

S. S., Nr. 39 575/06; M. R. A. u. a., Nr. 46 856/07) verweist, ist die allgemeine Situation in 

Afghanistan nicht so gelagert, dass die Ausweisung dorthin automatisch gegen Art. 3 EMRK 

verstoßen würde (vgl. VwGH 13.09.2016, Ra 2016/01/0096). Vielmehr obliegt es grundsätzlich 

der abschiebungsgefährdeten Person, mit geeigneten Beweisen gewichtige Gründe für die 

Annahme eines Risikos nachzuweisen, dass ihr im Falle der Durchführung einer 

Rückführungsmaßnahme eine dem Art. 3 EMRK widersprechende Behandlung drohen würde. 

Dafür reicht es jedoch nicht aus, sich bloß auf eine allgemeine schlechte Sicherheits- und 

Versorgungslage in Afghanistan zu berufen (vgl. VwGH 25.04.2017, Ra 2017/01/0016).  

Der BF stammt aus der Provinz Nangarhar, die als volatil gilt, er kann jedoch eine persönlich 

zumutbare inländische Fluchtalternative in Anspruch nehmen. Diesbezüglich wird – um 

doppelte Ausführungen zu vermeiden – auf die oben unter Punkt II. dargelegten Erwägungen 

verwiesen. 

Sohin sind die Voraussetzungen für das Vorliegen einer innerstaatlichen Fluchtalternative 

gegeben, weshalb die Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten nicht in 
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Betracht kommt und die Rückverbringung des BF nach Afghanistan nicht im Widerspruch zu § 

8 Abs. 1 AsylG 2005 steht.  

3.3. Zu Spruchpunkt III. des angefochtenen Bescheides: 

Gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer 
Rückkehrentscheidung oder einer Anordnung zur Außerlandesbringung gemäß dem 8. 
Hauptstück des FPG zu verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl 
bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des 
Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird und von Amts wegen ein 
Aufenthaltstitel gemäß § 57 AsylG 2005 nicht erteilt wird sowie kein Fall der §§ 8 Abs. 3a oder 
9 Abs. 2 AsylG 2005 vorliegt. 

Gemäß § 57 Abs. 1 AsylG 2005 ist im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen von 
Amts wegen oder auf begründeten Antrag eine "Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" 
zu erteilen: 

1. wenn der Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen im Bundesgebiet gemäß § 46a Abs. 1 Z 1 
oder Abs. 1a FPG seit mindestens einem Jahr geduldet ist und die Voraussetzungen dafür 
weiterhin vorliegen, es sei denn, der Drittstaatsangehörige stellt eine Gefahr für die 
Allgemeinheit oder Sicherheit der Republik Österreich dar oder wurde von einem inländischen 
Gericht wegen eines Verbrechens (§ 17 StGB) rechtskräftig verurteilt. Einer Verurteilung durch 
ein inländisches Gericht ist eine Verurteilung durch ein ausländisches Gericht gleichzuhalten, 
die den Voraussetzungen des § 73 StGB entspricht, 

2. zur Gewährleistung der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Handlungen oder zur 
Geltendmachung und Durchsetzung von zivilrechtlichen Ansprüchen im Zusammenhang mit 
solchen strafbaren Handlungen, insbesondere an Zeugen oder Opfer von Menschenhandel 
oder grenzüberschreitendem Prostitutionshandel oder 

3. wenn der Drittstaatsangehörige, der im Bundesgebiet nicht rechtmäßig aufhältig oder nicht 
niedergelassen ist, Opfer von Gewalt wurde, eine einstweilige Verfügung nach §§ 382b oder 
382e EO, RGBl. Nr. 79/1896, erlassen wurde oder erlassen hätte werden können und der 
Drittstaatsangehörige glaubhaft macht, dass die Erteilung der "Aufenthaltsberechtigung 
besonderer Schutz" zum Schutz vor weiterer Gewalt erforderlich ist. 

Der BF befindet sich seit August 2015 im Bundesgebiet und sein Aufenthalt ist nicht geduldet. 

Er ist nicht Zeuge oder Opfer von strafbaren Handlungen und auch kein Opfer von Gewalt. Die 

Voraussetzungen für die amtswegige Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 57 AsylG 2005 

liegen daher nicht vor, wobei dies weder im Verfahren noch in der Beschwerde auch nur 

behauptet wurde. 

Im vorliegenden Verfahren erfolgte die Abweisung des Antrages auf internationalen Schutz im 

Hinblick auf den Status des subsidiär Schutzberechtigten auch nicht gemäß § 8 Abs. 3a AsylG 
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2005 und ist auch keine Aberkennung gemäß § 9 Abs. 2 AsylG 2005 ergangen, wie aus dem 

Verfahrensgang ersichtlich ist. 

Gemäß § 52 Abs. 2 FPG hat das Bundesamt gegen einen Drittstaatsangehörigen unter einem 
(§ 10 AsylG 2005) mit Bescheid eine Rückkehrentscheidung zu erlassen, wenn dessen Antrag 
auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten 
als auch der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird, und 
kein Fall der §§ 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 AsylG 2005 vorliegt und ihm kein Aufenthaltsrecht nach 
anderen Bundesgesetzen zukommt. Dies gilt nicht für begünstigte Drittstaatsangehörige. 

Der BF ist kein begünstigter Drittstaatsangehöriger und es kommt ihm kein Aufenthaltsrecht 

nach anderen Bundesgesetzen zu, zumal mit der erfolgten Abweisung seines Antrags auf 

internationalen Schutz das Aufenthaltsrecht nach § 13 AsylG 2005 mit der Erlassung dieser 

Entscheidung endet. 

§ 9 Abs. 1 bis 3 BFA-VG lautet: 

(1) Wird durch eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG, eine Anordnung zur 
Außerlandesbringung gemäß § 61 FPG, eine Ausweisung gemäß § 66 FPG oder ein 
Aufenthaltsverbot gemäß § 67 FPG in das Privat- oder Familienleben des Fremden 
eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung zulässig, wenn dies zur Erreichung der im 
Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten Ziele dringend geboten ist. 

(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK sind 
insbesondere zu berücksichtigen: 
1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt 
des Fremden rechtswidrig war, 
2. das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens, 
3. die Schutzwürdigkeit des Privatlebens, 
4. der Grad der Integration, 
5. die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden, 
6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit, 
7. Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, 
Fremdenpolizei- und Einwanderungsrechts, 
8. die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in 
dem sich die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, 
9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behörden 
zurechenbaren überlangen Verzögerungen begründet ist. 

(3) Über die Zulässigkeit der Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG ist jedenfalls begründet, 
insbesondere im Hinblick darauf, ob diese gemäß Abs. 1 auf Dauer unzulässig ist, 
abzusprechen. Die Unzulässigkeit einer Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG ist nur dann 
auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf 
Umständen beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloß vorübergehend sind. Dies ist 
insbesondere dann der Fall, wenn die Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG schon allein auf 
Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf österreichische Staatsbürger oder 
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Personen, die über ein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes 
Niederlassungsrecht (§§ 45 und 48 oder §§ 51 ff Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), 
BGBl. I Nr. 100/2005) verfügen, unzulässig wäre. 

Der Begriff des „Familienlebens“ in Art. 8 EMRK umfasst nicht nur die Kleinfamilie von Eltern 

und (minderjährigen) Kindern und Ehegatten, sondern auch entferntere verwandtschaftliche 

Beziehungen, sofern diese Beziehungen eine gewisse Intensität aufweisen, etwa ein 

gemeinsamer Haushalt vorliegt (vgl. dazu EKMR 19.07.1968, 3110/67, Yb 11, 494 [518]; EKMR 

28.02.1979, 7912/77, EuGRZ 1981/118; Frowein/Peukert, Europäische 

Menschenrechtskonvention, EMRK-Kommentar2 [1996] Art. 8 Rz 16; Baumgartner, Welche 

Formen des Zusammenlebens schützt die Verfassung? ÖJZ 1998, 761; vgl. auch Rosenmayer, 

Aufenthaltsverbot, Schubhaft und Abschiebung, ZfV 1988, 1). In der bisherigen Spruchpraxis 

der Straßburger Instanzen wurden als unter dem Blickwinkel des Art. 8 EMRK zu schützende 

Beziehungen bereits solche zwischen Enkel und Großeltern (EGMR 13.06.1979, Marckx, EuGRZ 

1979, 458; s. auch EKMR 07.12.1981, B 9071/80, X-Schweiz, EuGRZ 1983, 19), zwischen 

Geschwistern (EKMR 14.03.1980, B 8986/80, EuGRZ 1982, 311) und zwischen Onkel bzw. Tante 

und Neffen bzw. Nichten (EKMR 19.07.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 28.02.1979, 

7912/77, EuGRZ 1981/118; EKMR 05.07.1979, B 8353/78, EuGRZ 1981, 120) anerkannt, sofern 

eine gewisse Beziehungsintensität vorliegt (vgl. Baumgartner, ÖJZ 1998, 761; Rosenmayer, ZfV 

1988, 1). Das Kriterium einer gewissen Beziehungsintensität wurde von der Kommission auch 

für die Beziehung zwischen Eltern und erwachsenen Kindern gefordert (EKMR 06.10.1981, B 

9202/80, EuGRZ 1983, 215). 

Familiäre Beziehungen unter Erwachsenen fallen dann unter den Schutz des Art. 8 Abs. 1 

EMRK, wenn zusätzliche Merkmale der Abhängigkeit hinzutreten, die über die üblichen 

Bindungen hinausgehen (vgl. VwGH 21.4.2011, 2011/01/0093). 

Da der Verfassungsgerichtshof im Falle eines im Alter von 17 Jahren unter die Obsorge von 

Pflegeeltern gestellten Asylwerbers nicht von einer als „Familienleben“ zu qualifizierenden 

Beziehung zwischen dem Pflegekind und seinen Pflegeeltern ausging (vgl. VfGH 20.02.2014, U 

2496/2013) ist auch im vorliegenden Fall die Beziehung des BF zu dem ihm nahestehenden 

österreichischen Ehepaar (insbesondere zu Fr. XXXX )  und dessen Kindern nicht unter den 

Begriff des Familienlebens zu subsumieren, sondern fällt unter den Schutz des Privatlebens.  

Hinsichtlich der Dauer des Aufenthaltes im Bundesgebiet, hat der EGMR in der Entscheidung 

(N. gegen United Kingdom vom 27.05.2008, Nr. 26565/05) im Falle einer bloß auf die Stellung 

eines Asylantrags gestützten Aufenthalts in der Dauer von zehn Jahren dies nicht als allfälligen 
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Hinderungsgrund gegen eine Ausweisung unter dem Aspekt einer Verletzung von Art. 8 EMRK 

thematisiert. 

In seiner davor erfolgten Entscheidung Nnyanzi gegen United Kingdom vom 08.04.2008 (Nr. 

21878/06) kommt der EGMR zu dem Ergebnis, dass bei der vorzunehmenden 

Interessensabwägung zwischen dem Privatleben des Asylwerbers und dem staatlichen 

Interesse eine unterschiedliche Behandlung von Asylwerbern, denen der Aufenthalt bloß 

aufgrund ihres Status als Asylwerber zukommt, und Personen mit rechtmäßigem Aufenthalt 

gerechtfertigt sei, da der Aufenthalt eines Asylwerbers auch während eines jahrelangen 

Asylverfahrens nie sicher ist. So spricht der EGMR in dieser Entscheidung ausdrücklich davon, 

dass ein Asylweber nicht das garantierte Recht hat, in ein Land einzureisen und sich dort 

niederzulassen. Eine Abschiebung ist daher immer dann gerechtfertigt, wenn diese im 

Einklang mit dem Gesetz steht und auf einem in Art 8 Abs. 2 EMRK angeführten Grund beruht. 

Insbesondere ist nach Ansicht des EGMR das öffentliche Interesse jedes Staates an einer 

effektiven Einwanderungskontrolle jedenfalls höher als das Privatleben eines Asylwerbers; 

auch dann, wenn der Asylwerber im Aufnahmestaat ein Studium betreibt, sozial integriert ist 

und schon 10 Jahre im Aufnahmestaat lebte. 

Auch die Frage, ob das Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt entstand, indem sich die 

Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, ist bei der Abwägung in 

Betracht zu ziehen (EGMR 24.11.1998, Fall Mitchell, Appl. 40.447/98; 05.09.2000, Fall 

Solomon, Appl. 44.328/98; 31.01.2006, Fall Rodrigues da Silva und Hoogkamer, Appl. 

50.435/99, OJZ 2006, 738 = EuGRZ 2006, 562). 

Aus der Judikatur des VwGH ergibt sich, dass bei beruflicher und sozialer Verfestigung im Falle 

einer Aufenthaltsdauer von 7 Jahren, die privaten Interessen am Verbleib im Bundesgebiet 

schwerer wiegen können als das öffentliche interesse am geordneten Vollzug der 

fremdenrechtlichen Bestimmungen. Der VwGH betont jedoch in ständiger Rechtsprechung 

(vgl. Ra 2017/18/0070vom 30.08.2017 ), dass die Aufenthaltsdauer nach § 9 Abs. 2 Z 1 BFA-

VG 2014 nur eines von mehreren im Zuge der Interessenabwägung zu berücksichtigenden 

Kriterien darstellt, weshalb auch nicht gesagt werden kann, dass bei Unterschreiten einer 

bestimmten Mindestdauer des Aufenthalts in Österreich jedenfalls von einem deutlichen 

Überwiegen der öffentlichen Interessen an der Beendigung des Aufenthalts im Bundesgebiet 

gegenüber den gegenteiligen privaten Interessen auszugehen ist (vgl. etwa VwGH vom 30. Juli 

2015, Ra 2014/22/0055 bis 0058). Einer Aufenthaltsdauer von weniger als fünf Jahren kommt 

für sich betrachtet noch keine maßgebliche Bedeutung für die durchzuführende 
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Interessenabwägung zu (siehe das soeben zitierte Erkenntnis; weiters etwa VwGH vom 21. 

Jänner 2016, Ra 2015/22/0119, vom 10. Mai 2016, Ra 2015/22/0158, und vom 15. März 2016, 

Ra 2016/19/0031). 

Dies bedeutet, dass bei Vorliegen einer sehr kurzen Aufenthaltsdauer unter 5 Jahren im 

Regelfall kein schutzwürdiges Privatleben vorliegen wird und schon ganz besonders 

außergewöhnliche Integrationsschritte, Bindungen und Integrationsbemühungen vorliegen 

müssen, damit bei einer Interessenabwägung allenfalls das Privatinteresse des BF am Verbleib 

im Bundesgebiet die öffentlichen Interessen angeordneten Vollzug des Asyl- und 

Fremdenwesens überwiegen kann. Ein Aufenthalt von über 5 Jahren (bzw. zwischen 5 und 10 

Jahren), wie er in casu mit etwa 5 ½ Jahren vorliegt, kann jedoch bei besonderer beruflicher 

und sozialer Verfestigung bereits Relevanz entfalten, wobei die Verfestigung/Bindungen umso 

intensiver sein muss/müssen, je kürzer die Aufenthaltsdauer ist. 

Hinzu kommt, dass das Gewicht der Integrationsaspekte in jenen Fällen gemindert ist, in 

welchen eine fortgeschrittene Integration des Antragstellers zu einem Zeitpunkt entstanden 

ist, zudem er sich seines unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst gewesen ist bzw. bewusst 

gewesen sein musste.  

Bei dieser Minderung der Gewichtung der Privatinteressen des BF scheint es angezeigt, zu 

differenzieren, ob ein Antragsteller keinesfalls mit der Fortsetzung seines Privatlebens im 

Gastland hat rechnen dürfen, dies wird etwa der Fall sein, wenn sich ein Antragsteller auf eine 

als unglaubwürdig erkannte Fluchtgeschichte beruft, oder ob der Antragsteller zum Zeitpunkt 

seiner Einreise tatsächlich war verfolgt war oder er guten Glaubens auf einen positiven 

Ausgang seines Asylverfahrens hoffen durfte (vgl. Auch Chvosta, Die Ausweisung von 

Asylwerbern und Art. 8 EMRK, ÖJZ 2007/74, Punkt 3a). 

Für den vorliegenden Fall bedeutet dies, dass die Minderung der Gewichtung der 

Privatinteressen des BF nur relativ moderat ausfällt, da dessen Vorbringen zur 

Bedrohungssituation im Heimatland letztlich nicht schlüssig entgegengetreten werden kann 

und die Abweisung seines Asylantrages lediglich aufgrund des Vorliegens einer inländischen 

Fluchtalternative zum Entscheidungszeitpunkt beruht. Ausgehend davon kann nicht gesagt 

werden, dass der BF in casu zum Zeitpunkt seiner Antragstellung keinesfalls darauf hoffen 

durfte, im Gastland zu verbleiben.   

Der BF hat einen Werte- und Orientierungskurs besucht und die Sprachprüfung auf dem 

Niveau “A2” erfolgreich abgelegt und konnte sich das BVwG in der öffentlichen mündlichen 
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Beschwerdeverhandlung davon überzeugen, dass der BF Deutsch auf einem (deutlich höheren 

als „A2“-) Niveau spricht, auf dem eine problemlose Kommunikation möglich ist. 

Zudem kommt, dass der BF im Bundesgebiet beruflich tätig ist, konkret bereits das 3. 

praktische Lehrjahr einer Lehre zum Restaurantfachmann absolviert, er in seiner Ausbildung 

erfolgreich ist und er zudem durch die Lehrlingsentschädigung von € 855,- (plus Trinkgeld von 

etwa € 100,- bis 150,- pro Monat) bereits selbsterhaltungsfähig ist, was bei der 

Interessensabwägung deutlich zu seinen Gunsten wiegt. Es wird nicht verkannt, dass gemäß § 

14 Abs. 2 lit. f des Berufsausbildungsgesetzes ein Lehrverhältnis bei negativem Abschluss eines 

Asylverfahrens eines Lehrlings ex lege endet, doch sind keine Umstände erkennbar, aus 

welchem Grund der BF nicht in der Lage sein sollte, im Falle der Gewährung eines 

Aufenthaltstitels diese angefangene Lehre nicht weiter betreiben zu können. 

Weiters ist festzuhalten, dass der BF im Bundesgebiet persönliche Bindungen zu Österreichern 

erlangt hat, insbesondere ist seine enge Bezeihung zu Fr.  XXXX und deren Familie 

hervorzuheben, die ihn quasi als ihren 4. Sohn ansieht. 

Schließlich nimmt der Antragsteller auch am sozialen Leben in seinem Wohnort teil, engagiert 

sich bei Hilfstätigkeiten und bringt seine Arbeitskraft bei diversen sozialen Veranstaltungen 

ein.  

Dass der BF strafgerichtlich unbescholten ist, rundet das Bild seiner Persönlichkeit ab, vermag 

jedoch keine Erhöhung der Gewichtung seines Privatinteresses zu begründen, da 

strafgerichtliche Unbescholtenheit im Regelfall anzunehmen ist und der “Normalfall” sein 

sollte. 

Insgesamt betrachtet erscheint der BF damit im Bundesgebiet in einem beachtlichen Ausmaß 

beruflich und sozial verfestigt. Der Grad seiner Integration ist insgesamt betrachtet sehr weit 

fortgeschritten, sodass bei einer Interessenabwägung gemäß des zweiten Absatzes des Art. 8 

EMRK die öffentlichen Interessen angeordneten Vollzug des Asyl- und Fremdenwesens im 

Vergleich zu seinem privaten Interesse am weiteren Verbleib im Bundesgebiet zurücktreten. 

Eine Rückkehrentscheidung gegen den Beschwerdeführer würde sich daher zum 

maßgeblichen aktuellen Entscheidungszeitpunkt in diesem besonderen Einzelfall als 

unverhältnismäßig im Sinne von Art. 8 Abs. 2 EMRK erweisen. 

Das Bundesverwaltungsgericht geht davon aus, dass die drohende Verletzung des Privat- und 

Familienlebens auf Umständen beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloß vorübergehend, 

sondern auf Dauer sind. 
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Der Beschwerde gegen die Spruchpunkte III. bis IV. des angefochtenen Bescheides war daher 

stattzugeben und festzustellen, dass die Erlassung einer Rückkehrentscheidung auf Dauer 

unzulässig ist. 

Gemäß § 58 Abs. 2 AsylG 2005 ist die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 55 AsylG 2005 
von Amts wegen zu prüfen, wenn eine Rückkehrentscheidung aufgrund des § 9 Abs. 1 bis 3 
BFA-VG auf Dauer unzulässig erklärt wird. 
Gemäß § 55 Abs. 1 AsylG 2005 ist im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen von 
Amts wegen oder auf begründeten Antrag eine „Aufenthaltsberechtigung plus" zu erteilen, 
wenn  
1. dies gemäß § 9 Abs. 2 BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im 
Sinne des Art. 8 EMRK geboten ist und  
2. der Drittstaatsangehörige das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemäß § 9 
Integrationsgesetz (IntG), BGBl. I Nr. 68/2017, erfüllt hat oder zum Entscheidungszeitpunkt 
eine erlaubte Erwerbstätigkeit ausübt, mit deren Einkommen die monatliche 
Geringfügigkeitsgrenze (§ 5 Abs. 2 Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG), BGBl. I Nr. 
189/1955) erreicht wird.  
 
Nach § 55 Abs. 2 AsylG 2005, ist eine „Aufenthaltsberechtigung" zu erteilen, wenn nur die 
Voraussetzung des Abs. 1 Z 1 leg. cit. vorliegt. 

Wie weiter oben ausgeführt, befindet sich der BF in einem Lehrverhältnis im 3. praktischen 

Lehrjahr als Restaurantfachmann. Der BF brachte und bringt aufgrund dieses 

Beschäftigungsverhältnisses monatlich jedenfalls über € 850,- ins Verdienen. Ein 

Beschäftigungsverhältnis gilt gemäß § 5 Abs. 2 ASVG als geringfügig, wenn daraus im 

Kalendermonat kein höheres Entgelt als EUR 475,86 (für das Jahr 2021) gebührt. Im 

vorliegenden Fall besteht somit im Entscheidungszeitpunkt eine erlaubte Erwerbstätigkeit, 

mit deren Einkommen die Geringfügigkeitsgrenze erreicht (und überschritten) wird.  

Die Voraussetzungen gemäß § 55 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 sind im gegenständlichen Fall daher 

gegeben, weshalb dem Beschwerdeführer gemäß § 54 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 der 

Aufenthaltstitel „Aufenthaltsberechtigung plus" zu erteilen war. 

Die belangte Behörde hat dem Beschwerdeführer den Aufenthaltstitel gemäß § 58 Abs. 7 

AsylG 2005 auszufolgen; der Beschwerdeführer hat hieran gemäß § 58 Abs. 11 AsylG 2005 

mitzuwirken. Der Aufenthaltstitel gilt gemäß § 54 Abs. 2 AsylG 2005 zwölf Monate lang, 

beginnend mit dem Ausstellungsdatum. 
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Zu B) 

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder 

Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der 

Ausspruch ist kurz zu begründen.   

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der 

Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die 

gegenständliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die 

vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu 

beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu 

lösenden Rechtsfrage vor. 

 

Das Bundesverwaltungsgericht konnte sich im vorliegenden Fall auf eine ständige 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine ohnehin klare Rechtslage 

stützen. Die maßgebliche Rechtsprechung wurde bei den Erwägungen zu A) wiedergegeben. 

Insoweit die dort angeführte Judikatur zu früheren Rechtslagen ergangen ist, ist diese nach 

Ansicht des Bundesverwaltungsgerichtes auf die inhaltlich meist völlig gleichlautenden 

Bestimmungen der nunmehr geltenden Rechtslage unverändert übertragbar. 


